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Sy l v i a S t o l z

Rechtsanwält in

Scheingerichtsverfahren gegen Sylvia Stolz wegen Volksverhetzung u.a
BRD-LG Mannheim – 4 KLs 503 Js 2306/06

Stellungnahme

Der Hinweis der Strafkammer vom 19. November 2007 gibt mir Veranlassung, folgendes

klarzustellen:

Die Behauptung, ich hätte keinen der Anklagepunkte in Abrede gestellt, ist unzutreffend. So

habe ich beispielsweise nicht eingeräumt, meine Beschwerdeschrift im Ausschlußverfahren

bzw. andere Schriftsätze ins Internet gestellt zu haben. Lediglich die in der Anklageschrift

aufgeführten Schriftsätze habe ich anerkannt sowie die inhaltliche Richtung der Mitschriften

meiner Stellungnahmen, die alles andere als wörtlich erfolgten.

Die mir im „Hinweis“ zugeschriebene Äußerung: „die Ansicht, Menschen seien durch den

Einsatz von Zyklon B getötet worden,“ sei „naturwissenschaftlich nicht haltbar“, habe

ich nicht getan und ist an sich barer Unsinn. Vielmehr habe ich – gestützt auf die

Forschungsergebnisse der revisionistischen Historiker, insbesondere auf die Befunde von

Germar Rudolf – ausgeführt, daß die von der offiziellen Geschichtsschreibung behaupteten

Umstände und Verfahrensabläufe Naturgesetzen widersprechen und schon deshalb als

widerlegt anzusehen seien. So behauptet – um in diesem Rahmen nur ein Beispiel zu nennen -

ein jüdischer Zeuge, tausend jüdische Leichen seien in eine große Grube geworfen und

innerhalb einer halben Stunde zu Asche verbrannt worden. Jeder Kremierungsexperte wird

dies als unmöglich bezeichnen, da die Verbrennung einer menschlichen Leiche unter den

günstigsten Bedingungen in einem modernen Krematorium eine Stunde dauert und die

übrigbleibenden Knochen mit einer Knochenmühle zermahlen werden müssen.

Die folgende Passage auf Seite 2 im „Hinweis“:

„Bei Ausführungen zu ihrer These, Deutschland stehe seit Ende des 2. Weltkrieges unter

jüdischer ‚Fremdherrschaft’ …. hat sie - u.a. – darauf hingewiesen, daß …… Ausfluß

der von ihr behaupteten jüdisch bestimmten Fremdherrschaft in Deutschland nach dem 2.
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Weltkrieg insbesondere eine unzureichende Strafverfolgung im Bereich von Straftaten

des sexuellen Mißbrauchs, der organisierten Kriminalität und des Drogenhandels sei.“

stellt eine Verzerrung meiner Ausführungen dar. Ich hatte dargelegt, daß ich an bestimmten

Erscheinungen - nämlich den hier im Hinweis aufgeführten – schon früh gemerkt hätte, daß in

unserem Lande etwas nicht stimme, daß die Interessen des Deutschen Volkes

offensichtlich nicht der Maßstab für das Handeln der verantwortlichen

Instanzen sei. Erst später – nach Wahrnehmung umfassenderer Zusammenhänge und

Kenntnisnahme der von Horst Mahler veröffentlichten Arbeiten, hier insbesondere der Schrift

„Zur Heilsgeschichtlichen Lage des Deutschen Reiches“ und seiner Einlassung im Berliner

Judaismus-Prozeß – wurde mir die Jüdische Fremdherrschaft ein Begriff, unter dem sich jetzt

die beobachteten Erscheinungen schlüssig zu einem Ganzen fügten. Da es für das jetzige

Verfahren entscheidend darauf ankommt, den Einfluß abzuschätzen, den diese Texte auf mich

gemacht haben, werde ich zu gegebener Zeit beantragen, dieselben vollständig im Wege des

Urkundenbeweises zu verlesen.

Die Verfasser des „Hinweises“ scheinen mir zu verübeln, daß ich mich – zunächst ganz

allgemein - kritisch über Jüdische Zeugenaussagen geäußert habe (vgl. S. 2 Mitte). Dem sind –

zunächst ebenfalls ganz allgemein – die Vorschriften des Jüdischen Gesetzes bezüglich des

Verhaltens von Juden als Zeugen vor Gericht entgegenzuhalten.

Dazu lesen wir im Schulchan Aruch, dem wohl einflußreichsten religiösen Regelwerk der

Judenheit:

"Hat ein Jude einen Nichtjuden bestohlen, und das Gericht legt jenem Juden

einen (dies bestreitenden) Eid auf in Gegenwart anderer Juden, diese aber

wissen, daß er falsch schwören wird, so sollen sie ihn zu einem Vergleich

mit dem bestohlenen Nichtjuden nötigen (und auf ihn einwirken), nicht falsch

zu schwören, auch wenn er doch noch zum Eide genötigt werden sollte,

weil durch seinen (offensichtlich falschen) Eid der Name entheiligt würde.

Wird er aber zum Eid genötigt, ohne daß sein Meineid

nachweisbar ist, so soll er (falsch schwören, aber) den Eid in

seinem Herzen vernichten, weil er zu ihm gezwungen

ist."(Joreh deah 239.1)

"Hat ein Nichtjude eine Geldforderung an einen Juden und ein

anderer Jude kann - als einziger Zeuge - für den Nichtjuden

gegen den Juden aussagen, so ist es da, wo das nichtjüdische

Recht (im Gegensatz zum jüdischen) schon auf Aussage eines
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Zeugen zur Zahlung verurteilt, dem anderen Juden verboten,

für den Nichtjuden Zeugnis abzulegen, widrigenfalls er in den

jüdischen Bann getan wird."(Choschen ha-Mischpat 28,3).

Wie muß ein Verteidiger, der seinen Mandanten davor zu schützen hat, aufgrund falscher

Zeugenaussagen verurteilt zu werden, mit derartigen Anhaltspunkten umgehen? Darf er über

Anhaltspunkte für die mangelnde Glaubwürdigkeit von Zeugenaussagen einfach

hinweggehen? Muß er, wenn Aussagen Jüdischer Zeugen zu prüfen sind, die Erkenntnisse

über deren grundsätzliches Verhältnis zur Wahrheit unbeachtet lassen? Ist er nicht verpflichtet,

die religiöse Prägung Jüdischer Zeugen ähnlich wie die sittliche Unreife eines kindlichen

Zeugen als Grund zum Zweifel an der Glaubwürdigkeit des Zeugen ins Feld führen? Und ist

die Skepzis gegenüber Jüdischen Zeugen etwa nicht allgemein angezeigt? Steht sie nicht im

Dienste der Wahrheitsfindung und der Gerechtigkeit? Dürfte sie mit dem Hinweis, Juden

könnten sich dadurch beleidigt fühlen (sie fühlen so nicht!) oder mit der Behauptung, es würde

damit gegen Juden „gehetzt“, unter Strafandrohung für den pflichtbewußten Verteidiger aus

Deutschen Gerichtssälen herausgehalten werden? Käme das nicht einer unzulässigen

Privilegierung Jüdischer Zeugen gleich?

Meine Erklärung, zur Aufdeckung der geistigen Wurzeln dieser Jüdischen Fremdherrschaft

aus dem einschlägigen Schrifttum Zitate vortragen zu wollen, die im Judaismus-Beweisantrag

von Horst Mahler zusammengestellt worden sind, verdankt sich der Notwenigkeit, der

Richterbank die unverzichtbaren Grundlagen für den Nachvollzug meiner

Überzeugungsbildung zu vermitteln. Die Aufklärung dieser Überzeugungsbildung ist das

Herzstück meiner Einlassung zur Sache, denn die von mir gewonnene Überzeugung ist

der Quellgrund meines Handelns, das den Gegenstand des Verfahrens bildet. Ich bin mir

sicher, daß mit dieser Überzeugung jeder Deutsche mit Ehrgefühl an meiner

Stelle genau so gehandelt hätte, wie ich gehandelt habe.

In dem „Hinweis“ der Herren Glenz und Kollegen ist – kaum versteckt - die Ankündigung

enthalten, sie würden den Vortrag von Talmudstellen und judenkritischer Zitate als „Mißbrauch

des Rechts, zur Sache auszusagen“, werten und dementsprechend verhindern. Welche

Gesinnung kommt darin zum Ausdruck?

Es ist ein Akt der Niedertracht, einem Deutschen Verteidiger, der erkannt hat, daß der

Holocaust eine Erfindung der Juden ist, zuzumuten, bei der Verteidigung eines wegen

„Holocaustleugnung“ angeklagten Volksgenossen schweigend darüber hinwegzugehen.

Rechtsmißbrauch ist nicht mir vorzuwerfen, sondern denen, die – um den Juden zu gefallen -
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dem Deutschen Volk mit den Mitteln der Justiz ein Leben in Ehrlosigkeit und Schande

aufzwingen wollen. Unüberbietbar ist die Rechtsverachtung, die darin zum Ausdruck kommt,

daß „Richter“ Verteidigern mit Strafverfolgung drohen für den Fall, daß diese die offen zutage

liegenden Zweifel am offiziellen Geschichtsbild bezüglich der Judenverfolgung im Dritten Reich

und damit an der Schuld ihres Mandanten zum Thema machen. Wenn es noch eines Beweises

bedürfte, daß die Deutschen unter Jüdischer Fremdherrschaft stehen, dann ist es dieses

schändliche Verhalten der als „Richter“ für die OMF-BRD tätigen Juristen.

Ich weiß von den inneren Schwierigkeiten, mit denen gutwillige Menschen unseres Volkes zu

kämpfen haben, wenn sie unvorbereitet mit „revisionistischem Gedankengut“ in Berührung

kommen. Ich kann nachvollziehen, daß die meisten Deutschen es nicht für möglich halten, daß

irgendeine Macht der Welt in der Lage sein könnte, eine so gewaltige Lüge in die Welt zu

setzen und über Jahrzehnte am Leben zu erhalten, wie sie mit der Holocaustreligion

Wirklichkeit geworden ist. Dieser satanische Anschlag auf die Völker – insbesondere auf das

Deutsche – übersteigt die Vorstellungskraft eines Ariers.

Erst die Vertrautheit mit dem Judaismus bahnt den Weg zur befreienden Einsicht, daß die

heiligen Schriften der Juden das Lügen als gottgefälliges Tun darstellen, wenn und soweit es

den nicht- jüdischen Völkern zum Schaden gereicht. „Sie haben einen Glauben, der sie

berechtigt, Fremde zu berauben.“ (Goethe)

Im Deutschen Volksgeist sind Lüge und Betrug geächtete Verhaltensweisen. Sie werden

Wirklichkeit nur als Tat Einzelner und sind begleitet von einem schlechtem Gewissen. Es ist so

im Deutschen Volk immer nur ein relativ geringes Quantum „krimineller Energie“ am Werke,

die Täuschung und Lüge als Waffen führt. Dementsprechend begrenzt sind die Möglichkeiten

bei der Tatausführung und die Auswirkungen der Täuschung. Allein in diesem geistigen Klima

ist der Glaube an die Redlichkeit der Rechtsgenossen gerechtfertigt und nicht Ausdruck von

Dummheit bzw. Unerfahrenheit.

Ganz anders verhält es sich mit dem Jüdischen Volksgeist. Ihm ist der Betrug zum Schaden

eines Nichtjuden nicht nur keine Sünde, sondern vor Jahwe ein Verdienst. So vermögen sich

die Intelligenz, der Erfindungsgeist und die schöpferische Energie eines ganzen Volkes ohne

Skrupel in den Dienst der Lüge zu stellen. Die negative Energie ist nicht – wie bei arischen

Völkern – geächtet und partikularisiert, sondern im hellen Tageslicht gebündelt und konzentriert

auf den für das Judentum durch Täuschung zu erlangenden Gewinn. Der den Nichtjuden

betrügerisch abgejagte Gewinn dient der Verherrlichung des Judengottes. So wähnen sich

gläubige Juden als Besitzmittler Jahwes und als von diesem beauftragt, alles Vermögen der

Gojim, das den Juden als herrenloses Gut gilt, an sich zu bringen, um die Stätte der Füße

Jahwes, Jerusalem, herrlich zu machen. (Jes 60,13) Den Juden ist von ihrem Gott verheißen,

daß jedwede Heiden oder Königreiche umkommen sollen und verwüstet werden, die Israel

nicht dienen wollen. (Jes 60, 12)
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Herr Glenz und Kollegen deuten an, daß sie die heiligen Bücher der Juden – weil schon

Jahrtausende alt - nicht mehr als prägend für das Verhalten der Juden in der Gegenwart

ansehen wollen. Das Gegenteil ist richtig. Hier mangelt den Juristen offensichtlich der

erforderliche Sachverstand. Haben Sie denn über das Wunder nachgedacht, daß die

Judenheit, ein orientalisches Volk, sich im Unterschied zu allen anderen Völkern, die im

Altertum Geschichte gemacht haben - die Meder, die Assyrer, die Perser, die Ägypter, die

Griechen, die Römer – bis in die Gegenwart hinein erhalten haben? Nur die Juden haben zu

allen geschichtlichen Zeiten in allen Gegenden des Weltkreises bis in unsere Tage eine

wichtige, wenn nicht gar eine bestimmende Rolle gespielt. Sie sind heute fast überall die

eigentlichen Herrscher im Hintergrund. Die sich mit Sachverstand mit diesem Rätsel

beschäftigen, sind einhellig mit den Jüdischen Geistern der Überzeugung, daß die Lehren der

Thora, des Talmud und des Schulchan Aruch jene geistige Essenz sind, in der die

Weltjudenheit ihren unverbrüchlichen Zusammenhalt findet, der sie über Jahrtausende hinweg

als geschichtliches Volk erhält und zur Weltherrschaft befähigt. Dabei ist hervorzuheben, daß

gerade die Feindseligkeit und Rücksichtslosigkeit, die im Judentum haust und ihm stets eine

feindliche Umgebung schafft, notwendig als zusammenhaltende Kraft wirkt, ohne die es „die

Judenheit“ nur noch in der Erinnerung der Völker gäbe.

Der Staat Israel gibt durch seine Botschaft in der Bundesrepublik Deutschland

Aufschluß über die Bedeutung der Jüdischen heiligen Schriften für das Israel

der Gegenwart durch folgende Darstellung, die sie im Internet verbreiten läßt

(hier auszugsweise zitiert):

HEILIGE SCHRIFTEN DES JUDENTUMS

Einfluß und Gewicht der heiligen Schriften des Judentums übersteigen bei

weitem ihre religiöse Bedeutung. Diese alten Texte enthalten nicht nur die

religiösen Auffassungen des Judentums, sondern auch das historische,

kulturelle und gesellschaftliche Erbe des jüdischen Volkes. In Israel, wo

Einstellungen zur Tradition von ultra-orthodoxen bis zu säkularen Positionen

reichen, besitzen heilige Schriften vielfältige Bedeutungen - sie sind geistige,

moralische und praktische Führer durch den Alltag sowie historischer und

kultureller Besitz, der kritisch untersucht und studiert wird.

Die Erzählungen, Ideen und Philosophien der heiligen Schriften umfassen

Jahrtausende jüdischen Lernens und Denkens. Sie treten auch in vielen

Bereichen der modernen Kultur Israels offen zutage, denn diese Kultur lehnt

sich an das Vermächtnis der Vergangenheit an, selbst wenn es um Fragen

und Probleme der Gegenwart geht.

DIE THORA



6

Grundlage aller heiligen Schriften des Judentums ist die Thora. Im engeren

Sinne ist die Thora der Pentateuch - die fünf Bücher Mose, ....

Die grundlegende Botschaft der Thora verkündet die absolute Einheit und

Einzigkeit Gottes. Seine Schöpfung der Welt und Seine Sorge um die

Schöpfung sowie Seinen ewigen Bund mit dem Volk Israel. Der Pentateuch

enthält das Kulturerbe des jüdischen Volkes - in der Erzählung der

Geschichte des Volkes, der Verkündigung seiner leitenden Gebote und

Weisungen und der Prophezeiungen seines Schicksals. ....

DER TALMUD

Nach dem redaktionellen Abschluß und der Herausgabe der Mischna

begannen die Amora´im genannten Rabbiner des 3. Bis 6. Jahrhunderts

dieses Werk zu diskutieren und auszuarbeiten, Korrekturen vorzunehmen

und offensichtliche Widersprüche auszugleichen. Das Gesamtergebnis ihrer

Bemühungen ist die Gemara. Gemara und Mischna bilden zusammen den

Talmud ( Pl. Talmudium) - ein Wort, daß die Tätigkeit des Lernens und

Studiums bezeichnet.

Es gibt zwei Talmudim, den Jerusalemer Talmud ( im Lande Israel

zusammengestellt) und den Babylonischen Talmud. Der Babylonischen

Talmud behandelt 37 der 63 Standardtraktate und umfaßt mehrere spätere

Werke - insgesamt 2,5 Millionen Wörter auf 4.894 Folioseiten. Der
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Avraham und Turei Zahav - ließen den Sulchan Aruch zur

bindenden Autorität für nahezu das gesamte orthodoxe

Judentum werden.

….

VOM GEBRAUCH DER HEILIGEN SCHRIFTEN DES JUDENTUMS

….

Das Studium des Talmud wird intensiv in den Jeshivot, den

religiösen Akademien, betrieben, aber auch in Synagogen und

Privathäusern - hier ist das Talmudstudium zudem ein

gesellschaftliches Ereignis - und an den Universitäten. Die

meisten großen Universitäten in Israel haben heute einen

Fachbereich für talmudische oder rabbinische Literatur. Gemäß

einer Innovation des 20. Jahrhunderts studieren Tausende von

Laien nach einem koordinierten Leseplan jeden Tag eine Seite

des Talmuds. Auf diese Weise bearbeiten sie das gesamte

Werk in zirka sieben Jahren.

Viele Synagogen unterhalten eine gut ausgestattete Bibliothek heiliger Texte

und Sammlungen religiöser Bücher.
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DIE HEILIGEN SCHRIFTEN IM JÜDISCHEN HAUS

Heilige Schriften können in den Bücherregalen vieler jüdischer Haushalte

gefunden werden. Der Tanach (Thora, Propheten und Schriften) oft

in Begleitung eines Kommentars findet sich selbst in den

säkularsten Häusern (viele Israelis erhalten einen Tanach als

Geschenk anläßlich des Schulabschlusses oder der Beendigung

der Grundausbildung in der Armee). In gesetzestreuen ( und

vielen nicht-gesetzestreuen) Haushalten gibt es neben der

grundlegenden Literatur häufig eine umfangreiche Bibliothek,

in der die biblischen Bücher mit zusätzlichen Kommentaren, die

Mischna (mit grundlegenden Kommentaren), der Talmud

(einschließlich umfangreicher Kommentare), der Shulchan

Aruch und spätere Kodizes und Handbücher zur religiösen

Praxis stehen. …. Rabbiner besitzen und konsultieren umfangreiche

Sammlungen talmudischer Kommentare, Responsenliteratur und juristischer

Kodizes.

….

DIE MODERNE UND DIE HEILIGEN SCHRIFTEN

Die Entstehung einer millionenstarken Hebräisch sprechenden Bevölkerung

in Israel machte jüdische Texte zugänglicher und hat eine Fülle neuer

Arbeiten in der modernen Landesprache hervorgebracht. Führend sind

hier die Kommentare zum Babylonischen und zum Jerusalemer

Talmud von Rabbiner Adin Steinsaltz sowie Rabbiner Pinhas Kehatis

Kommentar zur Mischna.

Jüdische Staatlichkeit, die Existenz einer jüdischen Armee, Beziehungen mit

Nichtjuden, internationaler Handel sowie moderne Landwirtschaft und

Nahrungsmittelverarbeitung sind nur einige der Themenbereiche, die in

umfassenden rabbinischen Abhandlungen, Büchern, Zeitschriften und

Broschüren erörtert werden.

Jüdische Texte haben auch bei der Wiederbelebung der hebräischen Kultur

in Israel eine zentrale Rolle gespielt. Biblische Studien stehen auf dem

Lehrplan aller säkularen und gesetzestreuen Schulen (mit entsprechend

formulierten pädagogischen Ansätzen und Lernschwerpunkten). Die

Universitäten betreiben das Studium dieser Texte in einer Reihe

interdisziplinärer Ansätze. Der Einfluß der heiligen Schriften des Judentums

wird auch in der zeitgenössischen israelischen Literatur deutlich, die alten
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Erzählungen, Konzepten und Bildern neue Formen und Stimmen verleihen.

Zwei bemerkenswerte literarische Beispiele sind Israels Nationaldichter H.N.

Bialik und der Nobelpreisträger S.Y. Agnon. Beide lehnen sich in ihren

international anerkannten Werken intensiv an rabbinische Quellen an.

Die Computerrevolution ist auch an der heiligen Literatur nicht

vorübergegangen. Eine Datenbank für Responsenliteratur existiert seit

nahezu einer Generation an der Bar-Ilan-Universität in Ramat Gan. Kürzlich

haben Privatunternehmer eine "Thora-Software" auf den Markt gebracht.

Auch Produkte wie der Talmud auf CD-ROM finden regen

Zuspruch. Reiche religiöse Kommentare, von dem Thora-

Wochenabschnnitt bis zu Ratgebern zur Beachtung der religiösen

Speisegebote, sind im Internet zugänglich.

Heute wird in Israel das Studium der heiligen Schriften des

Judentums und ihre Anpassung an das moderne Leben mit

präzedenzlosem Eifer fortgeführt.

© 1998 Botschaft des Staates Israel in der Bundesrepublik Deutschland

Wer also meint, man könne bei der Bestimmung des Jüdischen Wesens und unseres

Verhältnisses zu den Juden deren heilige Schriften unberücksichtigt lassen, ist ein Scharlatan

und Bauchredner der Jüdischen Lobby, die uns mit solchen „Reflexionen“ absichtsvoll in die

Irre führen will.

Die Ausführungen über die Jüdische Weesensart mögen den Nichtwissenden so ungeheuerlich

erscheinen, daß es unklug wäre, nicht sofort an dieser Stelle die Belege aus den heiligen

Schriften der Juden beizubringen. So sei es!

Im Talmud ist über das Verhältnis der Juden zu Nichtjuden zu

erfahren:

Jabmuth, Fol. 16b, 45a:

"Wenn ein Nichtjude oder ein Sklave einer Jisraelitin beiwohnt, so ist das

Kind ein Hurenkind." (s. Jore de'ah Nr. 377, 1.)

Berakhoth, Fol. 58b:

"Wer die Gräber der Nichtjuden sieht, spreche (Jer. 50, 12): Beschämt ist

eure Mutter, zu Schanden, die euch geboren hat."

Baba bathra Fol.: 114b:
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"Die Juden (allein) werden Menschen genannt, die Nichtjuden aber werden

nicht Menschen, sondern Vieh genannt"(; vgl. Jebamoth 61a, Kerithoth 6b,

7a).

Niddah 45a

"Wie Fleisch von Eseln ist ihr Fleisch".

Erubin, Fol. 41b:

"Drei Dinge bringen den Menschen von seinem Verstand und von der

Anerkennung seines Schöpfers, nämlich: Nichtjuden, ein böser Geist und

drückende Armut...."

Fol. 47a:

"Ein Nichtjude kann kein Zeugnis ablegen."

Fol. 47b:

"R. Chija sagte: Ein Nichtjude wird wegen eines Betruges unter einer Peruta

(Heller, Pfennig) hingerichtet und er kann das nicht zurückerstatten, weil er

einem Jisraeliten Sorgen verursachte."

Fol. 61 a:

„...denn es heißt (Ezech. 34, 31): 'Ihr aber seid meine Schafe, die Schafe

meiner Weide, Menschen seid ihr.' D. h., ihr heißt Menschen, die

(weltlichen) Völker heißen (aber) nicht Menschen.“

Tosephot, Fol. 94b:

"Der Samen der Nichtjuden (Fremden, Nokhrim) ist ein Viehsamen."

(Daßelbe steht in Kethuboth 3b.

Kidduschin, Fol. 82a:

"Der beste Arzt gehört in die Hölle und der beste Metzger ist ein Genosse

Amaleks und den besten der Gojim sollst du töten." (Siehe auch:

Jerusalem. Kidduschin 40b.; Sophrim XV. 10; Aboda zara 26b. Tosephol;

Majmonides: Jad chasaka (Starke Hand): 49b; R. Jismael: Mechitah

(Zerstörung): lla.)

Sotah, Fol. 35b:

"Es heißt (Jes. 35, 12): 'Die Völker werden zu Kalk verbrannt. Gleich wie

der Kalk keinen Bestand hat, sondern verbrannt wird; so haben auch die
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weltlichen (nichtjüdischen) Völker keinen Bestand (im Weltgerichte) sondern

werden verbrannt."

Baba kamma, Fol. 114a:

Wenn ein Jisraelit ein Grundstück, das an das Feld eines anderen Jisraeliten

grenzt, an einen Nichtjuden verkauft, so tue man ihn in den Bann, weil der

Nachbar sagen kann: Du hast einen Löwen an meiner Grenze hingelagert.

Man läßt ihn solange im Bann, bis er die Verantwortung für jeden Schaden,

der durch diesen entsteht, übernimmt." (Daßelbe steht im Baba mezia Fol.

108b. und Jore de'ah 334, 43.)

Baba mezia, Fol. 33b: "...

'Wir werden eure Freunde ansehen und sie werden zu Schanden sein.'

(Isai. 66, 5) Das ist: die weltlichen Völker werden zu Schanden sein, die

Jisraeliten werden sich freuen".

Tosephot, Fol. 61 a:

"Die Beraubung eines Bruders (Jisraeliten) ist nicht erlaubt, die

Beraubung eines Nichtjuden ist erlaubt, denn es steht

geschrieben (3. Mos. 19, 13): 'Du sollst deinem Bruder kein

Unrecht tun' - aber diese Worte -sagt Jehuda - haben auf den

Goj keinen Bezug, indem er nicht dein Bruder ist."

Fol. 111b:

"Nach R. Jehuda ist die Beraubung eines Bruders (Jisraeliten) nicht erlaubt,

die Beraubung eines Nichtjuden ist erlaubt." (S. oben Fol. 61a.)

Baba bathra, Fol. 54b:

"Die Güter der Nichtjuden gleichen der Wüste, sind wie ein

herrenloses Gut und jeder, der zuerst von ihnen Besitz nimmt,

erwirbt sie." (Daßelbe steht im Choschen hamischpath 156,5 u. 271,4.)

Sanhedrin, Fol. 57a:

"Es wird bezüglich des Raubes gelehrt: Diebstahl, Raub und

Raub einer schönen Frau und desgleichen ist einem Nichtjuden gegenüber

einem Nichtjuden und einem Nichtjuden gegenüber einem Jisraeliten

verboten, und einem Jisraeliten gegenüber einem Nichtjuden

erlaubt. Das Blutvergießen ist einem Nichtjuden gegenüber einem
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Nichtjuden und einem Nichtjuden gegenüber einem Jisraeliten verboten und

einem Jisraeliten gegenüber einem Nichtjuden erlaubt.

Das Zurückhalten des Lohnes ist einem Nichtjuden gegenüber einem

Nichtjuden und einem Nichtjuden gegenüber einem Jisraeliten verboten und

einem Jisraeliten gegenüber einem Nichtjuden erlaubt. Es wird

gelehrt, daß man Nichtjuden und Kleinviehhirten weder heraufziehe (wenn

die in eine Grube fallen und in Lebensgefahr schweben) noch hinabstoße."

(Daßelbe steht Aboda zara Fol. 13b u. 26b.)

Fol. 58b:

„Wenn ein Nichtjude einen Jisraeliten schlägt, so verdient er den Tod.

Wenn jemand einen Jisraeliten ohrfeigt, so ist es ebenso, als

hätte er die Gottheit geohrfeigt."

Fol. 59a:

"Wenn ein Nichtjude am Schabbath feiert, so verdient er den Tod, denn es

heißt (1. Mos. 8, 22): Tag und Nacht sollen sie nicht ruhen.' Wenn ein

Nichtjude sich mit der Gesetzlehre (Thora) befaßt, so verdient

er den Tod, denn es heißt (5. Mos. 33, 4): 'Eine Lehre übergab

Mosche zum Erbbesitz.'"

Tosephot, Fol. 74b:

"Der Beischlaf der Fremden (Nichtjuden) ist wie Beischlaf der

Viecher."

Fol. 82a:

"R. Chija sagte: Jeder, der eine Nichtjüdin beschläft, tut ebenso, als hätte er

sich mit den Götzen verschwägert, so dürfen ihn die Eiferer niederstoßen."

Aboda zara, Fol. 4b: Tos.:

"Einen Häretiker darf man eigenhändig töten."

Fol. 20a:

"R. Jehuda sagte: Man darf nicht sagen: wie schön ist diese Nichtjüdin! Als

R. Akiba die Frau Rufus sah, spuckte er aus, lächelte und weinte. (S. auch

Jore de'ah 81,7.)

Fol. 21 a, b:
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"Man darf den Fremden in Jisraelland keine Häuser vermieten und um so

weniger Felder; im Ausland darf man ihnen vermieten. Und selbst da, wo es

ihnen zu vermieten erlaubt ist, gilt dies nicht von einem Wohnraum, weil er

da seine Götzen hineintragen würde."

Fol. 22b:

"Mär Ukaba sagte: Die Nichtjuden treiben Unzucht mit den Weibern ihrer

Genossen, und wenn ein Nichtjude zuweilen zu ihr kommt und sie nicht

antrifft, so beschläft er das Tier, welches er da findet. Wenn du aber willst,

sage ich: selbst wenn er sie antrifft, beschlafe er dieses, denn der Meister

sagte, das Tier eines Jisraeliten sei ihnen lieber, als ihre eigene Frau. - R.

Jehuda erzählte, er habe gesehen, wie ein Nichtjude eine Gans auf dem

Markt kaufte und sie beschlief, erwürgte und aß."

Fol. 26a:

"Eine Jisraelitin darf einer Nichtjüdin keine Geburtshilfe leisten,

weil sie damit ein Kind für den Götzendienst gebären hilft."

(Daßelbe steht im Orach chajjim 330, 2.) "Eine Nichtjüdin darf das Kind

einer Jüdin nicht säugen, weil die des Blutvergießens verdächtig ist." (Auch

im Jore de'ah 154, 2.)

Fol. 26b:

"R. Abahu lehrte vor R. Jochanan: Die Fremden und Kleinviehhirten (soll

man) nicht (aus der Todesgefahr oder aus der Grube) heraufziehen und

(auch nicht) hinabstoßen, aber die Häretiker, Verräter und Abtrünnige soll

man hinabstoßen und nicht heraufziehen. .. Wenn sich eine Stiege in der

Grube befindet, zerstöre man sie... und spreche zu ihm: Damit mein Vieh

nicht hinabfalle; sollte ein Stein (zum Zudecken) der Öffnung vorhanden

sein, so wälzt man ihn auf die Öffnung und sagt: ich lasse die Öffnung

solange zu, bis ich mein Tier vorüber führe; wenn sich darin eine Leiter

befindet, so nehme man sie fort und sage zu ihm: Ich will erst meinen Sohn

vom Dach herabholen." (Daß. steht am Fol. 13b. und im Sanhedrin Fol.

57a.)

Fol. 37a:

"Rabina sagte: Ein nichtjüdisches Mädchen von drei Jahren und

einem Tag, da sie (dann) zum Beischlaf geeignet ist, verunreinigt ebenfalls

gleich einer Flußbehafteten." - Das geschändete Mädchen hat beim

Beischlaf keinerlei Genuß.

Baba kamma, Fol. 113b:
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"Woher (wissen wir), daß das Verlorene eines Nichtjuden erlaubt ist? Es

heißt (5. Mos. 22, 3): 'Mit allen Verlorenen deines Bruders.' Also deinem

Bruder mußt du es zurückgeben, nicht aber einem Nichtjuden.

Bringt er es aber ihm zurück, so begeht er eine große

Gesetzesübertretung." (Daß. i. Choschen ha-mischpath 226,1; 261,2.)

Joma, Fol. 85a:

"R. Joseph sagt: Bei der Lebensrettung richte man sich nicht nach der

Mehrheit. Wenn aber die Mehrheit aus Nichtjuden ist, so ist man zur

Lebensrettung nicht verpflichtet."

Baba kamma, Fol. 37b:

"Wenn der Ochs eines Jisraeliten den Ochsen eines Nichtjuden

niedergestoßen hat, so ist der Jisraelit ersatzfrei. Wenn aber der Ochs eines

Nichtjuden den Ochsen eines Jisraeliten niedergestoßen hat, so muß er, ob

gewarnt oder ungewarnt, den vollständigen Schaden ersetzen, weil Gott

ihr (der Nichtjuden) Vermögen den Jisraeliten frei gab." (s. Fol.

13a., ferner Fol. 38a., und Choschen ha-mischpath 406,1)

Fol. 113a:

"Wenn ein Jisraelit mit einem Nichtjuden vor Gericht kommt,

so sollst du ihm nach jüdischem Gesetz möglicherweise recht

geben und zu jenem (Nichtjuden) sagen: so sei es nach eurem

Gesetz; wenn aber (dies auch) nicht, so komme jenem

(Nichtjuden) mit einer Hinterlist."

Fol. 113b:

"Schemuel sagte: Das Irreführen des Akum beim Zurückgeben

(wenn der Nichtjude sich zu seinem Nachteil geirrt oder ihn

betrogen hat) beim Zurückzahlen ist erlaubt.“

Baba mezia, Fol.24a. u. b:

"Wenn irgendwo die-Mehrheit aus Jisraeliten besteht, so muß man die

gefundene Sache ausrufen; wenn aber die Mehrheit aus Nichtjuden besteht,

so kann man sie behalten."

Fol. 32b:
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"Wenn das Vieh einem Nichtjuden und die Last einem Jisraeliten gehört, so

lasse man es (die Tierquälerei); wenn aber das Vieh einem Jisraeliten und

die Last einem Nichtjuden gehört, so muß man helfen." (Daßelbe: Choschen

ha-mischpath 272,3.)

Joiria, Fol. 84b:

"Wenn an einem Schabbath neun Christen mit einem Juden

verschüttet würden, und ein anderer Jude würde sie retten,

wir glauben, sie alle würden dem Juden dankbar sein, wenn

sie auch wüßten, daß der Jude es bloß tat, um seinen

Glaubensgenossen zu retten."

Im Talmud sprechen JUDEN ÜBER SICH SELBST wie folgt:

Taanith, Fol. 3a:

"Wie die Welt nicht ohne Winde bestehen kann, so kann sie auch nicht

ohne Jisraeliten bestehen, (s. Abodazara, Fol. 10a.)"

Fol. 10a:

"Zuerst ist das Land Jisrael geschaffen worden, am Ende erst die ganze

Welt. Das Land Jisrael tränkt der Heilige selbst, die ganze Welt tränkt ein

Bote. Das Land Jisrael trinkt Regenwasser, die ganze Welt nur von dem

Überreste. Das Land Jisrael trinkt zuerst und nachher erst die ganze Welt,

gleich einem Menschen, der Käse bereitet, der das Genießbare

herausnimmt und das Unbrauchbare zurückläßt."

Kidduschin, Fol 4b:

"Zehn Maß (Kab) Weisheit kam auf die Welt; neun Maß bekam

das Land Jisrael und ein Maß die ganze übrige Welt; zehn Maß

Schönheit kam auf die Welt; neun Maß bekam das Land Jisrael und ein

Maß die ganze übrige Welt."

Sanhedrin, 104a:

"Raba sagte'im Namen R. Jochanans: Überall, wohin sie (die Juden)

kommen, sollen sie sich zu Fürsten ihrer Herren machen." (Das

ist: sie müssen nach Herrschaft streben.)
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Chullin Fol. 91b:

„Die Juden sind nach dem Talmud vor Gott angenehmer als die Engel.“

Berachoth Fol. 7a:

"Gott läßt seine Majestät nur unter den Juden wohnen"

Schabbath 67a:

"Alle Juden sind geborene Königskinder",

Megilla, Fol. 28a:

"Von Abuha und Minjamin bat einer, es möge ihm zugute kommen, daß er

nie einen Nichtjuden angeschaut hat, und ein anderer, es möge ihm zugute

kommen, daß er sich nie mit einem Nichtjuden assoziiert hat."

Baba mezia, Fol. 84a:

"Elijahu begegnete einst dem R. Jismael und schimpfte ihn zusammen, weil

er die (jüdischen) Diebe zur Hinrichtung angezeigt hatte."

Baba bathar, Fol. 92b:

"R. Jochanan sagte: Die frommen Jisraeliten sind dem Herrn lieber, als die

diensttuenden Engel."(Daßelbe steht in Holin 91b.)

Jabmuth, Fol. 63a:

"Ferner sagte Eleazar: Alle Geschlechter, die am Erdboden wohnen,

werden nur wegen der Jisraeliten gesegnet; selbst die Schiffe, die nach

Gallien und nach Spanien verkehren, werden nur der Jisraeliten wegen

gesegnet."

Sanhedrin, Fol. 37a:

"Der Mensch wurde deshalb einzig geschaffen, um dich zu

lehren, daß jeder, der eine jisraelische Seele vernichte nach der

Schrift ebensoviel tut, als hätte er die ganze Welt vernichtet.

Und jeder, der eine jisraelische Seele erhält, macht nach der

Schrift ebensoviel, als hätte er die ganze Welt erschaffen."

Pesachim, Fol. 49a:

"Ein Mensch aus dem gemeinen Volk darf kein Fleisch essen. Man darf sich

nicht zu einem Menschen aus dem gemeinen Volk auf der Reise gesellen.

Einen Menschen aus dem gemeinen Volk darf man wie einen Fisch

zerreißen. (Vom Rücken aus.) Wenn jemand seine Tochter an einen

Menschen aus dem gemeinen Volk verheiratet, so ist es ebenso, als würde
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er sie binden und vor einen Löwen hinlegen. Er schlägt sie und vollzieht den

Beischlaf ohne Scham zu besitzen."

Kethuboth, Fol. 28a:

"R. Jehoschua sagte: Es ist dem Israelit verboten, seinen Sklaven die Thora

zu lesen."

Im Schulchan Aruch wird folgendes gelehrt:

"Einer Jüdin leistet man am Schabbath Geburtshilfe, auch wenn dadurch der

Schabbath entweiht wird,... Einer Nichtjüdin leistet man am Schabbath

keine Geburtshilfe, auch nicht mit einer Handlung, worin keine Entweihung

des Schabbath 's liegt." (Orach Chajjim 330,1.)

"Hab und Gut der Nichtjuden ist wie herrenloses Gut, und wer

zuerst kommt, ist berechtigt.''(Choschen ha-Mischpat 156, 6

Hagah).

„Hat von zwei Geschäftsteilhabern (Kompagnons) der eine etwas gestohlen

oder geraubt, so muß er den daraus erzielten Gewinn mit seinem Sozius

teilen. Ist ihm aber dabei Schaden entstanden, so muß er den Schaden

allein tragen."(Choschen ha-Mischpat 176,12).

„Macht ein Jude mit einem Nichtjuden ein Geschäft, und ein

anderer Jude hilft ihm, den Nichtjuden irrezuführen in bezug

auf Maß, Gewicht oder Zahl, so teilen sich beide Juden in den

Gewinn, gleichviel, ob der zweite dem ersten gegen Bezahlung

oder umsonst geholfen hat." (Choschen ha-Mischpat 183, 7

Hagh.)

"Der Jude, der eine Sache findet, die ein Jude verloren hat, ist verpflichtet,

sich Mühe zu geben, um sie ihm wieder zuzustellen; denn es heißt (5. Mose

22,1): Du sollst es deinem Bruder zurückbringen." (Choschen ha-Mischpat

259,1)
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"Den verlorenen Gegenstand eines Nichtjuden zu behalten, ist dem

jüdischen Finder erlaubt; denn es heißt (5, Mose 22,1): ‚Das Verlorene

deines Bruders (Volksgenossen) sollst du zurückbringen.’ Bringt aber der

jüdische Finder dem nichtjüdischen Verlierer den Fund dennoch zurück, so

begeht er eine Gesetzesübertretung, weil er die wirtschaftliche Macht

der Gesetzesfeinde stärkt." (Choschen ha-Mischpat 266,1)

"Ist ein Jude einem Nichtjuden etwas schuldig, der Nichtjude aber

gestorben, und kein anderer Nichtjude weiß etwas von der Schuld, so ist

der Jude nicht verpflichtet, die Schuld an die Erben zu zahlen." (Choschen

ha-Mischpat 238 Hagh).

"Irrtum eines Nichtjuden (auszunutzen) ist erlaubt, z.B. ihn

beim Rechnen irren zu lassen oder ein (von ihm vergessenes)

Darlehen nicht zurückzuzahlen, sofern er es nicht merkt und

keine Entweihung des Namens geschieht". (Choschen ha-

Mischpat 348, 2 Hagh), usw.

Solche und andere Zitate sind in den verschiednen Ländern Europas im Laufe der letzten

Jahrhunderte in Übersetzung veröffentlicht, offenbar gemacht worden, ohne daß die Echtheit

der zitierten Stellen und die Richtigkeit des Wortlautes der Übersetzung hat widerlegt werden

können.

Die Juden haben also ein göttliches Motiv für ihre Lügen und sie verfügen reichlich über die

Mittel (völkischen Zusammenhalt, Geld, gesellschaftlichen Einfluß, Medien, Intelligenz) und

Techniken, diese in den Köpfen der Gojim einzuhausen. Sie haben entdeckt, daß man

fast alle Menschen dazu bringen kann, fast alles zu glauben, wenn es gelingt,

ihnen zu suggerieren, daß fast alle anderen es glauben. Hier ist es vor allem die

durchdringende Jüdische Medienmacht, die als weltweiter Suggestionsgenerator

wirkt.

Erst dieses Wissen immunisiert uns gegen die religiös begründete – mithin ehrenvolle -

Lügenhaftigkeit der Juden und setzt der auf Lügen gegründeten Jüdischen Herrschaft alsbald

ein quasi natürliches Ende.
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Aus der Sicht der Judenheit haben ihre Vasallen keine wichtigere Aufgabe,

als diese Einsicht in das Wesen des Judentums und in die Erscheinungen ihrer

Macht mit allen Mitteln zu verhindern.

In dem „Hinweis“ wird bezug genommen auf eine Bemerkung des Herrn Glenz, der nach

meinem Vortrag eines judenkritischen Zitats aus den Werken des Deutschen Philosophen

Johann Gottlieb Fichte zu bedenken gab, daß dieses nur beweise, daß sich dieser

„möglicherweise in der von ihr (mir) behaupteten Weise geäußert habe.“ Die Richterbank gibt

damit zu erkennen, daß sie den Kranz judenkritischer Äußerungen aus der Feder

bedeutender Geistesgrößen – Jüdischer und nicht-jüdischer –, die sich über Jahrtausende bis

in die Gegenwart erstrecken, aufzulösen gedenkt in zusammenhanglose, also zufällige

Einzelereignisse, die als solche vermeintlich keine Aussagekraft bezüglich des Wesens des

Judentums haben. Es ist das eine weit verbreitete, den Juden dienliche Argumentations-

strategie.

Ist den Verfassern des „Hinweises“ nicht mehr geläufig, daß gerichtliche Erkenntnisgewinnung

sich nicht auf die Erhebung sogenannter exakter Beweise beschränkt, also auf die mit den

Mitteln naturwissenschaftlicher Forschung aufzudeckenden Kausalzusammenhänge, sondern

auch das weite Gebiet der geisteswissenschaftlichen Weltdeutung (Hermeneutik) umfaßt?

Wie sind die der geistigen Welt angehörenden Phänomene, die im Gerichtsalltag ebenso als

beweisbare Tatsachen gelten wie die Zertrümmerung eines menschlichen Schädels durch eine

Gewehrkugel, anders festzustellen als aus Zeugnissen des menschlichen Geistes?

Um Ihnen das Schlupfloch in einen verfehlten - hier: verengten - Begriff des forensischen

Beweises zu verschließen, überreiche ich eine vollständige Kopie des Judaismus-

Beweisantrages einschließlich der Erläuterungen („Das Ende der moralischen

Geschichtsbetrachtung führt zur Antwort auf die Judenfrage“), den Horst Mahler als

Angeklagter im Berliner Judaismus-Prozeß – über fast ein Jahr hinweg – der mit der Sache

befaßten Großen Strafkammer des Landgerichts Berlin im Rahmen seiner Einlassung

vorgetragen hat. Ich werde zu gegebener Zeit den Antrag in meinem Verfahren als eigenen

Beweisantrag stellen. Der Berichterstatter und der Vorsitzende sollten vorab im Rahmen ihrer

Aufklärungspflicht von seinem Inhalt Kenntnis nehmen.

Der Leitgedanke sollte dabei sein, was ein Jüdischer Gelehrter im 19. Jahrhundert in die

geistige Welt eingeschrieben hat:

Wenn die Feindschaft und die Abneigung gegen die Juden nur in einem Lande

und in einer bestimmten Zeit bestanden hätte, wäre es leicht, die Ursache

dieser Wut zu ergründen. Aber im Gegenteil, diese Rasse ist seit jeher das Ziel
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des Hasses aller Völker gewesen, in deren Mitte sie lebte. Da die Feinde der

Juden den verschiedensten Rassen angehörten, die in weit voneinander

entfernten Gebieten wohnten, verschiedene Gesetzgebung hatten, von

entgegengesetzten Grundsätzen beherrscht waren, weder dieselben Sitten

noch dieselben Gebräuche hatten und von unähnlichem Geiste beseelt waren,

so müssen die allgemeinen Ursachen des Antisemitismus immer

in Israel selbst bestanden haben und nicht bei denen, die es

bekämpfen.i

Die Sachbezogenheit der in diesen Texten angesprochenen Beweisthemen sollte nunmehr

ohne weiteres einsichtig sein.

Weiterhin gebe ich das Folgende zu bedenken:

Die Richterbank meint – einige meiner Formulierungen aufgreifend - , daß ich mich gegen die

Vorwürfe der Anklage nicht wirklich verteidigen wolle, sondern einräume, was Herr

Grossmann gegen mich vorbringt. Das Mißverständnis könnte größer nicht sein.

Der mir erteilte „Hinweis“ ist – so vermute ich – der erste Schritt hin zu einem Äußerungsverbot.

Die Autoren des Hinweises lassen erkennen, wie ungemütlich sie sich fühlen angesichts der

Tatsache, daß ich die „vorliegende Hauptverhandlung zu einem Forum für revisionistische

Äußerungen“ machen könnte und ich mich dabei auch „an die Zuhörerschaft im Sitzungssaal“

wende.

In diesem Unwohlsein tritt das Bewußtsein der beteiligten Juristen zutage, daß es der

Herrschaftsgewalt, der sie dienen, in meinem Falle nicht um Wahrheitsfindung und

Rechtsgewährung zu tun ist, und von ihnen Gehorsam erwartet wird bei der Ausführung des

gegen mich und alle sogenannten Revisionisten gerichteten Vernichtungswillens der

Fremdherrschaft.

Was sind denn „revisionistische Äußerungen“? Doch wohl nichts anderes als sachlich

fundierte Darlegungen tatsächlicher Art, die darauf zielen, ein vorgegebenes Geschichtsbild

als unrichtig zu erweisen. Sie stehen also im Dienste der Wahrheit.

Herr Glenz und Kollegen wissen natürlich, daß diejenigen, die die Macht in der OMF-BRD

innehaben, nichts mehr fürchten als die geschichtliche Wahrheit; denn ihre Herrschaft beruht

auf der Lüge und stürzt, wenn das dem Deutschen Volke bewußt wird.
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Wohl aus diesem Grunde werfen sie mir in ihrem Hinweis auch vor, es gehe mir „nicht um

mich selbst“, „sondern um die Wahrheit“, und ich sähe den Sinn meiner Aussage zur Sache

darin, diese Wahrheit mitzuteilen. Wahrlich, welch ein Mißbrauch des Rechts zur

Verteidigung!

Noch haben Sie – Herr Glenz und Kollegen – den Rubicon der öffentlichen Schande nicht

überschritten. Sie können sich noch gegen die Zumutungen der verlogenen Machthaber stellen

und sich für die Wahrheitssuche entscheiden.

Im Deutschen Recht – im Gegensatz zum Talmud – gilt die Redlichkeitsvermutung. So will auch

ich bis zum Beweis des Gegenteils vermuten, daß Sie rechtlich gesonnene Deutsche Männer

sind, denen es in ihrem Amt um Wahrheit und Gerechtigkeit geht.

Die einzige Hoffnung, in Holocaustverfahren eine Verurteilung abwenden zu können, gründet

in der Rede in das Gewissen der tatbeteiligten Juristen. Sie allein vermag in ihnen die Kraft

der Vernunft zu stärken gegen die satanische Versuchung, durch Willfährigkeit gegenüber der

Lüge sich die Annehmlichkeiten des äußerlichen Lebens, an die man sich inzwischen gewöhnt

hat, zu erhalten.

Da ich dieser Hoffnung folge, sind Sie naturgemäß auch ganz persönlich betroffen; dies greift

tiefgehend auch in Ihr Leben ein. Sie können sich drehen und wenden wie Sie wollen: am

Ende dieses Scheinprozesses werden Sie nicht mehr die sein, die Sie am Anfang waren.

Entweder werden Sie zu Helden des Deutschen Volkes – wenn Sie Ihre Pflicht zur

Wahrheitsfindung erfüllen - oder zu verachteten Verrätern am Deutschen Volk - auch vor sich

selbst – , wenn Sie sich zu Werkzeugen des deutschfeindlichen Willens machen und das

Recht beugen.

Es ist Ihnen zum Schicksal geworden, Ihr bisheriges Weltbild jetzt als Kulisse eines Betruges

von weltgeschichtlicher Größenordnung erkennen zu müssen – oder die Augen vor der zutage

liegenden Wahrheit zu verschließen und dadurch Ihre Ehre zu verlieren.

Jedes Wort meiner bisherigen und künftigen Einlassung zielt darauf, den beteiligten Personen

zur Einsicht zu verhelfen, daß sie einen Rechtsbruch begehen würden, wenn sie dem

Ansinnen der Anklagebehörde folgen und mich verurteilen. In einem herkömmlichen

Strafverfahren nennt man dieses Vorgehen „Verteidigung“.

In diesem Saal aber findet keine Hauptverhandlung im herkömmlichen Sinne statt, sondern

eine Scheingerichtsverhandlung. Eine Verteidigung, die diesen Namen verdient, ist ganz

offensichtlich nicht zugelassen - entsprechend den Vorgaben der Fremdherrschaft. Diese

Tatsache kommt in dem „Hinweis“ deutlich zum Ausdruck. Es ist darin von „Mißbrauch“ des

Rechts zur Verteidigung und davon die Rede, daß meine Ausführungen zur Jüdischen

Fremdherrschaft „im Einzelfall die Grenze der Verwirklichung eines gesetzlichen

Straftatbestandes überschritten“. (S. 4)
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Mein Bemühen, die Scheinhaftigkeit des gegen mich durchgeführten Strafverfahrens

aufzudecken, folgt aus der Einsicht in die Notwendigkeit und aus meiner nie versiegenden

Hoffnung, daß die Mitglieder der Strafkammer unter dem Eindruck rechtlicher, ethischer,

geschichtlicher und weltanschaulicher Ausführungen meinerseits sich ihrer Zugehörigkeit zum

Deutschen Volk bewußt werden und sich weigern, den gegen dieses Volk unternommenen

Seelenmord weiterhin zu unterstützen. Denn nichts anderes ist die justizförmige Unterdrückung

aller Bestrebungen, den Deutschen bewußt zu machen,

daß die „Bundesrepublik Deutschland“ nicht der Staat der Deutschen ist, sondern nur

die „Organisationsform einer Modalität der Fremdherrschaft“ (OMF) und ihre Organe

nichts anderes als Instrumente dieser Fremdherrschaft sind und

daß die uns aufgezwungene Holocaustreligion eine strategische Waffe zur

Vernichtung des Deutschen Volkes ist.

Die Verfolgung derjenigen, die den „Holocaust“ bestreiten, und die Verfolgung der

Rechtsanwälte, die diese Menschen mit dem Willen zur Wahrheit verteidigen, sind

Gewaltakte einer fremden Macht, die glaubt, dadurch weiterhin unerkannt bleiben und so ihr

Vernichtungswerk ungestört fortsetzen zu können.

Aus meinen – Ihnen wohl bekannten - Schriftsätzen geht eindeutig hervor, wie es gemeint ist,

wenn ich sage, daß ich mich vor Ihnen nicht verteidige, sondern für das geknebelte Deutsche

Volk Anklage gegen Sie erhebe. Ihnen ist also bewußt, daß mir nichts ferner liegt, als mich

ohne Gegenwehr Ihrer Gewalttätigkeit zu ergeben. Warum erwecken Sie mit Ihrem

„Hinweis“ den Eindruck, als wolle ich darauf verzichten, mit Argumenten ihrem Vorhaben

gegen mich entgegenzutreten? Jedes meiner Argumente ist gegen Ihr Unterdrückungswerk

gerichtet, also sachbezogen und von der Absicht getragen, Sie dazu zu bewegen, um der

Wahrheit und Gerechtigkeit willen von Ihrem Tun abzulassen.

Der Zusammenhang mit den Gegenständen der Anklage ist ohne weiteres

ersichtlich, wenn man sich die nachfolgenden Überlegungen gegenwärtig hält:

Gegenstand der Anklage sind Handlungen, die ich als Verteidigerin in politischen

Strafprozessen gesetzt habe: Das Stellen von Anträgen, das Vortragen von Stellungnahmen

und Plädoyers, die Nichthinnahme eines unrechtmäßigen Sprechverbots und Wortentzugs.

Diesem Umstand wird es nicht gerecht, wenn eindimensional geprüft wird, ob die im Zuge der

Verteidigung geäußerten Gedankeninhalte nach der herkömmlichen Auslegung der

entsprechenden Vorschriften „strafbar“ sind.

Vielmehr ist der Frage nachzugehen, ob ein Verteidiger in

Wahrnehmung des rechtlich anerkannten Verteidigungsinteresses
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seines Mandanten nicht sogar verpflichtet ist, die jeweils

anklagegegenständlichen Äußerungen hinsichtlich ihres

Tatsachenkerns als richtig zu erweisen und die daraus abgeleiteten

Schlußfolgerungen als belegte und nachvollziehbare, in den

Schutzbereich des Artikels 5 GG einzubeziehende Meinungsäußerungen

darzustellen?

Letzteres ist insbesondere deshalb geboten, weil die Frage, ob § 130

Abs. 3 StGB_BRD mit Artikel 5 GG vereinbar ist, vom

Bundesverfassungsgericht bisher nicht beantwortet worden ist, obwohl

ihm seit Jahren entsprechende Verfassungsbeschwerden vorliegen (u.a.

im Falle des Liedersängers Frank Rennicke, für den Rechtsanwalt Horst

Mahler vor mehr als drei Jahren eine ausführlich begründete

Verfassungsbeschwerde eingereicht hat.)

Und müßte nicht jedenfalls bei der Strafzumessung für den anwaltlich verteidigten Angeklagten

mildernd ins Gewicht fallen, wenn nach entsprechender Beweisaufnahme feststeht, daß er

nicht erdichtete sondern sorgfältig erhobene Tatsachenbefunde seiner Überzeugungsbildung

zugrunde gelegt und daraus ein abgewogenes Urteil hergeleitet hat? Oder ist da kein

Unterschied zwischen einem gewissenlosen Schwindler einerseits und einem skrupulösen

Zweifler andererseits, der sich vielleicht erst nach langem selbstquälerischen Ringen zu einer

Überzeugung durchgerungen hat, deren Verlautbarung ihn in den Anwendungsbereich des

§130 Abs. 3 StGB_BRD versetzt?

Müßte der Verteidiger, um diesen Milderungsgrund für seinen Mandanten zu aktivieren, nicht

alles daran setzen, das erkennende Gericht davon zu überzeugen, daß der Angeklagte von

der Richtigkeit seiner tatsächlichen Annahmen überzeugt sein konnte und durfte sowie seine

Schlußfolgerungen in sorgfältiger Gedankenarbeit gewonnen hat? Auf diese Ausgestaltung

der Verteidigung eines Holocaust- Angeklagten ist doch wohl der in § 193 StGB

(Wahrnehmung berechtigter Interessen) zum Ausdruck kommende Grundsatz entsprechend

anwendbar. Das Recht und die Pflicht in dem dargestellten Sinne zu verteidigen, schließt es

aus, den Verteidiger seinerseits als „Holocaustleugner“ usw. zur Verantwortung zu ziehen.

Geschieht es trotzdem, kommt darin die talmudische Tyrannis zur Erscheinung, die

gegenwärtig mehr oder weniger alle zivilisierten Staaten mit einer neuen Barbarei heimsucht.

Spätestens an dieser Stelle kommt noch ein weiteres, bisher kaum erörtertes Problem in Sicht:

Die bei der Verurteilung von „Holocaustleugnern“ stets vorausgesetzte Offenkundigkeit der

Bezugstat („Holocaust“) ist keine Tatsache, sondern ein Werturteil. In Literatur und

höchstrichterlicher Rechtsprechung ist der Grundsatz anerkannt, daß Offenkundigkeiten durch

neuere Erkenntnisse diesen Sinn verlieren können. Es gehört zu den Aufgaben eines

Verteidigers, diese Möglichkeit in Betracht zu ziehen und gegebenenfalls einen Angriff auf die
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Offenkundigkeit mit Beweisanträgen zu unternehmen, die „neue“ Tatsachen unter Beweis

stellen, die für sich oder im Zusammenhang mit anderen „alten“ oder „neuen“ Tatsachen

geeignet erscheinen, eine einmal angenommene Offenkundigkeit zu erschüttern. Kann ein

Verteidiger verpflichtet sein, im Voraus zu wissen, ob seine „Munition“ schon ausreicht, eine

Bresche in die Mauer einer einmal gegebenen Offenkundigkeit zu schlagen? Und darf er nur

dann mit „neutatsächlichen“ Beweisanträgen einen Angriff auf die Offenkundigkeit

unternehmen, wenn er sicher ist, damit durchzudringen?

Eine eingehendere Analyse der Interessenlage macht schlagartig bewußt, daß angesichts der

Schwammigkeit der vorgegebenen Vorstellungen von der Bezugstat („Holocaust“) eine

befriedigende Grenzziehung zwischen „aushaltender Offenkundigkeit“ und „erschütterter

Offenkundigkeit“ überhaupt nicht möglich ist. Die „Offenkundigkeit des Holocaust“ erweist sich

durch diese Überlegung als reine Fiktion. Hinter diesem Ausdruck verbirgt sich ein

rechtsfeindliches Verteidigungsverbot, der Künder der neuen Barbarei.

Mit rechtlichen Argumenten – diese gestützt auf die Gesetzesmaterialien zum Grundgesetz -

und Hinweisen auf allgemeinkundige Zeiterscheinungen mache ich geltend, daß die

Bundesrepublik Deutschland kein Staat, sondern nur die „Organisationsform einer Modalität

der Fremdherrschaft“ (Carlo Schmid) sei. Das von diesem Besatzerkonstrukt geschaffene

politische Strafrecht ist kein Gesetz im Sinne des frei gebildeten vernünftigen Willens des

Deutschen Volkes. Vielmehr ist es Ausdruck des Willens einer fremden Macht, durch

Unterdrückung der Deutschen Weltanschauung (= des Nationalssozialismus) die geschichtlich

überholte liberalkapitalistische Ordnung der Dinge zu behaupten und die Unterdrückung des

Deutschen Volkes auf Dauer zu stellen.

Hat es in der Vergangenheit in Europa nicht schon öfters den Fall gegeben, daß Staaten unter

die Gewalt eines feindlichen Staates gerieten und dieser im besiegten Land eine Verwaltung

einrichtete, die sich gegenüber dem Sieger unterwürfig zeigte und dabei behilflich war, das

besiegte Volk in Abhängigkeit und in politischer Unfreiheit zu halten (Marionettenregierung)?

Welche Rechtsfolgen – staats- und völkerrechtlicher Art - ergeben sich auf der Grundlage der

Haager Landkriegsordnung von 1907 aus der Einsetzung einer Marionettenregierung?

Ist in der Völkerrechtslehre etwa nicht der Grundsatz anerkannt, daß die an einer

Marionettenregierung mitwirkenden Angehörigen des besetzten Staates diesem nach

Maßgabe der Rechtsordnung verantwortlich bleiben, die vor der militärischen Besetzung

Gültigkeit hatte und durch Siegerwillkür einseitig nicht beseitigt werden kann?

Ist das Deutsche Reich 1945 etwa nicht militärisch besetzt worden?

Trifft den siegreichen Besetzer eines Landes etwa nicht eine völkerrechtliche Verantwortlichkeit

dafür, die Rechtsordnung und die Verfassung des besiegten Staates unangetastet zu lassen

(Art. 43 Haager Landkriegsordnung von 1907)? Welche Konsequenzen ergeben sich für den
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Bestand solcher Akte der Besatzungsmacht, die die von Artikel 43 HLKO gezogenen Grenzen

überschreiten?

Ist die Verantwortlichkeit der Deutschen Staatsbürger gegenüber ihrem Staat mit der

militärischen Besetzung durch Feindmächte gegenstandslos geworden oder schulden sie nach

Maßgabe des Zumutbaren ihrem Staate weiterhin Loyalität?

Gilt etwa eine Rechtsvermutung dafür, daß ein Feind nur das Wohl des Besiegten im Sinn Hat?

Ist es nicht allgemeine Erfahrung, daß Feinde ihre Absichten tarnen und sich gern als

Wohltäter der Menschheit darstellen, um auf diese Weise den zu erwartenden Widerstand der

Unterworfenen so weit wie möglich zu neutralisieren?

Ist es einem Bürger des Deutschen Reiches von Rechts wegen verwehrt, einem siegreichen

Feind die Grenzen aufzuzeigen, die das Völkerrecht dessen Befugnissen zieht? Könnte das

eine Verunglimpfung des von der Besatzungsmacht völkerrechtswidrig geschaffenen und

eingesetzten Marionettenregimes sein? Wie ließe sich das rechtlich herleiten? Eine

Besatzungsmacht darf von den Angehörigen des besetzten Gebietes keine Treuebekenntnisse

verlangen (Art. 44, 45 HLKO). Wer könnte, wer dürfte die Angehörigen einer besiegten

Nation verpflichten, den Feind nicht mehr als Feind zu sehen und Achtungsbekundungen für

ein völkerrechtswidrig eingesetztes Marionettenregime zu zeigen? Schuldet ein Rechtsanwalt in

beruflicher Eigenschaft den Organen einer Marionettenregierung Achtung und Anerkennung

dergestalt, daß er diesen Organen deren mangelnde Legitimität nicht einmal mehr vorhalten

darf?

Und ist es ein Verbrechen, wenn die Genossen des besiegten Volkes dessen Rechte gegen

den Sieger geltend machen – in analoger Anwendung der Grundsätze, die für die

Geschäftsführung ohne Auftrag gelten?

Könnte er das anders als dadurch, daß er die von der siegreichen Macht gesetzten T a t s a -

c h e n beim Namen nennt und unter Beweis stellt, die eine Verletzung der allgemein

anerkannten Grundsätze des Völkerrechts bedingen?

Sind die hier aufgeworfenen Fragen nicht zu allererst Rechtsfragen?

Gilt in diesen Bereichen etwa nicht der Satz, daß ein Rechtsanwalt der berufene Ratgeber und

Sachwalter in a l l e n Rechtssachen ist?

Muß ein Rechtsanwalt in Ausübung seines Berufes bei offenen – d.h. noch nicht durch eine

gefestigte Rechtsprechung der höchsten Gerichte geklärten – Rechtsfragen in vorauseilendem

Gehorsam von der Verbindlichkeit der Rechtsmeinung des jeweiligen prozessualen

Gegenspielers ausgehen? Wäre das nicht Nötigung zum Parteiverrat?
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Ist es nicht vornehmste Pflicht eines Rechtsanwalts, tatsächlich begangenes oder bona fide

vermutetes Unrecht, soweit es seinen schutzbefohlenen Klienten belastet, aufzuzeigen und auf

Abstellung zu dringen, besonders dann, wenn das Unrecht von der Obrigkeit begangen wird?

Muß ein Rechtsanwalt ein Unrechtsregime „Rechtsstaat“ und willkürliches Betragen seiner

Funktionäre „redliches Handeln“ nennen?

Rechtsfragen über Rechtsfragen, die allesamt einen klaren Bezug zum Strafverlangen der

Anklagebehörde sowie auf mein persönliches Interesse aufweisen, das Unternehmen des

Herrn Grossmann zum Scheitern zu bringen.

Wie sind – bezogen auf den konkreten Fall – die Antworten anders zu finden als durch

Untersuchung der die strittigen Rechtsfolgen zeugenden Sachverhalte? Müssen dann diese

Sachverhalte vom Verteidiger nicht zuallererst benannt, aufgezeigt und unter Beweis gestellt

werden? Wie könnte die Pflichterfüllung in diesem Bereich dem Verteidiger einen

strafrechtlichen Vorwurf zuziehen?

Gelten, wenn diese Sachverhalte im Bereich der Geschichte und Zeitgeschichte aufzusuchen

sind, nicht andere Maßstäbe als im Bereich alltäglicher Begebenheiten, für deren Beurteilung

weltanschauliche oder religiöse Einstellungen ohne Bedeutung sind?

Darf eine richterliche Instanz bei der Beurteilung zeitgeschichtlicher Sachverhalte von Rechts

wegen eine bestimmte Weltanschauung bzw. Religion zugrunde legen und gegensätzliche

Anschauungskomplexe diskriminieren? Würde diese Einseitigkeit nicht den Grundsatz der

Unantastbarkeit des religiösen und weltanschaulichen Bekenntnisses (Artikel 4 GG) verletzen?

Darf die Bundesrepublik Deutschland ungeachtet ihrer Entstehung aus dem Willen der

feindlichen Sieger über das Deutsche Reich die Vermutung für sich in Anspruch nehmen, das

Dasein des Rechtswillens des in ihr lebenden Deutschen Volkes zu sein? Wie könnte das mit

vernünftigen Überlegungen einsichtig gemacht werden?

Welche Rolle spielt bei der Beantwortung dieser Frage der Umstand, daß auch nach der

offiziellen Zeitgeschichtsschreibung im Deutschen Volk die nationalsozialistische

Weltanschauung tief verwurzelt war und gerade deshalb zu keinem Zeitpunkt zum politischen

Diskurs zugelassen war, sondern vom 8. Mai 1945 an durch zahlreiche Strafandrohungen

unterdrückt und diskriminiert ist?

Welches waren und sind die Kriegsziele der Hauptfeinde des Deutschen Reiches?

Ist es richtig, daß nach den Erkenntnissen der Zeitgeschichtsforschung Großbritannien und die

USA – repräsentiert durch ihre Führer, Winston Churchill und Franklin D. Roosevelt – das Ziel

verfolgten, das Deutsche Reich als Machtfaktor für immer aus der Geschichte zu eliminieren?

Ist es richtig, daß die Jüdischen Weltorganisationen schon im März 1933 dem Deutschen

Reich den „heiligen Krieg“ erklärten und schon im August des gleichen Jahres einen höchst
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wirksamen Boykott auf wirtschaftlichem, finanziellem und kulturellen Gebiet gegen das

Deutsche Reich organisierten?

Ist es richtig, daß das Sinnen und Trachten der Weltjudenheit aufgrund religiöser Prägung

durch die Thora, den Talmud und den Schulchan Aruch auf die Versklavung aller nicht-

jüdischen Völker gerichtet ist?

Ist es richtig, daß die Jüdischen Weltorganisationen und einige Jüdische Plutokraten in den

dreißiger und vierziger Jahren des 20. Jahrhunderts bestimmenden Einfluß auf die öffentliche

Meinung und auf die Parteien und Regierungen der dem Deutschen Reich feindlichen Nationen

gewonnen hatten?

Ist zu vermuten, daß die Feinde im Augenblick des Sieges seine Kriegsziele „vergißt“ und sich

nur noch um das Wohl des besiegten Feindes besorgt zeigt?

Diese Fragen und die Vorbereitung der richtigen Antworten haben im Mittelpunkt der

Hauptverhandlung gegen mich zu stehen. Der „Hinweis“ der Herren Glenz und Kollegen weist

in die entgegengesetzte Richtung: Es sollen diese Fragen nicht einmal am Rande berührt,

sondern Schweigen herbeigeführt werden.

Welcher Macht und welchem Regime dienen Sie?

Bewußt verzichte ich darauf, Sie diesbezüglich in erster Linie mit meiner subjektiven

Überzeugung zu konfrontieren. Stattdessen verweise ich auf die folgenden Ausführungen des

Jüdischen Schriftstellers Harold Pinter, die er im Rahmen seiner Nobelpreisrede anläßlich der

Verleihung des Literaturnobelpreises am 7. Dezember 2005 in Stockholm vorgetragen hat
(Quelle: http://nobelprize.org/nobel_prizes/literature/laureates/2005/pinter-lecture-g.html):

….

Aber wie gesagt, die Suche nach der Wahrheit kann nie
aufhören. Man kann sie nicht vertagen, sie lässt sich nicht
aufschieben. Man muss sich ihr stellen und zwar hier und
jetzt.

….

Politische Sprache, so wie Politiker sie gebrauchen, wagt sich
auf keines dieser Gebiete, weil die Mehrheit der Politiker,
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nach den uns vorliegenden Beweisen, an der Wahrheit kein
Interesse hat sondern nur an der Macht und am Erhalt dieser
Macht. Damit diese Macht erhalten bleibt, ist es
unabdingbar, dass die Menschen unwissend bleiben,
dass sie in Unkenntnis der Wahrheit leben, sogar der
Wahrheit ihres eigenen Lebens. Es umgibt uns deshalb
ein weitverzweigtes Lügengespinst, von dem wir uns
nähren.

Gibt es jemand, der Pinter aus Überzeugung widersprechen wollte? Aber was hat er damit
gesagt – ohne es direkt erwähnt zu haben? Wenn diese Macht, die er nicht beim Namen
nennt, sich nur erhalten kann, wenn die Menschen „unwissend bleiben“, dann muß die Lüge
genau dort gepredigt werden, wo die Menschen die Entdeckung der Wahrheit erwarten – in
den Tempeln der „Wissenschaft“. Denn es ist in einer wissenschaftsgläubigen, vermeintlich
„offenen Gesellschaft“ undenkbar, daß zwar an den Universitäten die Wahrheit erforscht und
gelehrt, diese sich aber – auf geheimnisvolle Weise – in den Vermittlungsinstanzen in lauter
Lügen verwandeln würde. Das könnte nicht funktionieren. Daraus ist zu schließen, daß

bereits die Universitäten und die anderen Forschungseinrichtungen als Brutkästen der

Lüge zu dienen haben.

Pinter fährt fort:

Wie jeder der hier Anwesenden weiß, lautete die
Rechtfertigung für die Invasion des Irak, Saddam Hussein
verfüge über ein hoch gefährliches Arsenal an
Massenvernichtungswaffen, von denen einige binnen 45
Minuten abgefeuert werden könnten, mit verheerender
Wirkung. Man versicherte uns, dies sei wahr. Es war nicht
die Wahrheit. Man erzählte uns, der Irak unterhalte
Beziehungen zu al-Qaida und trage Mitverantwortung für die
Gräuel in New York am 11. September 2001. Man
versicherte uns, dies sei wahr. Es war nicht die Wahrheit.
Man erzählte uns, der Irak bedrohe die Sicherheit der Welt.
Man versicherte uns es sei wahr. Es war nicht die Wahrheit.

Die Wahrheit sieht völlig anders aus. Die Wahrheit hat damit
zu tun, wie die Vereinigten Staaten ihre Rolle in der Welt
auffassen und wie sie sie verkörpern wollen.

Doch bevor ich auf die Gegenwart zurückkomme, möchte ich
einen Blick auf die jüngste Vergangenheit werfen; damit
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meine ich die Außenpolitik der Vereinigten Staaten seit dem
Ende des 2. Weltkriegs. Ich glaube, wir sind dazu
verpflichtet, diesen Zeitraum zumindest einer gewissen,
wenn auch begrenzten Prüfung zu unterziehen, mehr erlaubt
hier die Zeit nicht.

Jeder weiß, was in der Sowjetunion und in ganz Osteuropa
während der Nachkriegszeit passierte: die systematische
Brutalität, die weit verbreiteten Gräueltaten, die
rücksichtslose Unterdrückung eigenständigen Denkens. All
dies ist ausführlich dokumentiert und belegt worden.

Aber ich behaupte hier, dass die Verbrechen der USA im
selben Zeitraum nur oberflächlich protokolliert, geschweige
denn dokumentiert, geschweige denn eingestanden,
geschweige denn überhaupt als Verbrechen wahrgenommen
worden sind. Ich glaube, dass dies benannt werden muss,
und dass die Wahrheit beträchtlichen Einfluss darauf hat, wo
die Welt jetzt steht. Trotz gewisser Beschränkungen durch
die Existenz der Sowjetunion, machte die weltweite
Vorgehensweise der Vereinigten Staaten ihre Überzeugung
deutlich, für ihr Handeln völlig freie Hand zu besitzen.

Die direkte Invasion eines souveränen Staates war eigentlich
nie die bevorzugte Methode der Vereinigten Staaten.
Vorwiegend haben sie den von ihnen sogenannten „Low
Intensity Conflict“ favorisiert. „Low Intensity Conflict“
bedeutet, dass tausende von Menschen sterben aber
langsamer als würde man sie auf einen Schlag mit
einer Bombe auslöschen. Es bedeutet, dass man das
Herz des Landes infiziert, dass man eine bösartige
Wucherung in Gang setzt und zuschaut wie der
Faulbrand erblüht. Ist die Bevölkerung unterjocht
worden oder totgeprügelt es läuft auf dasselbe hinaus
und sitzen die eigenen Freunde, das Militär und die
großen Kapitalgesellschaften, bequem am Schalthebel,
tritt man vor die Kamera und sagt, die Demokratie
habe sich behauptet. Das war in den Jahren, auf die
ich mich hier beziehe, gang und gäbe in der
Außenpolitik der USA.



31

Die Tragödie Nicaraguas war ein hochsignifikanter Fall. Ich
präsentiere ihn hier als schlagendes Beispiel für Amerikas
Sicht seiner eigenen Rolle in der Welt, damals wie heute.

Ende der 80er Jahre nahm ich an einem Treffen in der
amerikanischen Botschaft in London teil.

Der Kongress der Vereinigten Staaten sollte entscheiden, ob
man die Contras in ihrem Feldzug gegen den
nicaraguanischen Staat mit mehr Geld unterstützt. Ich
gehörte der Delegation an, die für Nicaragua sprach, doch
das wichtigste Delegationsmitglied war Father John Metcalf.
Der Leiter der amerikanischen Gruppe war Raymond Seitz
(damals nach dem Botschafter die Nummer Zwei, später
selber Botschafter). Father Metcalf sagte: „Sir, ich leite eine
Gemeinde im Norden Nicaraguas. Meine Gemeindeglieder
haben eine Schule gebaut, ein medizinisches
Versorgungszentrum, ein Kulturzentrum. Wir haben in
Frieden gelebt. Vor einigen Monaten griffen Contratruppen
die Gemeinde an. Sie zerstörten alles: die Schule, das
medizinische Versorgungszentrum, das Kulturzentrum. Sie
vergewaltigten Krankenschwestern und Lehrerinnen,
schlachteten die Ärzte aufs brutalste ab. Sie benahmen sich
wie Berserker. Bitte fordern Sie, dass die US-Regierung
diesen empörenden terroristischen Umtrieben die
Unterstützung entzieht.“

Raymond Seitz besaß einen ausgezeichneten Ruf als
rationaler, verantwortungsbewusster und hoch kultivierter
Mann. Er genoss in diplomatischen Kreisen großes Ansehen.
Er hörte genau zu, zögerte und sprach dann mit großem
Ernst. „Father“, sagte er, „ich möchte Ihnen etwas sagen.
Im Krieg leiden immer Unschuldige.“ Es herrschte eisiges
Schweigen. Wir starrten ihn an. Er zuckte nicht einmal mit
der Wimper.

In der Tat, Unschuldige leiden immer.

Schließlich sagte jemand: „Aber in diesem Fall waren die
,Unschuldigen‘ Opfer einer durch Ihre Regierung
subventionierten, entsetzlichen Gräueltat, einer von vielen.
Sollte der Kongress den Contras mehr Geld bewilligen, wird
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es zu weiteren Gräueln kommen. Ist dem nicht so? Macht
sich Ihre Regierung damit nicht der Unterstützung von
Mordtaten und Vernichtungswerken schuldig, begangen an
Bürgern eines souveränen Staates?“

….

Ich darf Sie daran erinnern, dass Präsident Reagan damals
folgendes Statement abgab: „Die Contras stehen moralisch
auf einer Stufe mit unseren Gründervätern.“

Die Vereinigten Staaten unterstützten die brutale Somoza-
Diktatur in Nicaragua über 40 Jahre. Angeführt von den
Sandinisten, stürzte das nicaraguanische Volk 1979 dieses
Regime, ein atemberaubender Volksaufstand.

Die Sandinisten waren nicht vollkommen. Auch sie verfügten
über eine gewisse Arroganz, und ihre politische Philosophie
beinhaltete eine Reihe widersprüchlicher Elemente. Aber sie
waren intelligent, einsichtig und zivilisiert. Sie machten sich
daran, eine stabile, anständige, pluralistische Gesellschaft zu
gründen. Die Todesstrafe wurde abgeschafft.
Hunderttausende verarmter Bauern wurden quasi ins Leben
zurückgeholt. Über 100.000 Familien erhielten Grundbesitz.
Zweitausend Schulen entstanden. Eine äußerst
bemerkenswerte Alphabetisierungskampagne verringerte
den Anteil der Analphabeten im Land auf unter ein Siebtel.
Freies Bildungswesen und kostenlose Gesundheitsfürsorge
wurden eingeführt. Die Kindersterblichkeit ging um ein
Drittel zurück. Polio wurde ausgerottet.

Die Vereinigten Staaten denunzierten diese
Leistungen als marxistisch-leninistische
Unterwanderung. Aus Sicht der US-Regierung war dies
ein gefährliches Beispiel. Erlaubte man Nicaragua,
elementare Normen sozialer und ökonomischer
Gerechtigkeit zu etablieren, erlaubte man dem Land,
den Standard der Gesundheitsfürsorge und des
Bildungswesens anzuheben und soziale Einheit und
nationale Selbstachtung zu erreichen, würden
benachbarte Länder dieselben Fragen stellen und
dieselben Dinge tun. Damals regte sich natürlich
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heftiger Widerstand gegen den in El Salvador
herrschenden Status quo.

Ich erwähnte vorhin das „Lügengespinst“, das uns
umgibt. Präsident Reagan beschrieb Nicaragua meist
als „totalitären Kerker“. Die Medien generell und ganz
bestimmt die britische Regierung werteten dies als
zutreffenden und begründeten Kommentar. Aber
tatsächlich gab es keine Berichte über
Todesschwadronen unter der sandinistischen
Regierung. Es gab keine Berichte über Folterungen. Es
gab keine Berichte über systematische oder offiziell
autorisierte militärische Brutalität. In Nicaragua
wurde nie ein Priester ermordet. Es waren vielmehr
drei Priester an der Regierung beteiligt, zwei Jesuiten
und ein Missionar des Maryknoll-Ordens. Die
totalitären Kerker befanden sich eigentlich nebenan in
El Salvador und Guatemala. Die Vereinigten Staaten
hatten 1954 die demokratisch gewählte Regierung von
Guatemala gestürzt, und Schätzungen zufolge sollen
den anschließenden Militärdiktaturen mehr als
200.000 Menschen zum Opfer gefallen sein.

Sechs der weltweit namhaftesten Jesuiten wurden 1989 in
der Central American University in San Salvador von einem
Batallion des in Fort Benning, Georgia, USA, ausgebildeten
Alcatl-Regiments getötet. Der außergewöhnlich mutige
Erzbischof Romero wurde ermordet, als er die Messe las.
Schätzungsweise kamen 75.000 Menschen ums Leben.
Weshalb wurden sie getötet? Sie wurden getötet, weil sie
ein besseres Leben nicht nur für möglich hielten
sondern auch verwirklichen wollten. Dieser Glaube
stempelte sie sofort zu Kommunisten. Sie starben,
weil sie es wagten, den Status quo infrage zu stellen,
das endlose Plateau von Armut, Krankheit,
Erniedrigung und Unterdrückung, das ihr Geburtsrecht
gewesen war.

Die Vereinigten Staaten stürzten schließlich die
sandinistische Regierung. Es kostete einige Jahre und
beträchtliche Widerstandskraft, doch gnadenlose
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ökonomische Schikanen und 30.000 Tote untergruben
am Ende den Elan des nicaraguanischen Volkes. Es
war erschöpft und erneut verarmt. Die Casinos
kehrten ins Land zurück. Mit dem kostenlosen
Gesundheitsdienst und dem freien Schulwesen war es
vorbei. Das Big Business kam mit aller Macht zurück.
Die 'Demokratie' hatte sich behauptet.

Doch diese „Politik“ blieb keineswegs auf Mittelamerika
beschränkt. Sie wurde in aller Welt betrieben. Sie war
endlos. Und es ist, als hätte es sie nie gegeben.

Nach dem Ende des 2. Weltkriegs unterstützten die
Vereinigten Staaten jede rechtsgerichtete
Militärdiktatur auf der Welt, und in vielen Fällen
brachten sie sie erst hervor. Ich verweise auf Indonesien,
Griechenland, Uruguay, Brasilien, Paraguay, Haiti, die
Türkei, die Philippinen, Guatemala, El Salvador und natürlich
Chile. Die Schrecken, die Amerika Chile 1973 zufügte,
können nie gesühnt und nie verziehen werden.

In diesen Ländern hat es Hunderttausende von Toten
gegeben. Hat es sie wirklich gegeben? Und sind sie
wirklich alle der US-Außenpolitik zuzuschreiben? Die
Antwort lautet ja, es hat sie gegeben, und sie sind der
amerikanischen Außenpolitik zuzuschreiben. Aber
davon weiß man natürlich nichts.

Es ist nie passiert. Nichts ist jemals passiert. Sogar als es
passierte, passierte es nicht. Es spielte keine Rolle. Es
interessierte niemand. Die Verbrechen der Vereinigten
Staaten waren systematisch, konstant, infam,
unbarmherzig, aber nur sehr wenige Menschen haben
wirklich darüber gesprochen. Das muss man Amerika
lassen. Es hat weltweit eine ziemlich kühl operierende
Machtmanipulation betrieben, und sich dabei als
Streiter für das universelle Gute gebärdet. Ein
glänzender, sogar geistreicher, äußerst erfolgreicher
Hypnoseakt.

Ich behaupte, die Vereinigten Staaten ziehen die größte
Show der Welt ab, ganz ohne Zweifel. Brutal, gleichgültig,
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verächtlich und skrupellos, aber auch ausgesprochen clever.
Als Handlungsreisende stehen sie ziemlich konkurrenzlos da,
und ihr Verkaufsschlager heißt Eigenliebe. Ein echter
Renner. Man muss nur all die amerikanischen Präsidenten im
Fernsehen die Worte sagen hören: „das amerikanische Volk“,
wie zum Beispiel in dem Satz: „Ich sage dem
amerikanischen Volk, es ist an der Zeit, zu beten und die
Rechte des amerikanischen Volkes zu verteidigen, und ich
bitte das amerikanische Volk, den Schritten ihres
Präsidenten zu vertrauen, die er im Auftrag des
amerikanischen Volkes unternehmen wird.“

Ein brillanter Trick. Mit Hilfe der Sprache hält man das
Denken in Schach. Mit den Worten „das amerikanische
Volk“ wird ein wirklich luxuriöses Kissen zur
Beruhigung gebildet. Denken ist überflüssig. Man
muss sich nur ins Kissen fallen lassen. Möglicherweise
erstickt das Kissen die eigene Intelligenz und das
eigene Urteilsvermögen, aber es ist sehr bequem. Das
gilt natürlich weder für die 40 Millionen Menschen, die unter
der Armutsgrenze leben, noch für die 2 Millionen Männer und
Frauen, die in dem riesigen Gulag von Gefängnissen
eingesperrt sind, der sich über die Vereinigten Staaten
erstreckt.

Den Vereinigten Staaten liegt nichts mehr am low
intensity conflict. Sie sehen keine weitere
Notwendigkeit, sich Zurückhaltung aufzuerlegen oder
gar auf Umwegen ans Ziel zu kommen. Sie legen ihre
Karten ganz ungeniert auf den Tisch. Sie scheren sich
einen Dreck um die Vereinten Nationen, das
Völkerrecht oder kritischen Dissens, den sie als
machtlos und irrelevant betrachten. Sie haben sogar ein
kleines, blökendes Lämmchen, das ihnen an einer Leine
hinterher trottelt, das erbärmliche und abgeschlaffte
Großbritannien.

Was ist aus unserem sittlichen Empfinden geworden? Hatten
wir je eines? Was bedeuten diese Worte? Stehen sie für
einen heutzutage äußerst selten gebrauchten Begriff –
Gewissen? Ein Gewissen nicht nur hinsichtlich unseres
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eigenen Tuns sondern auch hinsichtlich unserer
gemeinsamen Verantwortung für das Tun anderer? Ist all
das tot? Nehmen wir Guantanamo Bay. Hunderte von
Menschen, seit über drei Jahren ohne Anklage in Haft, ohne
gesetzliche Vertretung oder ordentlichen Prozess, im Prinzip
für immer inhaftiert. Diese absolut rechtswidrige Situation
existiert trotz der Genfer Konvention weiter. Die sogenannte
„internationale Gemeinschaft“ toleriert sie nicht nur, sondern
verschwendet auch so gut wie keinen Gedanken daran.
Diese kriminelle Ungeheuerlichkeit begeht ein Land,
das sich selbst zum „Anführer der freien Welt“ erklärt.
Denken wir an die Menschen in Guantanamo Bay? Was
berichten die Medien über sie? Sie tauchen
gelegentlich auf – eine kleine Notiz auf Seite sechs.
Sie wurden in ein Niemandsland geschickt, aus dem
sie womöglich nie mehr zurückkehren. …. Was hat der
britische Außenminister dazu gesagt? Nichts. Was hat der
britische Premierminister dazu gesagt? Nichts. Warum nicht?
Weil die Vereinigten Staaten gesagt haben: Kritik an
unserem Vorgehen in Guantanamo Bay stellt einen
feindseligen Akt dar. Ihr seid entweder für uns oder gegen
uns. Also hält Blair den Mund.
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Die Invasion des Irak war ein Banditenakt, ein Akt von
unverhohlenem Staatsterrorismus, der die absolute
Verachtung des Prinzips von internationalem Recht
demonstrierte. Die Invasion war ein willkürlicher
Militäreinsatz, ausgelöst durch einen ganzen Berg von
Lügen und die üble Manipulation der Medien und somit
der Öffentlichkeit; ein Akt zur Konsolidierung der
militärischen und ökonomischen Kontrolle Amerikas
im mittleren Osten unter der Maske der Befreiung,
letztes Mittel, nachdem alle anderen Rechtfertigungen
sich nicht hatten rechtfertigen lassen. Eine
beeindruckende Demonstration einer Militärmacht, die
für den Tod und die Verstümmelung abertausender
Unschuldiger verantwortlich ist.

Wir haben dem irakischen Volk Folter, Splitterbomben,
abgereichertes Uran, zahllose, willkürliche Mordtaten, Elend,
Erniedrigung und Tod gebracht und nennen es „dem
mittleren Osten Freiheit und Demokratie bringen“.

Wie viele Menschen muss man töten, bis man sich die
Bezeichnung verdient hat, ein Massenmörder und
Kriegsverbrecher zu sein? Einhunderttausend? Mehr als
genug, würde ich meinen. Deshalb ist es nur gerecht, dass
Bush und Blair vor den Internationalen Strafgerichtshof
kommen. Aber Bush war clever. Er hat den Internationalen
Strafgerichtshof gar nicht erst anerkannt. Für den Fall, dass
sich ein amerikanischer Soldat oder auch ein Politiker auf der
Anklagebank wiederfindet, hat Bush damit gedroht, die
Marines in den Einsatz zu schicken. Aber Tony Blair hat den
Gerichtshof anerkannt und steht für ein Gerichtsverfahren
zur Verfügung. Wir können dem Gerichtshof seine Adresse
geben, falls er Interesse daran hat. Sie lautet Number 10,
Downing Street, London.

Der Tod spielt in diesem Zusammenhang keine Rolle. Für
Bush und Blair ist der Tod eine Lappalie. Mindestens 100.000
Iraker kamen durch amerikanische Bomben und Raketen
um, bevor der irakische Aufstand begann. Diese Menschen
sind bedeutungslos. Ihr Tod existiert nicht. Sie sind eine
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Leerstelle. Sie werden nicht einmal als tot gemeldet.
„Leichen zählen wir nicht“, sagte der amerikanische General
Tommy Franks.

Ganz zu Beginn der Invasion veröffentlichten die britischen
Zeitungen auf der Titelseite ein Foto von Tony Blair, der
einen kleinen irakischen Jungen auf die Wange küsst. „Ein
dankbares Kind“, lautete die Überschrift. Einige Tage später
gab es auf einer Innenseite einen Bericht und ein Foto von
einem anderen vierjährigen Jungen, ohne Arme. Eine Rakete
hatte seine Familie in die Luft gesprengt. Er war der einzige
Überlebende. „Wann bekomme ich meine Arme wieder?“
fragte er. Der Bericht wurde nicht weiter verfolgt. Nun,
diesen Jungen hielt auch nicht Tony Blair in den Armen,
weder ihn noch sonst ein anderes verstümmeltes Kind oder
irgendeine blutige Leiche. Blut ist schmutzig. Es verschmutzt
einem Hemd und Krawatte, wenn man eine aufrichtige
Ansprache im Fernsehen hält.

….

….

…. Wir müssen uns in Erinnerung rufen, dass sich die
Vereinigten Staaten dauerhaft im Kriegszustand befinden
und mit nichts zu erkennen geben, dass sie diese Haltung
aufgeben.

Abertausende wenn nicht gar Millionen Menschen in den USA
sind nachweislich angewidert, beschämt und erzürnt über
das Vorgehen ihrer Regierung, aber so wie die Dinge stehen,
stellen sie keine einheitliche politische Macht dar – noch
nicht. Doch die Besorgnis, Unsicherheit und Angst, die wir
täglich in den Vereinigten Staaten wachsen sehen können,
werden aller Wahrscheinlichkeit nach nicht schwinden.

….

Ich glaube, dass den existierenden, kolossalen Widrigkeiten
zum Trotz die unerschrockene, unbeirrbare, heftige
intellektuelle Entschlossenheit, als Bürger die wirkliche
Wahrheit unseres Lebens und unserer Gesellschaften zu
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bestimmen, eine ausschlaggebende Verpflichtung darstellt,
die uns allen zufällt. Sie ist in der Tat zwingend notwendig.

Wenn sich diese Entschlossenheit nicht in unserer politischen
Vision verkörpert, bleiben wir bar jeder Hoffnung, das
wiederherzustellen, was wir schon fast verloren haben – die
Würde des Menschen.

Herr Glenz, Sie und Ihre Kollegen können noch wählen, auf welche Seite Sie sich stellen
wollen.

Dies alles ist ein gutgemeinter Hinweis von mir. Vergessen Sie nicht, daß Ihr Urteil über mich
das Urteil sein wird, das Sie über sich selbst sprechen.

Mannheim am 26./29. November 2007.

Als Anhang füge ich die vollständige Begründung des Urteils des Spanischen
Verfassungsgerichtshofes vom 9. November 2007 bei, das den Holocaustmaulkorb (§ 130
Abs. 3 StGB_BRD analog) wegen Unvereinbarkeit mit der Meinungsäußerungsfreiheit für
null und nichtig erklärt.
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El Pleno del Tribunal Constitucional, compuesto por doña María Emilia Casas Baamonde,
Presidente, don Guillermo Jiménez Sánchez, don Vicente Conde Martín de Hijas, don Javier Delgado
Barrio, doña Elisa Pérez Vera, don Roberto García-Calvo y Montiel, don Eugeni Gay Montalvo, don
Jorge Rodríguez-Zapata Pérez, don Ramón Rodríguez Arribas, don Pascual Sala Sánchez, don Manuel
Aragón Reyes y don Pablo Pérez Tremps, Magistrados, ha pronunciado

EN NOMBRE DEL REY

la siguiente
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S E N T E N C I A

En la cuestión de inconstitucionalidad núm.5152-2000, planteada por la Sección Tercera
de la Audiencia Provincial de Barcelona, respecto al artículo 607, párrafo segundo, del Código Penal.
Han intervenido el Abogado del Estado, en la representación que ostenta y el Fiscal General del
Estado. Ha sido Ponente el Magistrado don Eugeni Gay Montalvo, quien expresa el parecer del
Tribunal.

I. Antecedentes

1. Con fecha de 29 de septiembre de 2000 tuvo entrada en el Registro General de este
Tribunal un oficio del Presidente de la Audiencia Provincial de Barcelona por medio del cual se
remitía el Auto de la Sección Tercera de dicha Audiencia de 14 de septiembre de 2000 por el que se
planteaba la presente cuestión de inconstitucionalidad. En el mencionado oficio se señalaba que el
testimonio remitido correspondía a las actuaciones practicadas con posterioridad al dictado por este
Tribunal del ATC 24/2000, de 18 de enero, indicándose que el resto de las mismas se encontraba ya
en este Tribunal Constitucional desde julio de 1999 al haberse incorporado a la cuestión de
inconstitucionalidad núm.3074-1999, inadmitida por el citado ATC 24/2000 por razón de no haber
sido planteada en el momento procesal oportuno.

2. Los antecedentes de la cuestión, según resulta del Auto de planteamiento y de la
documentación adjunta, son los siguientes:

a) Con fecha de 16 de noviembre de 1998, el Juzgado de lo Penal núm.3 de Barcelona
dictó una Sentencia en la que condenaba a don Pedro Varela Geis.

La Sentencia contiene, entre otros, los siguientes hechos probados: "el acusado Pedro
Varela Geiss, mayor de edad y sin antecedentes penales, actuando en su condición de titular y
director de la librería Europa... ha venido procediendo de forma habitual y continuada, con
posterioridad al mes de junio de 1996, y a sabiendas de la entrada en vigor en España de la actual
legislación penal en esta materia, a la distribución, difusión y venta de todo tipo de materiales en
soporte documental y bibliográfico, libros, publicaciones, cartas, carteles, etc..., en los que de
forma reiterada e inequívocamente vejatoria para el grupo social integrado por la comunidad judía,
se negaba la persecución y genocidio sufridos por dicho pueblo durante el periodo histórico de la
Segunda Guerra Mundial, masacre colectiva programada y ejecutada por los responsables de la
Alemania nazi que gobernaron en la época del III Reich. La inmensa mayoría de dichas publicaciones
contenían textos en los que se incita a la discriminación y al odio hacia la raza judía,
considerandoles seres inferiores a los que se debe exterminar como ‘a las ratas’”; “en la citada
librería se vendían también publicaciones relativas a Arte, Historia y Mitología religiosa, pero su
número era manifiestamente testimonial en comparación con las obras dedicadas al revisionismo del
holocausto judío. El público habitual del establecimiento eran jóvenes caracterizados por su afinidad
con las ideologías defensoras de la violencia como método de resolución de conflictos. Dichas
publicaciones y material estaban a la venta al público y se exportaban por correo a multitud de
clientes en Alemania, Austria, Bélgica, Brasil, Chile Argentina y Sudáfrica, entre otros países. La
librería Europa figuraba en toda la correspondencia remitida y recibida como editora y distribuidora
del material comercializado”. Junto a ello se recogen algunos extractos de los contenidos de algunos
de los libros ocupados negando el genocidio o justificando el mismo, o bien con afirmaciones
incitando al exterminio.

El Juzgado condena al acusado, don Pedro Varela Geiss como autor responsable de un
delito continuado de genocidio del art. 607.2 CP, a la pena de dos años de prisión con sus
correspondientes accesorias y costas. Asimismo le condena también como autor responsable de un
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delito continuado con ocasión del ejercicio de los derechos fundamentales y libertades públicas
garantizados por la Constitución consistente en provocación a la discriminación, al odio racial y a la
violencia contra grupos o asociaciones por motivos racistas y antisemitas (art. 510.1 CP), a la pena
de tres años de prisión y multa por tiempo de doce meses a razón de una cuota diaria de 2.000 ptas.,
asimismo con sus correspondientes accesorias y costas

b) Presentado recurso de apelación contra la anterior resolución, la Sección Tercera de
la Audiencia Provincial de Barcelona dictó, sin mediar ninguna otra actuación salvo la de admisión a
trámite del recurso, una providencia de fecha 30 de abril de 1999 en la que acordaba dar audiencia a
las partes personadas a fin de que expresaran su opinión acerca de la conveniencia de plantear
cuestión de inconstitucionalidad en relación con el art. 607.2 CP, cuyo texto es el siguiente: “La
difusión por cualquier medio de ideas o doctrinas que nieguen o justifiquen los delitos [de genocidio
y afines] tipificados en el apartado anterior de este artículo, o pretendan la rehabilitación de
regímenes o instituciones que amparen prácticas generadoras de los mismos, se castigará con la pena
de prisión de uno a dos años”. Por otra providencia de fecha 7 de mayo de 1999, el órgano judicial
de apelación precisó que la duda de constitucionalidad se refería a la posible incompatibilidad del
referido precepto con el derecho a la libertad de expresión reconocido en el art. 20.1 CE.

c) Contra la mencionada providencia de 30 de abril de 2006 interpuso recurso de
reforma una de las partes personadas en el procedimiento (la Asociación ATID-SOS Racisme
Catalunya) argumentando que la Audiencia Provincial había infringido lo dispuesto en el art. 35.2 de
la Ley Orgánica del Tribunal Constitucional al plantear la cuestión de inconstitucionalidad en forma
prematura, dado que el recurso de apelación no estaba aún concluso para Sentencia. Por providencia
de 6 de mayo de 1999, el órgano judicial de apelación declaró no haber lugar a dicho recurso.

d) Una vez abierto el trámite de alegaciones sobre la eventual inconstitucionalidad del
art. 607.2 CP, una de las partes personadas como apelada (la Comunidad Israelita de Barcelona)
planteó, en el mismo escrito de alegaciones, recurso de súplica contra las mencionadas providencias
de fechas 30 de abril y 7 de mayo de 1999 por razón de que no era el momento procesal adecuado
para el planteamiento de la cuestión de inconstitucionalidad por cuanto antes debía resolverse
acerca de la petición de recibimiento del recurso a prueba y de celebración de vista oral del mismo.
A dicho recurso de súplica se adhirieron el Ministerio Fiscal –que ya antes había presentado un escrito
en ese mismo sentido que el órgano judicial no tramitó como recurso al considerar que formalmente
no lo era- y la Asociación ATID-SOS Racisme. Dicho recurso fue desestimado por Auto de la Sección
Tercera de la Audiencia Provincial de Barcelona de 19 de mayo de 1999, por entender dicho órgano
judicial que el momento de planteamiento de la cuestión era adecuado al estar los autos conclusos y
pendientes de Sentencia. Seguidamente, la Sala dictó, con fecha de 9 de junio de 1999, el Auto de
planteamiento de la cuestión de inconstitucionalidad que fue registrada en este Tribunal con el
núm.3074-1999 e inadmitida a trámite por Auto del Pleno de 18 de enero de 2000 (ATC 24/2000).

e) Recibida comunicación del ATC 24/2004, la Audiencia Provincial acordó, por Auto de
14 de febrero de 2000, la práctica de diversas pruebas documentales solicitadas por el apelante al
tiempo que señalaba fecha para la celebración de la vista oral. Contra esta última resolución
promovieron incidente de nulidad de actuaciones ATID y SOS Racisme Catalunya por razón de la
indefensión que afirmaban provocada por la admisión de unas pruebas que anteriormente habían sido
denegadas en forma implícita por el Auto de la Sala de 9 de junio de 1999, así como por el silencio
que el órgano judicial seguía manteniendo acerca de las propuestas por estas partes apeladas
quienes, por otra parte, instaban también la abstención de una Magistrada componente de la Sala
por entender que había perdido su imparcialidad objetiva respecto del objeto de la causa. De otro
lado, el representante de la Comunidad israelita de Barcelona solicitó a la Audiencia que le
comunicara la resolución por la que se había levantado la suspensión del proceso, acordada con
ocasión del planteamiento de la frustrada cuestión de inconstitucionalidad resuelta por el ATC
24/2004.

f) Por providencia de fecha 24 de febrero de 2000, la Sala inadmitió el incidente de
abstención promovido por SOS Racisme, que entonces planteó un incidente de recusación por las
mismas causas. Mediante otra providencia de esa misma fecha, se contestaba en relación con lo
interesado por la Comunidad Israelita de Barcelona que el alzamiento de la suspensión del
procedimiento era la consecuencia obligada del ATC 24/2000 que figuraba unido a la causa.
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Finalmente, por Auto de 6 de marzo de 2000 fue desestimado el incidente de nulidad de actuaciones
y, por una providencia de fecha 7 de marzo de 2000, la Sala estimó en cambio la recusación
interesada acordando el cambio de Ponente, ordenando la suspensión de la celebración de vista oral
y tramitando la recusación en pieza separada, siendo la misma desestimada por Auto de la Sección
Séptima de la Audiencia Provincial de Barcelona de 19 de junio de 2000.

g) Tras las anteriores actuaciones, la Sala dictó una providencia, de fecha 30 de junio
de 2000, en la que señalaba el día y la hora de celebración de la vista oral. Celebrado dicho acto,
con fecha de 14 de julio de 2000 dictó una nueva providencia por la que declaraba la causa vista
para Sentencia y acordaba abrir de nuevo el trámite previsto en el art. 35.2 de la Ley Orgánica de
este Tribunal Constitucional dando audiencia a las partes y al Ministerio Fiscal a fin de que se
pronunciaran sobre la pertinencia de plantear cuestión de inconstitucionalidad respecto del art.
607.2 CP por razón de su posible colisión con el art. 20.1 CE. Tanto la Comunidad Israelita de
Barcelona como ATID Y SOS Racisme Catalunya se opusieron al planteamiento de la cuestión,
mientras que el condenado en instancia manifestó que lo consideraba pertinente no constando, por
otra parte, que el Ministerio Fiscal presentara en este trámite alegación alguna.

h) Por Auto de 14 de septiembre de 2000, la Sección Tercera de la Audiencia Provincial
de Barcelona planteó la presente cuestión de inconstitucionalidad en los términos que seguidamente
se exponen.

3. El órgano judicial proponente realiza en primer lugar en el precitado Auto, de
contenido similar al dictado con fecha de 9 de junio de 1999 con ocasión de su anterior intento de
planteamiento de idéntica cuestión de inconstitucionalidad ante este Tribunal, el pertinente juicio
de aplicabilidad del art. 607.2 CP a los hechos enjuiciados, situando al propio tiempo dicho precepto
en su contexto sistemático en relación con otros preceptos penales conexos (en particular, con los
arts.510, 515.5º, 519 y 615 CP), pasando a continuación a desarrollar el juicio de relevancia de su
duda de constitucionalidad principalmente en los fundamentos de derecho 4º y 5º del Auto de
referencia.

El fundamento de tal duda reside en la posible colisión con el derecho a la libertad de
expresión (reconocido en el art. 20.1 CE) del delito contenido en el art. 607.2 CP, consistente en
difundir por cualquier medio ideas o doctrinas que nieguen o justifiquen los delitos de genocidio o
pretendan la rehabilitación de regímenes o instituciones que amparen esas prácticas. A este
respecto, razona la Sala que el art. 607.2 CP constituye un tipo penal autónomo que no puede
integrarse con la definición que de la apología del delito ofrece el art. 18 CP ni, en consecuencia,
sanciona la apología de los delitos de genocidio ni tampoco la provocación a su comisión o la
incitación al odio racial, al venir ya tipificadas estas conductas en otros preceptos del Código Penal
(arts.510, 515,5º, 519 y 615 CP). La conducta sancionada por el art. 607.2 CP es, pues,
exclusivamente la de difundir ideas o doctrinas que nieguen o justifiquen los delitos de genocidio,
conducta que coincide con la que dio lugar a la condena en instancia del Sr.Varela Geis por tener una
librería especializada en la venta de determinados libros y demás medios de difusión de ideas e
información relativos a la negación y justificación del genocidio judío por el régimen
nacionalsocialista durante la Segunda Guerra Mundial.

Definida en estos términos la conducta tipificada en el art. 607.2 CP, el órgano judicial
proponente considera que resulta evidente el conflicto entre esta norma penal, que sanciona la
difusión de ideas y opiniones sobre determinados hechos históricos, y el derecho a la libertad de
expresión constitucionalmente consagrado. Si bien reconoce que, ciertamente, el legislador puede
elegir el bien jurídico que estima necesitado de protección penal, opina que en este caso el
subyacente al mencionado precepto presenta una naturaleza muy difusa, puesto que sería
identificable con el interés en evitar que se cree un “clima favorecedor de conductas
discriminatorias” ya que la incitación o invitación a realizar comportamientos dirigidos a conculcar
derechos fundamentales o que supongan menosprecio a la dignidad de la persona ya están
contempladas como conductas delictivas por otros preceptos penales. Así concretado, la Sala
considera que el mencionado bien jurídico no es merecedor de protección penal en la medida en
que, además de su carácter difuso, supone un límite al derecho a la libertad de expresión.

4. Por providencia de fecha 31 de octubre de 2000, la Sección Tercera de este Tribunal
acordó admitir a trámite la cuestión de inconstitucionalidad planteada en relación con el art. 607.2
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CP por presunta vulneración del art. 20.2 CE, así como, de conformidad con lo establecido en el art.
37.2 de su Ley Orgánica, dar traslado de las actuaciones recibidas al Congreso de los Diputados y al
Senado, por conducto de sus Presidentes, al Gobierno, por conducto del Ministerio de Justicia y al
Fiscal General del Estado al objeto de que, en un plazo improrrogable de quince días, pudieran
personarse en el proceso y formular cuantas alegaciones estimasen convenientes.

5. Por escrito registrado en este Tribunal con fecha de 15 de noviembre de 2000, la
Presidenta del Congreso de los Diputados comunicó el acuerdo adoptado por la Mesa de la Cámara el
día 13 de noviembre de ese mismo mes y año en el sentido de no personarse en el presente
procedimiento ni formular alegaciones, poniendo a disposición de este Tribunal las actuaciones de la
Cámara que pudiese precisar por remisión a la Dirección de Estudios y Documentación de la
Secretaría General.

6. Por escrito registrado en este Tribunal con fecha de 24 de noviembre de 2000, la
Presidenta del Senado comunicó a este Tribunal el acuerdo de la Mesa de la Cámara de 14 de
noviembre de 2000 por el que se solicitaba que se la tuviera por personada en el presente
procedimiento de inconstitucionalidad, a cuyos efectos ofrecía su colaboración de conformidad con
lo establecido en el art. 88.1 de la Ley Orgánica de este Tribunal.

7. Por escrito también de fecha 24 de noviembre de 2000 el Abogado del Estado, en la
representación que ostenta, compareció en el proceso oponiéndose a la cuestión de
inconstitucionalidad promovida sobre la base de las siguientes alegaciones:

A través de una compleja argumentación, considera en primer lugar que todo el
razonamiento desarrollado en el tercero de los fundamentos jurídicos del Auto de planteamiento de
la presente cuestión de inconstitucionalidad, relativo a las relaciones entre el precepto cuestionado
y otros preceptos del Código Penal que dan cobertura a bienes jurídicos de similar naturaleza al
protegido por el art. 607.2 CP, no constituye sino una explicación dirigida a justificar por qué, a
juicio del órgano judicial proponente, este último precepto deviene inútil por superfluo al venir los
bienes jurídicos que con él se pretenden proteger ya suficientemente protegidos por esas otras
normas penales. De manera que no se estaría juzgando la compatibilidad entre el precepto
cuestionado y la Constitución sino entre éste y una serie de normas penales ordinarias. De ello extrae
el Abogado del Estado la conclusión de que dicho fundamento jurídico tercero no contiene una
fundamentación útil para el planteamiento de cuestión alguna de incompatibilidad entre el art.
607.2 CP y el art. 20.1 CE.

Por el contrario, y siempre a juicio del Abogado del Estado, en el fundamento jurídico
cuarto del Auto de planteamiento de la cuestión se señalan no ya las similitudes existentes entre el
precepto cuestionado y esas otras normas penales sino sus diferencias, razonándose, en función de
dicha diversidad, acerca de la imposible extensión analógica de estas últimas a la norma
cuestionada; operación que, en opinión del Abogado del Estado, no plantearía los problemas que
sugiere el órgano judicial proponente pues no se trataría de que la extensión analógica al art. 607.2
de los elementos definidores de la apología presentes en las conductas descritas en esos otros
preceptos viniera a ampliar la esfera de lo punible definida en el mencionado precepto sino, por el
contrario, de restringirla mediante la incorporación de tales elementos.

Del examen de los citados fundamentos jurídicos tercero y cuarto extrae el Abogado del
Estado la conclusión de que en ellos se abordan sucesivamente dos operaciones de signo contrario,
ya que mientras que en el primero se asimilan las conductas descritas en el art. 607.2 CP a otras
figuras delictivas con la finalidad última de resaltar la carencia de finalidad y utilidad propias del
referido precepto, en el segundo se aprecian las singularidades presentes en el mismo frente al
conjunto de los restantes tomados como punto de comparación pero, en lugar de rectificarse su
asimilación a estos últimos, se mantiene su identidad esencial. La consecuencia es, a su juicio, muy
simple: se objeta la validez de la norma cuestionada por no adaptarse al esquema sistemático común
extraído del examen de esos otros preceptos. Juegan, pues, “desigualmente” la igualdad y la
diversidad, ambas “in malam partem” frente a la norma enjuiciada; la igualdad para negar la
significación y la utilidad misma del art. 607.2 CP; la diversidad para negar su validez por faltarle los
requisitos que deberían integrarlo según la pauta de una previa equiparación de sus fines con los
perseguidos por otros preceptos penales. Del mismo modo, la analogía desempeña también un
desigual papel en este juego de identidades y diversidades: se echa mano de ella para juzgar los
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objetivos y razón de ser legal del precepto, pero seguidamente se abandona por entender que esa
misma operación analógica debe proscribirse por razones de legalidad.

En cualquier caso, recuerda el Abogado del Estado que, con independencia de las
utilidades que del mismo quepa extraer, con lo que verdaderamente guarda relación el art. 607.2 CP
es con los delitos de especialísima gravedad relacionados en su apartado primero, esto es, con los
agrupados bajo la rúbrica genérica de “delitos de genocidio”. Recuerda, asimismo, que en el citado
precepto no se sanciona una única conducta delictiva sino dos: de un lado, la consistente en difundir
por cualquier medio ideas o doctrinas que nieguen o justifiquen los indicados delitos de genocidio;
de otro lado, la consistente en pretender la rehabilitación de regímenes o instituciones que amparen
prácticas generadoras de tales delitos. La primera de dichas conductas podría, a su vez, bifurcarse
en dos distintas modalidades, la de simplemente negar la existencia de los delitos de genocidio y la
de justificar tales delitos. Pues bien, a su modo de ver, el Auto de planteamiento de la presente
cuestión de inconstitucionalidad no especifica a cuál de dichas conductas se refieren sus dudas
respecto de la compatibilidad con el art. 20.1 CE, por lo que carece de concreción respecto de la
identificación del objeto específico de dichas dudas al no asociar la conducta enjuiciada con alguna
de las modalidades de conducta previstas en el precepto penal cuestionado.

Reconoce, sin embargo, el Abogado del Estado que el órgano judicial proponente de la
cuestión sí que ha explicitado los motivos de planteamiento de la cuestión de inconstitucionalidad al
sugerir que están ausentes en el art. 607.2 CP los elementos integrantes de la apología definida
como forma de provocación por el art. 18 CP, al no exigirse en el primero de dichos preceptos que
las conductas por él sancionadas “ensalcen el crimen o enaltezcan a su autor” ni que “constituyan
una incitación a la comisión de un delito”. A su juicio, la referencia a la omisión de tales requisitos
no sólo no es lo suficientemente expresiva como para suplir la inconcreción objetiva de la cuestión
planteada, pues seguiría sin especificar a qué modalidad delictiva se refiere en concreto abarcando
en su planteamiento a todas ellas, sino que además la presencia de tales elementos sería por su
propia naturaleza inadaptable a alguna de dichas modalidades. Según expone, no se acierta a
comprender por qué estaría justificada la punición del comportamiento consistente en enaltecer al
autor de un crimen de genocidio y no, en cambio, la consistente en negar o justificar un crimen de
genocidio o en rehabilitar a los regímenes o instituciones que amparan prácticas generadoras de
delitos de genocidio, ya que no ha de olvidarse que mientras que la negación o justificación de un
delito comprende siempre la de su autor, no sucede lo propio a la inversa.

Por lo que se refiere al juicio de peligro relativo a las conductas de referencia
contenido en el fundamento jurídico quinto del Auto de planteamiento, admite el Abogado del
Estado que tiene razón el órgano judicial proponente cuando afirma que la tipificación de una
conducta como delito exige que, cuando menos, ponga en peligro, aunque sea de naturaleza
abstracta, el bien jurídico que con dicha tipificación se pretende proteger. Discrepa, en cambio, de
la conclusión obtenida por la Audiencia Provincial de Barcelona respecto de la innecesariedad del
precepto cuestionado para proteger los derechos fundamentales de las minorías que identifica como
objeto de la norma penal en él contenido, puesto que dicho bien jurídico ya estaría suficientemente
protegido por otros tipos delictivos.

Para el Abogado del Estado, hay en este razonamiento dos premisas difícilmente
aceptables: de un lado, la reducción inadecuada del fin de la norma; de otro lado, la predicación de
su carácter abstracto o “difuso”. A su entender, el Auto limita inadecuadamente la finalidad
perseguida por el legislador penal con la tipificación de las conductas de referencia ya que, si bien es
cierto que alguna de esas modalidades delictivas parece perseguir la protección de ciertas minorías
étnicas o acaso la evitación del daño moral representado por la rememoración laudatoria de los
sucesos históricos de los que aquéllas fueron víctimas, dicha finalidad no es la que ni principal ni
exclusivamente persigue el art. 607.2 CP, sino “una finalidad protectora general de la sociedad”, de
manera que no cabe ver en las minorías étnicas las únicas víctimas potenciales de los indicados
delitos, sino también en las mayorías “o, más exactamente, en la sociedad en su conjunto”. Lo que
le conduce a afirmar que, frente al reduccionismo del Auto de planteamiento de la cuestión, debe
reconocerse en el art. 607.2 CP “tanto una medida de defensa legítima de la minorías, como del
propio orden constitucional”.

Por lo que se refiere al reproche relativo a la vaguedad o carácter difuso del tipo penal
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contenido en el mencionado precepto, considera el Ministerio Fiscal que tal idea no es sino una
consecuencia de la indebida reducción de su alcance por el órgano judicial proponente al no valorar
directamente lo que dice su texto sino en relación con otros preceptos distintos, lo que le lleva a
afirmar que lo único que queda como objeto de protección es la creación de “un clima favorecedor
de conductas discriminatorias” (FJ 5º del Auto de planteamiento). Frente a ello, estima el Abogado
del Estado que los tipos penales descritos en el art. 607.2 CP no pueden ser interpretados como
protectores únicamente de ese vaporoso “resto”, ya que la conducta en ellos sancionada,
consistente en la negación o justificación de delitos de asesinato, o de agresiones sexuales, o de
traslados forzosos de poblaciones, o de esterilizaciones, o las pretensiones rehabilitadoras de los
regímenes que amparen dichos delitos no son leves perturbaciones de la igualdad jurídica ni su
punición responde a un modesto propósito de evitar discriminaciones ocasionales. A su juicio, se
trata por el contrario de impedir con ellos la realización de “acciones que el legislador ha valorado
como causas de impulso directísimo a la perpetración de graves delitos que dañan a los intereses más
esenciales de la convivencia humana”; y esa conexión causal entre la exposición divulgadora de
ciertas doctrinas o ideas y los crímenes más abyectos no le parece al Abogado del Estado “un
capricho ocasional o repentino del legislador, ni una presunción irrazonable o excesiva, sino el
producto de unas dolorosas experiencias históricas”.

Finalmente, se ocupa el Abogado del Estado de la incidencia que, según lo expuesto en
el fundamento jurídico quinto del Auto de planteamiento de la presente cuestión de
inconstitucionalidad, tiene el precepto cuestionado en el derecho a la libertad de expresión
reconocido en el art. 20.1 CE, coincidiendo con el órgano judicial proponente en las premisas de que
a este respecto arranca, pero no así en lo tocante a las conclusiones derivadas de las mismas.

En contra de lo que, a su modo de ver, considera la Audiencia Provincial de Barcelona
“meras opiniones sobre los hechos históricos” que estarían cubiertas, aún siendo erróneas o falsas,
por el art. 20.1 CE, recuerda el Abogado del Estado que la difusión de ideas y doctrinas criminalizada
por el art. 607.2 CP tiene como punto de referencia a los delitos de genocidio, esto es, que lo que en
dicho precepto se sanciona no es la simple propagación de ideas o doctrinas simplemente adversas a
un grupo nacional, étnico, racial o religioso, ni la pura negación de hechos como el exterminio de
judíos por el régimen nazi, sino la negación o justificación de que tales hechos fueran constitutivos
de un delito de genocidio. Lo que en consecuencia ha de plantearse es si el art. 20.4 CE permite
limitar la difusión de ese tipo de ideas o doctrinas por medio del uso del instrumento penal.

Desde el punto de vista del Abogado del Estado, “profesar ideas y doctrinas que
nieguen que el genocidio sea delito, o que justifiquen el delito...no constituye un acto de ejercicio
del derecho fundamental a opinar libremente” dado que, frente a lo que se afirma en el Auto de
planteamiento, tal comportamiento resulta peligroso –al menos en abstracto- para el bien jurídico
protegido toda vez que con ello podría llegarse a “estimular resortes psicológico-sociales no bien
conocidos, y crear una atmósfera social que, como demuestra el desarrollo de los hechos en la
Alemania nazi, comienza con la discriminación legal en el acceso a cargos públicos y profesiones,
sigue con el estímulo de la emigración de parte de la población, y se extiende e intensifica en todos
los campos de la convivencia hasta los extremos de destrucción y exterminio que conoce la historia”.
Por ello concluye que no cabe negar frontalmente, como parece hacer el órgano judicial proponente
de la presente cuestión de inconstitucionalidad, la peligrosidad de esas acciones que el legislador ha
juzgado peligrosas y, por consiguiente, punibles.

8. Por escrito de fecha 27 de noviembre de 2000, el Fiscal General del Estado
compareció en el presente proceso solicitando a este Tribunal que desestimase la presente cuestión
de inconstitucionalidad por considerar que el art. 607.2 CP no es contrario al derecho reconocido en
el art. 20.1 CE.

Comienza el Fiscal General del Estado por señalar que, con carácter previo al análisis
de las dudas de constitucionalidad planteadas por el órgano judicial proponente, resulta necesario
establecer, a la vista de los hechos declarados probados por el juzgador de instancia, cuál de las
distintas modalidades típicas contenidas en el art. 607.2 CP sería de aplicación en el caso de autos
pues es evidente que, de estimarse que sólo una de ellas habría sido cometida en el supuesto de
referencia, las mencionadas dudas de inconstitucionalidad no podrían extenderse a las restantes
toda vez que ello excedería el ámbito propio de la cuestión de inconstitucionalidad al carecer de uno
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de los presupuestos de admisibilidad determinante del juicio de relevancia. Pues bien: tanto de los
hechos declarados probados en la Sentencia dictada por el Juez de lo Penal como del propio Auto de
planteamiento de la cuestión de inconstitucionalidad deduce el Fiscal General del Estado que el
análisis de dicha cuestión habrá de ceñirse exclusivamente a la primera de las modalidades típicas
sancionadas por el citado precepto penal, esto es, a la difusión por cualquier medio de ideas o
doctrinas que nieguen o justifiquen el genocidio.

Tras recordar que tanto en el marco convencional como en el Derecho comparado no
sólo se sancionan conductas que atentan directamente contra grupos nacionales, raciales, étnicos o
religiosos sino también comportamientos que tiendan a fomentar y a instigar la comisión de dichos
crímenes, entre los que sitúa los relacionados en el art. 607.2 CP, afirma el Fiscal General del Estado
que, frente a lo que opina un sector de la doctrina penal, no cabe definir las modalidades delictivas
tipificadas en el mencionado precepto como “apología del genocidio”, ya que las mismas no
participan de los rasgos que, de conformidad con lo establecido en el art. 18 CP, definen el concepto
de apología como forma de comisión de un delito.

En su opinión, el hecho de que legislador penal español haya extendido en el art. 607.2
CP la protección penal a conductas que no vienen contempladas en el Convenio de 1948 sobre la
prevención y castigo del delito de genocidio, ya que el mismo se limita a señalar que habrán de
castigarse, además de los propios de delitos de genocidio, cualquier acto consistente en “la
instigación directa y pública a cometer genocidio”, es lo que ha motivado que el referido sector
doctrinal sostenga que ha de interpretarse el precepto cuestionado como una modalidad de apología
del genocidio pues de otra manera podría resultar contrario al derecho a la libertad de expresión
reconocido en el art. 20.1 CE. No comparte, sin embargo, ese punto de vista toda vez que no sólo
ello no se desprende del tenor literal del art. 607.2 CP sino que la apología del genocidio está
específicamente sancionada en el art. 615 CP con penas más severas. Cree, en consecuencia, el
Ministerio Fiscal que la conducta típica que ha de confrontarse en este caso con el derecho a la
libertad de expresión no es una conducta de instigación o incitación directa al genocidio sino,
simplemente, la consistente en difundir ideas que nieguen o justifiquen hechos ya históricos de
genocidio; conducta esta última cuya punición habría decidido el legislador penal en tanto en cuanto
representa un peligro de que con ella pueda generarse un clima de aceptación y olvido de tales
hechos que se estima improcedente en el seno de una sociedad democrática y que puede propiciar el
surgimiento de brotes de violencia racial o étnica no deseados.

Una vez delimitado de esta suerte el tipo penal de referencia, se plantea el Ministerio
Fiscal si, así entendido, puede atentar contra el derecho a la libre expresión de opiniones, ideas o
juicios de valor por parte del autor de tales conductas. Para desarrollar tal análisis, comienza por
referirse a lo que, a su modo de ver, constituye el verdadero significado, alcance y límites del
indicado derecho como fundamento esencial de toda sociedad democrática. Con cita expresa de las
SSTEDH de 23 de septiembre de 1998 (caso Lediheux), 8 de julio de 1999 (casos Sürek, Baskaya y
Okçuoglu) y 29 de septiembre de 1999 (caso Oztürk), concluye a este respecto que con la salvedad
de lo establecido en el art. 10.2 del Convenio, el derecho a la libertad de expresión da cobertura no
sólo a las ideas e informaciones aceptadas favorablemente o consideradas como inofensivas o
indiferentes, sino también a aquéllas que molestan, chocan o inquietan, pues así lo requieren el
pluralismo, la tolerancia y el espíritu de apertura sin los cuales no hay sociedad democrática. Ello no
obstante, reconoce el Fiscal General que en determinados supuestos los Estados pueden adoptar
medidas de injerencia en el ejercicio del derecho a la libertad de expresión, siempre y cuando tales
medidas estén dirigidas al logro de algunos de los fines legítimos enunciados en el art. 10.1 del
Convenio y de que sean imperiosamente necesarias. En este mismo sentido, las SSTC 214/1991 y
176/1995, tras subrayar que ese derecho no es absoluto, habrían recordado que, por lo que se
refiere en particular a los sucesos acaecidos durante la Segunda Guerra Mundial, ha de distinguirse
entre lo que no pasan de ser “meras afirmaciones, dudas u opiniones acerca del holocausto judío,
que podrían extenderse, incluso, a la toma de posición en relación con la no existencia real del
mismo, que quedarían dentro del ámbito de protección del derecho fundamental a la libertad de
expresión, por muy reprobables que fueren” y, de otro lado, “aquellas opiniones que presentaren
juicios ofensivos, que no se limitaran a aportar correcciones exclusivamente personales de la historia
sobre las persecuciones de los judíos, o sobre cualquier otro tipo de homicidio cometido, sino que
conllevaren imputaciones efectuadas en descrédito o menosprecio de las propias víctimas del mismo,
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que no podrían quedar amparadas por el derecho reconocido en el art. 20.1 a) CE”.

Estima el Ministerio Fiscal que a este último tipo de opiniones es a las que responde el
precepto penal en cuestión, en tanto que medida que tiende a la prevención y sanción de todas
aquellas conductas de grave afrenta contra diferentes grupos o etnias, pues, desde su punto de vista,
la publicación y difusión de determinados contenidos ideológicos sobre la justificación o la negación
de un modelo tan arquetípico de genocidio como lo fue el de los judíos por el régimen nazi incluye
un elemento tendencial dado que tales comportamientos no son una mera expresión de opiniones o
ideas sobre hechos que acontecieron en la primera mitad del siglo XX, sino que también van
encaminados a hacer surgir estados de opinión tergiversados sobre este hecho histórico, ciertamente
contrario a lo que realmente aconteció, tratando así de fomentar el olvido del mismo. De manera
que la acción tipificada por el art. 607.2 CP hallaría su verdadera localización “en aquellas conductas
que no sólo se limitaran a la mera difusión de ideas u opiniones sobre los fenómenos genocidas, sino
que, inspirándose en un ánimo tendencial y al hilo de esa difusión, trataran de generar un estado de
opinión en la población favorable al genocidio, que fuera llevado a cabo de forma planificada,
sistematizada u organizada. Se trataría pues, con el precepto, no ya de reputar como delito la libre
difusión de ideas u opiniones, por muy reprobables y rechazables moralmente que fueran, sino de
proteger a la sociedad de aquellos comportamientos que, con una sistemática preparación
psicológica de la población, a través de medios propagandísticos, generaren un clima de violencia y
hostilidad que, de forma mediata, pudieran concretarse en actos específicos de discriminación
racial, étnica o religiosa”.

Así entendido, el precepto cuestionado constituye, en opinión del Ministerio Fiscal, un
delito de peligro abstracto por el que el legislador penal ha decidido extender la protección propia
de esta rama del ordenamiento jurídico a conductas que potencialmente pudieran generar ulteriores
actos de violencia racial o étnica. Restaría, sin embargo, por analizar si, desde la perspectiva del
principio de intervención mínima del Derecho Penal, estaría constitucionalmente justificada la
ampliación de la cobertura típica a conductas no directamente incluidas en el Convenio de 1948. A
este respecto, concluye el Ministerio Fiscal que el resurgimiento en los últimos tiempos de
movimientos xenófobos -claramente inspirados en los postulados defendidos en su día por el
nacionalsocialismo- cuya expansión pudiera generar un notable riesgo de desestabilización del
sistema democrático constituye justificación suficiente para la introducción de un tipo penal como el
aquí cuestionado, así como para la consiguiente injerencia estatal en el derecho a la libertad de
expresión respecto de aquellas opiniones o juicios de valor que pudieran atentar contra el interés
general en evitar que, por medio de la difusión de ideas o doctrinas de contenido xenófobo o
discriminatorio a través de determinados medios de comunicación, llegare a la opinión pública un
conjunto de mensajes que pudieran general planteamientos claramente contrarios a los derechos
humanos.

9. Por providencia de seis de noviembre de 2007, se señaló para votación y fallo de la
presente Sentencia el día siete del mismo mes y año.

II. Fundamentos jurídicos

1. La Sección Tercera de la Audiencia Provincial de Barcelona ha promovido cuestión

de inconstitucionalidad respecto del párrafo segundo del artículo 607 del Código Penal, a

cuyo tenor “la difusión por cualquier medio de ideas o doctrinas que nieguen o justifiquen los

delitos tipificados en el apartado anterior de este artículo, o pretendan la rehabilitación de

regímenes o instituciones que amparen prácticas generadoras de los mismos, se castigará con

la pena de uno a dos años”.

Los delitos a los que se refiere el citado precepto son los de genocidio, definidos por el
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art. 607.1 CP como conductas guiadas por el propósito de destruir total o parcialmente a un

grupo nacional, étnico, racial o religioso, perpetrando alguno de los actos siguientes: 1º)

matar a alguno de sus miembros; 2º) agredir sexualmente a alguno de sus miembros o

producirle alguna de las lesiones previstas en el art. 149 CP; 3º) someter al grupo o a

cualquiera de sus individuos a condiciones de existencia que pongan en peligro su vida o

perturben gravemente su salud u ocasionen alguna de las lesiones previstas en el art. 150 CP;

4º) llevar a cabo desplazamientos forzosos del grupo o sus miembros, adoptar cualquier

medida que tienda a impedir su género de vida o reproducción o trasladar por la fuerza

individuos de un grupo a otro; y 5º) producir cualquier otra lesión distinta de las anteriormente

señaladas.

Sostiene el órgano judicial proponente que el párrafo cuestionado podría resultar

contrario al derecho a expresar y difundir libremente los pensamientos, ideas y opiniones

mediante la palabra, el escrito o cualquier otro medio de reproducción [art. 20.1 a) CE]. Por

el contrario, tanto el Abogado del Estado como el Ministerio Fiscal consideran, a partir de

distintos argumentos, que el mencionado derecho no ofrece cobertura a conductas como las

tipificadas como delito en el referido precepto penal y que, por consiguiente, no puede

considerarse inconstitucional ni lesivo del principio de intervención mínima del Derecho penal,

toda vez que las conductas que con él se intentan prevenir son peligrosas para el bien jurídico

protegido.

2. Antes de entrar a analizar las dudas que plantea la Sala que promueve esta cuestión

de inconstitucionalidad sobre el art. 607.2 del Código Penal es preciso delimitar el objeto del

presente proceso constitucional. Aun cuando el Auto de planteamiento se refiere en su parte

dispositiva como precepto de cuya constitucionalidad se duda al citado art. 607.2, sin más

especificaciones, sin embargo, toda su fundamentación jurídica se dirige a solicitar un

pronunciamiento por parte de este Tribunal exclusivamente con relación a su primer inciso, que

se refiere a la difusión por cualquier medio de ideas o doctrinas que nieguen o justifiquen los

delitos tipificados como genocidio en el art. 607.1 CP. En efecto, el proceso en el que se

originó la presente cuestión es un recurso de apelación dirigido contra la Sentencia de 16 de

noviembre de 1998 del Juzgado de lo Penal número tres de Barcelona. En la misma se declaró

probado que el condenado se dedicaba a la distribución, difusión y venta de materiales y

publicaciones en los que se negaba la persecución y el genocidio sufrido por el pueblo judío.

El Auto de planteamiento de la presente cuestión, al realizar el necesario juicio de relevancia,

parte de que la librería del acusado “estaba especializada en libros de la Segunda Guerra

mundial desde el punto de vista de los autores que defienden a la Alemania nazi y niegan la

existencia del Holocausto”. Pese a ello, se somete al control de este Tribunal, de manera

genérica, la constitucionalidad de todas las conductas previstas en el art. 607.2 LOTC.

Es reiterada doctrina de este Tribunal que la cuestión de inconstitucionalidad no

es un instrumento procesal para buscar una depuración abstracta del Ordenamiento. En efecto,
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no es una acción concedida para impugnar, de modo directo y con carácter general, la

validez de normas, sino un instrumento puesto a disposición de los órganos judiciales para

conciliar la doble obligación en que se encuentran de actuar sometidos a la Ley y a la

Constitución, que no puede resultar desvirtuada por un uso no acomodado a su naturaleza,

como sería, por ejemplo, "el de utilizarla para obtener pronunciamientos innecesarios o

indiferentes para la decisión del proceso en el que la cuestión se suscita" (por todas, SSTC

17/1981, de 1 de junio, FJ 1; y 64/2003, de 27 de marzo, FJ 5).

En el presente caso, dado que, de un lado, el objeto del proceso penal en el que se

suscita la presente cuestión de inconstitucionalidad se reducía exclusivamente a la difusión de

ideas y doctrinas que nieguen o justifiquen el genocidio y, de otro lado, que toda la

fundamentación jurídica del Auto de planteamiento se dirige a cuestionar el reproche penal de

tales conductas, es a esta materia a la que se va a contraer el objeto de la presente cuestión

de inconstitucionalidad (STC 156/2004, de 21 de septiembre, FJ 2).

3. De acuerdo con la argumentación desarrollada en el Auto de planteamiento de la

cuestión, el órgano judicial proponente parte de la consideración de que las conductas

definidas como delictivas por el art. 607.2 CP no pueden enmarcarse dentro del concepto de

provocación para delinquir ni tampoco en el de apología del delito, ya que el tenor literal de

la indicada disposición no exige como elemento de las mismas que estén dirigidas a incitar a

la comisión de delitos de genocidio ni que con ellas se ensalce al genocidio o se enaltezca a

los genocidas, elementos uno y otro que, en cambio, resultan inherentes a dichas modalidades

delictivas según se desprende de la definición que de las mismas ofrece el art. 18.1 CP. En

opinión de la Audiencia Provincial, tampoco cabe hacer una interpretación del precepto

cuestionado que lo reconduzca a esas categorías de la provocación para delinquir o de la

apología del delito, toda vez que ello supondría una interpretación extensiva del mismo

contraria a las exigencias del principio de legalidad penal. El comportamiento cuestionado, en

tanto tipificado como delictivo por el art. 607.2 CP, es la mera difusión de ideas o doctrinas

que nieguen o justifiquen la existencia de hechos históricos que han sido calificados de

genocidio. La Sala estima evidente el conflicto de tal tipificación con el derecho consagrado en

el art. 20.1 CE. Sobre este derecho recuerda la doctrina sentada por este Tribunal en las

SSTC 214/1991, de 11 de noviembre, y 176/1995, de 11 de diciembre, en el sentido de

considerar que ofrece cobertura a las opiniones subjetivas e interesadas sobre determinados

hechos históricos, por muy erróneas o infundadas que resulten, que no supongan un

menosprecio a la dignidad de las personas o un peligro para la convivencia pacífica entre

todos los ciudadanos.

Tanto el Abogado del Estado como el Fiscal General del Estado comparten la opinión
del órgano judicial proponente de que la conducta sancionada por el art. 607.2 CP, consistente en
difundir ideas o doctrinas que nieguen o justifiquen el genocidio, no puede ser interpretada como
una modalidad de apología del genocidio; no obstante, ambos defienden la constitucionalidad de
dicho precepto por considerar que el derecho a la libertad de expresión no puede ofrecer cobertura
a los mencionados comportamientos. A su modo de ver, la negación o justificación de un genocidio
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encierra un peligro potencial para bienes jurídicos de la máxima importancia y, por ello, no puede
considerarse amparada por el derecho a la libertad de expresión. Dicho peligro potencial supondría,
además, justificación suficiente para su punición, sin que ello supusiera confrontación alguna con el
principio de intervención mínima propio del Derecho penal.

Coinciden también sustancialmente ambas argumentaciones, aunque con distinta
terminología, respecto de cuáles son, en concreto, los bienes jurídicos afectados por la indicada
conducta: los derechos de ciertas minorías religiosas, étnicas o raciales y el propio orden
constitucional en tanto en cuanto el sistema democrático se vería desestabilizado por el crecimiento
y extensión de ideas o doctrinas negadoras o justificadoras de ciertos hechos históricos ulteriormente
calificados jurídicamente como delitos de genocidio.

Así, el razonamiento esgrimido tanto por el Abogado del Estado como por el Ministerio Fiscal
se basa, fundamentalmente, en el peligro potencial que según ellos representa la difusión de ideas
que nieguen o justifiquen un genocidio históricamente incontestable no sólo para las personas que
pertenezcan a ese mismo grupo religioso sino para la democracia en su conjunto. De la afirmación de
ese peligro deducen uno y otro, en contra del planteamiento suscrito por el órgano judicial
proponente de la presente cuestión de inconstitucionalidad, la imposibilidad de que el referido
comportamiento se ampare en el derecho a la libre expresión y difusión de pensamientos, ideas y
opiniones que reconoce el art. 20.1 CE., así como la propia justificación de su tipificación penal.

4. Desde la primera ocasión en que este Tribunal tuvo que pronunciarse sobre el

contenido constitucionalmente protegido de la libertad de expresión, venimos afirmando que

“el art. 20 de la Constitución, en sus distintos apartados, garantiza el mantenimiento de una

comunicación pública libre, sin la cual quedarían vaciados de contenido real otros derechos

que la Constitución consagra, reducidas a formas hueras las instituciones representativas y

absolutamente falseado el principio de legitimidad democrática que enuncia el art. 1.2 de la

Constitución, y que es la base de toda nuestra ordenación jurídico-política. La preservación de

esta comunicación pública libre sin la cual no hay sociedad libre ni, por tanto, soberanía

popular, exige la garantía de ciertos derechos fundamentales comunes a todos los ciudadanos,

y la interdicción con carácter general de determinadas actuaciones del poder”(STC 6/1981

de 16 de marzo, FJ 3, recogido, entre otras, en las SSTC /1990, de 15 de febrero;

336/1993, de 15 de noviembre; 101/2003, de 2 de junio; 9/2007, de 15 de enero). En

sentido similar, el TEDH, desde la Sentencia Handyside c. Reino Unido, de 7 de diciembre de

1976, reitera que la libertad de expresión constituye uno de los fundamentos esenciales de

una sociedad democrática y una de las condiciones primordiales de su progreso y del

desarrollo de cada uno (SSTEDH Castells c. España, de 23 de abril de 1992, § 42 y Fuentes

Bobo c. España, de 29 de febrero de 2000, § 43).

Los derechos garantizados por el art. 20.1 CE, por tanto, no son sólo expresión de una

libertad individual básica sino que se configuran también como elementos conformadores de

nuestro sistema político democrático. Así, “el art. 20 de la Norma fundamental, además de

consagrar el derecho a la libertad de expresión y a comunicar o recibir libremente información

veraz, garantiza un interés constitucional: la formación y existencia de una opinión pública

libre, garantía que reviste una especial trascendencia ya que, al ser una condición previa y

necesaria para el ejercicio de otros derechos inherentes al funcionamiento de un sistema

democrático, se convierte, a su vez, en uno de los pilares de una sociedad libre y

democrática. Para que el ciudadano pueda formar libremente sus opiniones y participar de
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modo responsable en los asuntos públicos, ha de ser también informado ampliamente de modo

que pueda ponderar opiniones diversas e incluso contrapuestas”. (STC 159/1986, de 16 de

diciembre, FJ 6).

Consecuencia directa del contenido institucional de la libre difusión de ideas y

opiniones es que, según hemos reiterado, la libertad de expresión comprende la libertad de

crítica, “aun cuando la misma sea desabrida y pueda molestar, inquietar o disgustar a quien

se dirige, pues ‘así lo requieren el pluralismo, la tolerancia y el espíritu de apertura, sin lo

cuales no existe ‘sociedad democrática’ (por todas, STC 174/2006, de 5 de junio, FJ 4). Por

ello mismo hemos afirmado rotundamente que “es evidente que al resguardo de la libertad de

opinión cabe cualquiera, por equivocada o peligrosa que pueda parecer al lector, incluso las

que ataquen al propio sistema democrático. La Constitución -se ha dicho- protege también a

quienes la niegan.” (STC 176/1995, de 11 de diciembre, FJ 2). Es decir, la libertad de

expresión es válida no solamente para las informaciones o las ideas acogidas con favor o

consideradas inofensivas o indiferentes, sino también para aquellas que contrarían, chocan o

inquietan al Estado o a una parte cualquiera de la población. (STDH De Haes y Gijsels c.

Bégica, de 24 de febrero de 1997, § 49).

Por circunstancias históricas ligadas a su origen, nuestro ordenamiento constitucional se

sustenta en la más amplia garantía de los derechos fundamentales, que no pueden limitarse en

razón de que se utilicen con una finalidad anticonstitucional. Como se sabe, en nuestro sistema

–a diferencia de otros de nuestro entorno- no tiene cabida un modelo de "democracia

militante", esto es, un modelo en el que se imponga, no ya el respeto, sino la adhesión positiva

al ordenamiento y, en primer lugar, a la Constitución (STC 48/2003, de 12 de marzo, FJ 7).

Esta concepción, sin duda, se manifiesta con especial intensidad en el régimen constitucional

de las libertades ideológica, de participación, de expresión y de información (48/2003, de

12 de marzo FJ 10) pues implica la necesidad de diferenciar claramente entre las actividades

contrarias a la Constitución, huérfanas de su protección, y la mera difusión de ideas e

ideologías. El valor del pluralismo y la necesidad del libre intercambio de ideas como sustrato

del sistema democrático representativo impiden cualquier actividad de los poderes públicos

tendente a controlar, seleccionar, o determinar gravemente la mera circulación pública de

ideas o doctrinas.

De ese modo, el ámbito constitucionalmente protegido de la libertad de expresión no

puede verse restringido por el hecho de que se utilice para la difusión de ideas u opiniones

contrarias a la esencia misma de la Constitución –y ciertamente las que se difundieron en el

asunto que ha dado origen a la presente cuestión de inconstitucionalidad resultan repulsivas

desde el punto de vista de la dignidad humana constitucionalmente garantizada- a no ser que

con ellas se lesionen efectivamente derechos o bienes de relevancia constitucional. Para la

moral cívica de una sociedad abierta y democrática, sin duda, no toda idea que se exprese

será, sin más, digna de respeto. Aún cuando la tolerancia constituye uno de los “principios
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democráticos de convivencia” a los que alude el art. 27.2 CE, dicho valor no puede

identificarse sin más con la indulgencia ante discursos que repelen a toda conciencia

conocedora de las atrocidades perpetradas por los totalitarismos de nuestro tiempo. El

problema que debemos tomar en consideración es el de si la negación de hechos que

pudieran constituir actos de barbarie o su justificación tienen su campo de expresión en el libre

debate social garantizado por el art. 20 CE o si, por el contrario, tales opiniones pueden ser

objeto de sanción estatal punitiva por afectar a bienes constitucionalmente protegidos.

En ocasiones anteriores hemos concluido que “las afirmaciones, dudas y

opiniones acerca de la actuación nazi con respecto a los judíos y a los campos de

concentración, por reprobables o tergiversadas que sean -y en realidad lo son al negar la

evidencia de la historia- quedan amparadas por el derecho a la libertad de expresión (art.

20.1 C.E.), en relación con el derecho a la libertad ideológica (art. 16 CE), pues, con

independencia de la valoración que de las mismas se haga, lo que tampoco corresponde a

este Tribunal, sólo pueden entenderse como lo que son: opiniones subjetivas e interesadas

sobre acontecimientos históricos” (STC 214/1991, de 11 de noviembre, FJ 8). Esta misma

perspectiva ha llevado al TEDH, en diversas ocasiones en las que se ponía en duda la

colaboración con las atrocidades nazis durante la Segunda Guerra Mundial, a señalar que “la

búsqueda de la verdad histórica forma parte integrante de la libertad de expresión” y estimar

que no le corresponde arbitrar la cuestión histórica de fondo (Sentencias Chauvy y otros c.

Francia, de 23 de junio de 2004, § 69; Monnat c. Suiza, de 21 de septiembre de 2006, §

57).

5. Todo lo dicho no implica que la libre transmisión de ideas, en sus diferentes

manifestaciones, sea un derecho absoluto. De manera genérica, se sitúa fuera del ámbito de

protección de dicho derecho la difusión de las frases y expresiones ultrajantes u ofensivas, sin

relación con las ideas u opiniones que se quieran exponer, y por tanto, innecesarias a este

propósito (SSTC 204/1997, de 25 de noviembre; 11/2000, de 17 de enero, FJ 7; 49/2001,

de 26 de febrero, FJ 5; 160/2003, de 15 de septiembre, FJ 4). En concreto, por lo que hace

a las manifestaciones, expresiones o campañas de carácter racista o xenófobo, hemos

concluido que el art. 20.1 CE no garantiza “el derecho a expresar y difundir un determinado

entendimiento de la historia o concepción del mundo con el deliberado ánimo de

menospreciar y discriminar, al tiempo de formularlo, a personas o grupos por razón de

cualquier condición o circunstancia personal, étnica o social, pues sería tanto como admitir

que, por el mero hecho de efectuarse al hilo de un discurso más o menos histórico, la

Constitución permite la violación de uno de los valores superiores del ordenamiento jurídico,

como es la igualdad (art. 1.1 C.E.) y uno de los fundamentos del orden político y de la paz

social: la dignidad de la persona (art. 10.1 CE)” (STC 214/1991, de 11 de noviembre, FJ 8).

De este modo, el reconocimiento constitucional de la dignidad humana configura el

marco dentro del cuál ha de desarrollarse el ejercicio de los derechos fundamentales y en su
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virtud carece de cobertura constitucional la apología de los verdugos, glorificando su imagen y

justificando sus hechos cuando ello suponga una humillación de sus víctimas (STC 176/1995,

FJ). Igualmente, hemos reconocido que atentan también contra este núcleo irreductible de

valores esenciales de nuestro sistema constitucional los juicios ofensivos contra el pueblo judío

que, emitidos al hilo de posturas que niegan la evidencia del genocidio nazi, suponen una

incitación racista (STC 214/1991, de 11 de noviembre, FJ 8; 13/2001, de 29 de enero, FJ

7). Estos límites coinciden, en lo esencial, con los que ha reconocido el Tribunal Europeo de

Derechos Humanos en aplicación del apartado segundo del art. 10 CEDH. En concreto, viene

considerando (por todas, Sentencia Ergogdu & Ince c. Turquía, de 8 de julio de 1999) que la

libertad de expresión no puede ofrecer cobertura al llamado “discurso del odio”, esto es, a

aquél desarrollado en términos que supongan una incitación directa a la violencia contra los

ciudadanos en general o contra determinadas razas o creencias en particular. En este punto,

sirve de referencia interpretativa del Convenio la Recomendación no R (97) 20 del Comité de

Ministros del Consejo de Europa, de 30 de octubre de 1997, que insta a los Estados a actuar

contra todas las formas de expresión que propagan, incitan o promueven el odio racial, la

xenofobia el antisemitismo u otras formas de odio basadas en la intolerancia (SSTEDH

Gündüz c. Turquía de 4 de diciembre de 2003, § 41; Erbakan c. Turquía de 6 de julio de

2006).

Junto a ello, la regla general de la libertad de expresión garantizada en el art. 10
CEDH puede sufrir excepciones en aplicación del art. 17 CEDH, que no tiene parangón en nuestro
ordenamiento constitucional. En su virtud, el Tribunal Europeo de Derechos Humanos consideró que
no puede entenderse amparada por la libertad de expresión la negación del Holocausto en cuanto
implicaba un propósito “de difamación racial hacia los judíos y de incitación al odio hacia ellos”
(Decisión Garaudy c. Francia, de 24 de junio de 2003). En concreto, en esa ocasión se trató de
diversos artículos dedicados a combatir la realidad del Holocausto con la declarada finalidad de
atacar al Estado de Israel y al pueblo judío en su conjunto, de modo que el Tribunal tuvo en cuenta
decisivamente la intención de acusar a las propias víctimas de falsificación de la historia, atentando
contra los derechos de los demás. Posteriormente, ha advertido, obiter dicta, de la diferencia entre
el debate todavía abierto entre historiadores acerca de aspectos relacionados con los actos
genocidas del régimen nazi, amparado por el art. 10 del Convenio y la mera negación de “hechos
históricos claramente establecidos” que los Estados pueden sustraer a la protección del mismo en
aplicación del art. 17 CEDH (SSTDH Lehideux e Isorni c. Francia, de 23 de septiembre de 1998;
Chauvy y otros c. Francia, de 23 de junio de 2004, § 69).

En este punto resulta adecuado señalar que, conforme a la reiterada jurisprudencia
del TEDH, para invocar la excepción a la garantía de los derechos prevista en el art. 17 CEDH no
basta con la constatación de un daño, sino que es preciso corroborar además la voluntad expresa de
quienes pretenden ampararse en la libertad de expresión de destruir con su ejercicio las libertades y
el pluralismo o de atentar contra las libertades reconocidas en el Convenio (STEDH Refah partisi y
otros c. Turquía, de 13 febrero 2003, § 98; Decisión Fdanoka c. Letonia, de 17 junio 2004, § 79). Sólo
en tales casos, a juicio del Tribunal Europeo, los Estados podrían, dentro de su margen de
apreciación, permitir en su derecho interno la restricción de la libertad de expresión de quienes
niegan hechos históricos claramente establecidos, con el buen entendimiento de que el Convenio tan
sólo establece un mínimo común europeo que no puede ser interpretado en el sentido de limitar las
libertades fundamentales reconocidas por los ordenamientos constitucionales internos (art. 53
CEDH).

De esta manera, el amplio margen que el art. 20. 1 CE ofrece a la difusión de ideas,

acrecentado, en razón del valor del diálogo plural para la formación de una conciencia
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histórica colectiva, cuando se trata de la alusión a hechos históricos (STC 43/2004, de 23 de

marzo), encuentra su límite en las manifestaciones vilipendiadoras, racistas o humillantes o en

aquellas que incitan directamente a dichas actitudes, constitucionalmente inaceptables. Como

dijimos en la STC 214/1991, de 11 de noviembre, FJ 8, “el odio y el desprecio a todo un

pueblo o a una etnia (a cualquier pueblo o a cualquier etnia) son incompatibles con el respeto

a la dignidad humana, que sólo se cumple si se atribuye por igual a todo hombre, a toda

etnia, a todos los pueblos. Por lo mismo, el derecho al honor de los miembros de un pueblo o

etnia, en cuanto protege y expresa el sentimiento de la propia dignidad, resulta, sin duda,

lesionado cuando se ofende y desprecia genéricamente a todo un pueblo o raza, cualesquiera

que sean”. Fundamentada en la dignidad (art. 10.1 y 2 CE) es, pues, el deliberado ánimo de

menospreciar y discriminar a personas o grupos por razón de cualquier condición o

circunstancia personal, étnica o social el que, en estos casos, priva de protección

constitucional a la expresión y difusión de un determinado entendimiento de la historia o

concepción del mundo que, de no ser por ello, podría encuadrarse en el ámbito

constitucionalmente garantizado por el art. 20.1 CE.

6. El precepto cuestionado es el primer inciso del art. 607.2 CP, cuyo tenor literal ya

ha sido reseñado anteriormente. Como ponen en evidencia el Auto de planteamiento de la

cuestión y el Abogado del Estado y el Fiscal en sus alegaciones, este precepto debe

entenderse en el contexto de otros que vienen a dar cumplimiento, en el ámbito penal, a los

compromisos adquiridos por España en materia de persecución y prevención del genocidio;

entre ellos, el apartado segundo del artículo 22 del Pacto Internacional de Derechos Civiles y

Políticos que establece que “toda apología del odio nacional, racial o religioso que constituya

incitación a la discriminación, la hostilidad o la violencia estará prohibida por la ley” y el art.

5 del Convenio de Naciones Unidas para la Prevención y la Sanción del Delito de Genocidio,

de 9 de diciembre de 1948, por el que España se compromete a establecer, con arreglo a su

Constitución, “sanciones penales eficaces” para castigar a las personas culpables de

genocidio o de “instigación directa y pública” a cometerlo.

Entre ellos, dada la cercanía de las conductas perseguidas, ha de tomarse en cuenta el

art. 615 CP, que establece que la provocación, la conspiración y la proposición para la

ejecución de los delitos contra la comunidad internacional se castigarán con la pena inferior

en uno o dos grados a la que correspondería a los mismos. Junto a él, el art. 510.1 CP,

introducido en el Código Penal de 1995 como consecuencia directa de la doctrina sentada

por este Tribunal en la STC 214/1991, castiga con la pena de prisión de uno a tres años y

multa de seis a doce meses a quienes provocaren a la discriminación, al odio o a la violencia

contra grupos o asociaciones, por motivos racistas, antisemitas u otros referentes a la

ideología, religión o creencias, situación familiar, la pertenencia de sus miembros a una etnia

o raza, su origen nacional, su sexo, orientación sexual, enfermedad o minusvalía. Finalmente,

los títulos dedicados a los delitos contra el honor y los relativos al ejercicio de los derechos

fundamentales y las libertades públicas vienen a completar el ámbito penal de protección en el
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que se inserta también el precepto cuestionado. A través de estos tipos nuestro derecho penal

se alinea con las obligaciones internacionales contraídas por España en la materia. Sin

perjuicio de ello, otros países que padecieron especialmente el genocidio cometido durante la

época nacionalsocialista, han introducido también en su elenco de delitos, en razón de estas

trágicas circunstancias históricas, el consistente exclusivamente en la mera negación del

holocausto.

El primer apartado del art. 607 CP cierra el sistema específico de protección

exigido por los instrumentos internacionales en la materia que vinculan a nuestro Estado,

castigando las diversas modalidades de comisión de este delito y exigiendo, en todo caso, un

dolo específico concretado en el propósito de destruir a un grupo social.

Complementariamente, en su apartado segundo el legislador ha venido a añadir un tipo penal

independiente, en el que ya no se incluye dicho dolo específico y que castiga la difusión de

determinadas ideas y doctrinas. Con independencia de su objeto, la incidencia de este tipo

punitivo previsto en el art. 607.2 CP sobre el derecho fundamental a la libertad de expresión

(art. 20.1 CE) viene determinada por la inicial descripción de las conductas perseguidas,

consistentes en difundir por cualquier medio ideas o doctrinas ya que, puesto que no se exige

expresamente elemento suplementario alguno, hay que considerar que en principio se trata de

una difusión en cierto modo “neutra”, con independencia de la repulsión que determinadas

afirmaciones puedan causar.

Aceptando, como no podía ser de otro modo, el carácter especialmente odioso del

genocidio, que constituye uno de los peores delitos imaginables contra el ser humano, lo cierto

es que las conductas descritas en el precepto cuestionado consisten en la mera transmisión de

opiniones, por más deleznables que resulten desde le punto de vista de los valores que

fundamentan nuestra Constitución. La literalidad del ilícito previsto en el art. 607.2 CP no

exige, a primera vista, acciones positivas de proselitismo xenófobo o racista, ni menos aún la

incitación, siquiera indirecta, a cometer genocidio, que sí están presentes, por lo que hace al

odio racial o antisemita se refiere, en el delito previsto en el art. 510 CP, castigado con penas

superiores. Las conductas descritas tampoco implican necesariamente el ensalzamiento de los

genocidas ni la intención de descrédito, menosprecio o humillación de las víctimas. Lejos de

ello, la literalidad del precepto, en la medida en que castiga la transmisión de ideas en sí

misma considerada, sin exigir adicionalmente la lesión de otros bienes constitucionalmente

protegidos, viene aparentemente a perseguir una conducta que, en cuanto amparada por el

derecho a la libertad de expresión (art. 20.1 CE) e incluso eventualmente por la libertades

científica [art. 20.1. b)] y de conciencia (art. 16 CE) que se manifiestan a su través (STC

20/1990, FJ 5), constituye un límite infranqueable para el legislador penal.

En tal sentido, no estamos ante un supuesto de limitación de la libertad de expresión

por parte del Código Penal, sino que éste interfiere en el ámbito propio de la delimitación

misma del derecho constitucional. Más allá del riesgo, indeseable en el Estado democrático,
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de hacer del Derecho penal un factor de disuasión del ejercicio de la libertad de expresión,

del que hemos advertido en otras ocasiones (SSTC 105/1990, FFJJ 4 y 8; 287/2000, de 11

de diciembre, FJ 4; STEDH, caso Castells, 23 de abril de 1992, § 46), a las normas penales

les está vedado invadir el contenido constitucionalmente garantizado de los derechos

fundamentales. La libertad de configuración del legislador penal encuentra su límite en el

contenido esencial del derecho a la libertad de expresión, de tal modo que, por lo que ahora

interesa, nuestro ordenamiento constitucional no permite la tipificación como delito de la mera

transmisión de ideas, ni siquiera en los casos en que se trate de ideas execrables por resultar

contrarias a la dignidad humana que constituye el fundamento de todos los derechos que

recoge la Constitución y, por ende, de nuestro sistema político.

7. Conforme reiteradamente hemos venido manteniendo, en virtud del principio de

conservación de la ley sólo cabe declarar la inconstitucionalidad de aquellos preceptos ‘cuya

incompatibilidad con la Constitución resulte indudable por ser imposible llevar a cabo una

interpretación conforme a la misma’ (por todas, SSTC; 111/1993, de 25 de marzo, FJ 8;

24/2004, de 24 de febrero, FJ 6; 131/2006, de 27 de abril, FJ 2). Por ello será preciso

“explorar las posibilidades interpretativas del precepto cuestionado, por si hubiera alguna que

permitiera salvar la primacía de la Constitución” (SSTC 138/2005, de 26 de mayo, FJ 5;

76/1996, de 30 de abril, FJ 5) habiendo admitido desde nuestras primeras resoluciones la

posibilidad de dictar sentencias interpretativas, a través de las cuales se declare que un

determinado texto no es inconstitucional si se entiende de una determinada manera. No

podemos, en cambio, tratar de reconstruir una norma contra su sentido evidente para concluir

que esa reconstrucción es la norma constitucional (STC 11/1981, de 8 de abril, FJ 4). Y ello

porque la efectividad del principio de conservación de las normas no alcanza ‘a ignorar o

desfigurar el sentido de los enunciados legales meridianos’ (SSTC 22/1985, de 15 de febrero,

FJ 5; 222/1992, de 11 de diciembre, FJ 2; y 341/1993, de 18 de noviembre). En definitiva,

como señalamos en la STC 138/2005, de 26 de mayo, “la interpretación conforme no puede

ser una interpretación contra legem, pues ello implicaría desfigurar y manipular los enunciados

legales, ni compete a este Tribunal la reconstrucción de una norma no explicitada

debidamente en el texto legal y, por ende, la creación de una norma nueva, con la

consiguiente asunción por el Tribunal Constitucional de una función de legislador positivo que

institucionalmente no le corresponde (SSTC 45/1989, de 20 de febrero, FJ 11; 96/1996, de

30 de mayo, FJ 22; 235/1999, de 20 de diciembre, FJ 13; 194/2000, de 19 de julio, FJ 4;

y 184/2003, de 23 de octubre, FJ 7)”.

Nuestro cometido habrá pues de ceñirse en este caso a confrontar el texto
cuestionado del art. 607.2 CP con el ámbito protegido al derecho a la libertad de expresión en los
términos reseñados en los anteriores fundamentos jurídicos. Un análisis meramente semántico del
contenido del precepto legal permite distinguir en su primer inciso dos distintas conductas
tipificadas como delito, según que las ideas o doctrinas difundidas nieguen el genocidio o lo
justifiquen. A simple vista, la negación, puede ser entendida como mera expresión de un punto de
vista sobre determinados hechos, sosteniendo que no sucedieron o no se realizaron de modo que
puedan ser calificados de genocidio. La justificación, por su parte, no implica la negación absoluta
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de la existencia de determinado delito de genocidio sino su relativización o la negación de su
antijuricidad partiendo de cierta identificación con los autores. De acuerdo con los anteriores
fundamentos jurídicos, el precepto resultaría conforme a la Constitución si se pudiera deducir del
mismo que la conducta sancionada implica necesariamente una incitación directa a la violencia
contra determinados grupos o un menosprecio hacia las víctimas de los delitos de genocidio. El
legislador ha dedicado específicamente a la apología del genocidio una previsión, el art. 615 CP, a
cuyo tenor la provocación, la conspiración y la proposición para la ejecución de los delitos de
genocidio será castigada con la pena inferior en uno o dos grados a la que les correspondiese. El
hecho de que la pena prevista en el art. 607.2 CP sea sensiblemente inferior a la de esta modalidad
de apología impide apreciar cualquier intención legislativa de introducir una pena cualificada.

8. Procede, por tanto determinar si las conductas castigadas en el precepto sometido a
nuestro control de constitucionalidad pueden ser consideradas como una modalidad de ese “discurso
del odio” al que, como ha quedado expuesto anteriormente, alude el Tribunal Europeo de Derechos
Humanos como forma de expresión de ideas, pensamientos u opiniones que no cabe incluir dentro de
la cobertura otorgada por el derecho a la libertad de expresión.

En lo que se refiere a la conducta consistente en la mera negación de un delito de
genocidio la conclusión ha de ser negativa ya que dicho discurso viene definido -en la ya citada
STEDH Ergogdu & Ince c. Turquía, de 8 de julio de 1999- como aquel que, por sus propios términos,
supone una incitación directa a la violencia contra los ciudadanos o contra determinadas razas o
creencias, lo que, como también ha quedado dicho, no es el supuesto contemplado en ese punto por
el art. 607.2 CP. Conviene destacar que la mera difusión de conclusiones en torno a la existencia o
no de determinados hechos, sin emitir juicios de valor sobre los mismos o su antijuridicidad, afecta
al ámbito de la libertad científica reconocida en la letra b) del art. 20.1 CE. Como declaramos en la
STC 43/2004, de 23 de marzo, la libertad científica goza en nuestra Constitución de una protección
acrecida respecto a las de expresión e información, cuyo sentido finalista radica en que “sólo de esta
manera se hace posible la investigación histórica, que es siempre, por definición, polémica y
discutible, por erigirse alrededor de aseveraciones y juicios de valor sobre cuya verdad objetiva es
imposible alcanzar plena certidumbre, siendo así que esa incertidumbre consustancial al debate
histórico representa lo que éste tiene de más valioso, respetable y digno de protección por el papel
esencial que desempeña en la formación de una conciencia histórica adecuada a la dignidad de los
ciudadanos de una sociedad libre y democrática.” (FJ 4).

La mera negación del delito, frente a otras conductas que comportan determinada
adhesión valorativa al hecho criminal, promocionándolo a través de la exteriorización de un juicio
positivo, resulta en principio inane. Por lo demás, ni tan siquiera tendencialmente –como sugiere el
Ministerio Fiscal- puede afirmarse que toda negación de conductas jurídicamente calificadas como
delito de genocidio persigue objetivamente la creación de un clima social de hostilidad contra
aquellas personas que pertenezcan a los mismos grupos que en su día fueron víctimas del concreto
delito de genocidio cuya inexistencia se pretende, ni tampoco que toda negación sea per se capaz de
conseguirlo. En tal caso, sin perjuicio del correspondiente juicio de proporcionalidad determinado
por el hecho de que una finalidad meramente preventiva o de aseguramiento no puede justificar
constitucionalmente una restricción tan radical de estas libertades (STC 199/1987, de 16 de
diciembre, FJ 12), la constitucionalidad, a priori, del precepto se estaría sustentando en la exigencia
de otro elemento adicional no expreso del delito del art. 607.2 CP; a saber, que la conducta
sancionada consistente en difundir opiniones que nieguen el genocidio fuese en verdad idónea para
crear una actitud de hostilidad hacia el colectivo afectado. Forzar desde este Tribunal una
interpretación restrictiva en este aspecto del art. 607.2 CP, añadiéndole nuevos elementos,
desbordaría los límites de esta jurisdicción al imponer una interpretación del precepto por completo
contraria a su tenor literal. En consecuencia, la referida conducta permanece en un estadio previo
al que justifica la intervención del derecho penal, en cuanto no constituye, siquiera, un peligro
potencial para los bienes jurídicos tutelados por la norma en cuestión, de modo que su inclusión en
el precepto supone la vulneración del derecho a la libertad de expresión (art. 20.1 CE).

9. Diferente es la conclusión a propósito de la conducta consistente en difundir ideas que
justifiquen el genocidio. Tratándose de la expresión de un juicio de valor, sí resulta posible apreciar
el citado elemento tendencial en la justificación pública del genocidio. La especial peligrosidad de
delitos tan odiosos y que ponen en riesgo la esencia misma de nuestra sociedad, como el genocidio
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permite excepcionalmente que el legislador penal sin quebranto constitucional castigue la
justificación pública de ese delito, siempre que tal justificación opere como incitación indirecta a su
comisión; esto es incriminándose (y ello es lo que ha de entenderse que realiza el art. 607.2 CP)
conductas que aunque sea de forma indirecta supongan una provocación al genocidio. Por ello, el
legislador puede, dentro de su libertad de configuración, perseguir tales conductas, incluso
haciéndolas merecedoras de reproche penal siempre que no se entienda incluida en ellas la mera
adhesión ideológica a posiciones políticas de cualquier tipo, que resultaría plenamente amparada por
el art. 16 CE y, en conexión, por el art. 20 CE.

Para ello será necesario que la difusión pública de las ideas justificadoras entre en
conflicto con bienes constitucionalmente relevantes de especial trascendencia que hayan de
protegerse penalmente. Así sucede, en primer lugar, cuando la justificación de tan abominable
delito suponga un modo de incitación indirecta a su perpetración. Sucederá también, en segundo
lugar, cuando con la conducta consistente en presentar como justo el delito de genocidio se busque
alguna suerte de provocación al odio hacia determinados en grupos definidos mediante la referencia
a su color, raza, religión u origen nacional o étnico, de tal manera que represente un peligro cierto
de generar un clima de violencia y hostilidad que puede concretarse en actos específicos de
discriminación. Debe subrayarse que la incitación indirecta a la comisión de algunas de las
conductas tipificadas en el art. 607.1 CP como delito de genocidio -entre las que se incluyen entre
otras el asesinato, las agresiones sexuales o los desplazamientos forzosos de población- cometidas
con el propósito de exterminar a todo un grupo humano, afecta de manera especial a la esencia de
la dignidad de la persona, en cuanto fundamento del orden político (art. 10 CE) y sustento de los
derechos fundamentales. Tan íntima vinculación con el valor nuclear de cualquier sistema jurídico
basado en el respeto a los derechos de la persona permite al legislador perseguir en este delito
modalidades de provocación, incluso indirecta, que en otro caso podrían quedar fuera del ámbito del
reproche penal.

El entendimiento de la difusión punible de conductas justificadoras del genocidio
como una manifestación del discurso del odio está, además, en absoluta consonancia con los textos
internacionales más recientes. Así, el art. 1 de la Propuesta de Decisión Marco relativa a la lucha
contra el racismo y la xenofobia, aprobada por el Consejo de la Unión Europea en reunión de 20 de
abril de 2007 limita la obligación de los Estados miembros de adoptar medidas para garantizar que se
castigue la apología pública, la negación o la trivialización flagrante de los crímenes de genocidio a
los casos en los que “la conducta se ejecute de tal manera que pueda implicar una incitación a la
violencia o al odio” contra el grupo social afectado.

Por lo demás, el comportamiento despectivo o degradante respecto a un grupo de
personas no puede encontrar amparo en el ejercicio de las libertades garantizadas en el art. 20.1 CE,
que no protegen “las expresiones absolutamente vejatorias, es decir, las que, en las concretas
circunstancias del caso, y al margen de su veracidad o inveracidad, sean ofensivas u oprobiosas” (por
todas SSTC 174/2006, de 5 de junio, FJ 4; 204/2001, de 15 de octubre, FJ 4; 110/2000, de 5 de
mayo, FJ 8).

De ese modo, resulta constitucionalmente legítimo castigar penalmente conductas
que, aun cuando no resulten claramente idóneas para incitar directamente a la comisión de delitos
contra el derecho de gentes como el genocidio, sí suponen una incitación indirecta a la misma o
provocan de modo mediato a la discriminación, al odio o a la violencia, que es precisamente lo que
permite en términos constitucionales el establecimiento del tipo de la justificación pública del
genocidio (art. 607.2 CP). Tal comprensión de la justificación pública del genocidio, y siempre con la
reseñada cautela del respeto al contenido de la libertad ideológica, en cuanto comprensiva de la
proclamación de ideas o posiciones políticas propias o adhesión a las ajenas, permite la
proporcionada intervención penal del Estado como última solución defensiva de los derechos
fundamentales y las libertades públicas protegidos, cuya directa afectación excluye la conducta
justificativa del genocidio del ámbito de protección del derecho fundamental a la libertad de
expresión (art. 20.1 CE), de manera que, interpretada en este sentido, la norma punitiva resulta, en
este punto, conforme a la Constitución.

Quedan así resueltas las dudas del órgano judicial proponente de la cuestión de
inconstitucionalidad, que llamaba la atención de este Tribunal sobre el hecho de que el tenor literal
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del art. 607.2 CP en ningún momento contempla un elemento de incitación directa a la comisión de
un delito de genocidio y sobre el dato de que la pena que en él se establece de prisión es de uno a
dos años, por lo que no guardaría proporción, dada su levedad, con la modalidad delictiva definida
con carácter general en el art. 18 CP ni con la castigada en el art. 615 CP con la pena inferior en uno
o dos grados al delito provocado.

Efectivamente, la referida interpretación del art. 607.2 CP conforme a la Constitución
no puede entenderse como desvirtuadora de la voluntad del legislador, pues dota al precepto de un
ámbito punible propio y específico que, en aplicación del principio de proporcionalidad puede
entenderse adaptado razonablemente en cuanto a las penas a la gravedad de las conductas
perseguidas.

No es desde luego cometido de este Tribunal depurar técnicamente las leyes, evitar
duplicidades o corregir defectos sistemáticos, sino sólo y exclusivamente velar por que no vulneren
la Constitución. Debe sin embargo subrayarse que esta interpretación constitucionalmente conforme
del art. 607.2 CP en absoluto desvirtúa la voluntad del legislador de sancionar de determinado modo
la provocación directa al delito de genocidio (art. 615 CP), en la medida en que dota al precepto de
un ámbito punible propio, que supone en su caso una modalidad específica de incitación al delito
que merece por ello una penalidad diferenciada, adaptada, según el criterio del legislador, a la
gravedad de dicha conducta conforme a parámetros de proporcionalidad. Otro tanto cabe decir de la
posible concurrencia normativa del art. 510 CP, que castiga con una pena diferente a la del art.
607.2 CP la conducta, asimismo diferenciable, que define como de “provocación” y la refiere “a la
discriminación, al odio o a la violencia contra grupos o asociaciones, por motivos racistas,
antisemitas u otros referentes a la ideología, religión o creencias, situación familiar, la pertenencia
de sus miembros a una etnia o raza, su origen nacional, su sexo, orientación sexual, enfermedad o
minusvalía”.

F A L L O

En atención a todo lo expuesto, el Tribunal Constitucional, POR LA AUTORIDAD

QUE LE CONFIERE LA CONSTITUCIÓN DE LA NACIÓN ESPAÑOLA,

Ha decidido

Estimar parcialmente la presente cuestión de inconstitucionalidad, y en

consecuencia:

1º. Declarar inconstitucional y nula la inclusión de la expresión “nieguen o” en el
primer inciso art. 607.2 del Código Penal.

2º. Declarar que no es inconstitucional el primer inciso del art. 607.2 del Código Penal
que castiga la difusión de ideas o doctrinas tendentes a justificar un delito de genocidio,
interpretado en los términos del fundamento jurídico 9 de esta Sentencia.

3º. Desestimar la cuestión de inconstitucionalidad en todo lo demás.

Publíquese esta Sentencia en el “Boletín Oficial del Estado”.

Dada en Madrid, a siete de noviembre de dos mil siete.

VOTO PARTICULAR que formula el Magistrado don Roberto García-Calvo y Montiel
respecto de la Sentencia dictada en la cuestión de inconstitucionalidad número 5152/2000,
promovida por la Audiencia Provincial de Barcelona en relación con el artículo 607.2 del Código
Penal, por presunta violación del artículo 20.1 de la Constitución.

Respetando la decisión mayoritariamente acordada en la C.I. 5152/2000 y ejercitando mi
derecho a discrepar reconocido en el art 90-2º de la LOTC, manifiesto mi disconformidad con la
sentencia dictada y a tal efecto formulo las siguientes consideraciones:

1) En primer lugar y como punto de partida de las reflexiones que subsiguen,
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me resulta inaceptable la conclusión de constitucionalidad que según términos literales del
apartado segundo de la parte dispositiva, establece: “Declarar que no es inconstitucional el
primer inciso del art. 607.2 del Código Penal que castiga la difusión de ideas o doctrinas
tendentes a justificar un delito de genocidio, interpretado en los términos del fundamento
jurídico 9 de esta Sentencia”.

Tal determinación –respecto a cuya formulación, por referencia a uno de los
fundamentos jurídicos de la sentencia-, siempre me ha producido rechazo aunque sea de uso
frecuente en este Tribunal- no sólo porque ensombrece la meridiana claridad que ha de presidir
la formulación de la parte dispositiva de las resoluciones jurisdiccionales, sino que en cuanto
que obliga a acudir a alguno de los razonamientos de aquélla para comprender el alcance de la
conclusión dispositiva, quebranta así el hilo discursivo de la sentencia cuya concordancia fáctica
y lectura continuada debe propiciar, sin aditamento referencial alguno, la comprensión del fallo
incluso para los profanos en Derecho.

Seguidamente instrumento lo que considero como ortodoxa técnica analítica
estructural y, acudiendo al contenido del único fundamento jurídico (noveno) que la sentencia
de la que discrepo dedica al problema, desde esa perspectiva me sorprende que haya de
acudirse, con “matizaciones” de excepcionalidad y justificación indirecta, a la libertad de
configuración del legislador en un ejercicio ajeno a una correcta hermenéutica, a fin de sostener
que la tesis mantenida en dicho fundamento que se intenta corroborar mediante “aderezos”
argumentales complementarios, el discurso que conduce a conclusiones con las que muestro mi
desacuerdo.

Por el contrario, creo que simplemente bastará reseñar, sin aditamento
“colateral” alguno, la mencionada libertad de configuración legislativa para alcanzar soluciones
distintas a las consignadas en el segundo de los apartados del fallo de la Sentencia. Más adelante
explicitaré esta conclusión, ya que así formulada quedaría reducida a una afirmación crítica
puramente apodíctica.

2) Por otra parte, la afirmación que asumo –como dice la Sentencia- de que
“no es desde luego cometido de este Tribunal depurar técnicamente las leyes, evitar
duplicidades o corregir defectos sistemáticos, sino sólo y exclusivamente valar por que no
vulneren la Constitución” no creo que propicie la justificación de la constitucionalidad del inciso
del art. 607-2 del Código Penal cuestionado a base de afirmar que la interpretación precedente –
que se autotitula “conforme a la Constitución”- pues creo que, en lugar de posibilitar la
conclusión mayoritariamente acogida, estimo, por el contrario, que, tanto operando con la
técnica hermenéutica descrita en el art. 3 del Código Civil, es decir “Las normas se
interpretarán según el sentido propio de sus palabras, en relación con el contexto, los
antecedentes históricos y legislativos, y la realidad social del tiempo en que han de ser
aplicadas, atendiendo fundamentalmente al espíritu y finalidad de aquéllas”, como por la
propia sistemática que ofrece el Código Penal en el que está inserto el referido precepto
cuestionado y al que se refiere este Voto, dicha fórmula expositiva conduce a una
determinación de signo diferente.

A tal efecto conviene recordar que, dentro del Título XXIV del Código Penal viegente -“Delitos
contra la Comunidad Internacional”- el Capítulo Segundo regula los “Delitos de Genocidio”.
Existe, pues, un esquema clasificatorio, al que se añade el Capítulo II bis –“Delitos de lesa
humanidad”- que pone en evidencia una voluntad legislativa de cerrar el elenco de la conductas
delictivas residenciadas en el Título reseñado a través descripciones típicas que, en mi opinión,
se agotan en sentido “descendente” –aunque no por ello, alcanzan la impunidad-. La simple
lectura del art. 607 del Código Penal vigente evidencia una relación comprensiva de dichos
comportamientos punibles, cuya definición y sanción es acorde con las últimas tendencias del
Derecho comparado Europeo.

Demostración palpable de lo precedentemente expuesto es la transcripción integral y literal
del precepto:
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“Art. 607- 1. Los que, con propósito de destruir total o parcialmente a un grupo

nacional, étnico, racial o religioso, perpetraren alguno de los actos siguientes, serán

castigados:

1º) Con la pena de prisión de quince a veinte años, si mataran a alguno de

sus miembros. Si concurrieran en el hecho dos o más circunstancias agravantes, se

impondrá la pena superior en grado.

2º) Con la prisión de quince a veinte años, si agredieran sexualmente a

alguno de sus miembros o produjeran alguna de las lesiones previstas en el art. 149.

3º) Con la prisión de ocho a quince años, si sometieran al grupo o a

cualquiera de sus individuos a condiciones de existencia que pongan en peligro su vida o

perturben gravemente su salud, o cuando les produjeran algunas de las lesiones previstas

en el art. 150.

4º) Con la misma pena, si llevaran a cabo desplazamientos forzosos del

grupo o sus miembros, adoptaran cualquier medida que tienda a impedir su género de

vida o reproducción, o bien trasladaran por la fuerza individuos de un grupo a otro.

5º) Con la de prisión de cuatro a ocho años, si produjeran cualquier otra

lesión distinta de las señaladas en los núms. 2º y 3º de este apartado.

2. La difusión por cualquier medio de ideas o doctrinas que nieguen o

justifiquen los delitos tipificados en el apartado anterior de este artículo, o pretendan la

rehabilitación de regímenes o instituciones que amparen prácticas generadoras de los

mismos, se castigará con la pena de prisión de uno a dos años.”

Como elementos de refuerzo argumental de este Voto hemos de reseñar:

a) La Exposición de Motivos de la Ley Orgánica 4/95 de 11 de mayo modificadora del Código
Penal en relación con las innovaciones introducidas en el precepto que ahora interesa ya que,
según se expone en ella:

- La proliferación en distintos países de Europa de episodios de violencia racista y antisemita
que se perpetran bajo las banderas y símbolos de ideología nazi obliga a los Estados
democráticos a emprender una acción decidida para luchas contra ella.

- España no permanece ajena al despertar de este fenómeno.

- Y, en fin, porque constata dicha proliferación, nos vemos obligados a dar un paso más allá
de la represión de cuantas conductas puedan significar apología o difusión de las ideologías que
defienden el racismo o la exclusión étnica, dado que constituyen –según la STC 214/91-
obligación que no ha de verse limitada en nombre de la libertad ideológica o de expresión.

b) El contenido del Convenio de Nueva York de 9 de diciembre de 1948 para la prevención y
sanción del Delito de Genocidio y su instrumento de adhesión de 13 de septiembre de 1968, el
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art. 19 de la Declaración de Derechos Humanos, arts. 10 y 18 del Convenio de Roma y los arts. 3
y 19 del Pacto Internacional de Derechos Civiles y Políticos y la cobertura jurisprudencial del
Tribunal Europeo de Derechos Humanos.

c) Los antecedentes legislativos que acreditan la aprobación sin oposición alguna por todos los
grupos parlamentarios del nuevo Código Penal surgido de la LO mencionada y, por tanto, de la
redacción dada a su art. 607.

d) El art. 10 de la Convención Europea para la salvaguarda de los Derechos del Hombre y sus
Libertades fundamentales de 4 de noviembre de 1950 (BOE 10 de octubre de 1979) que reconoce
que el ejercicio de las libertades de opinión e información puede ser sometida a restricciones o
sanciones, previamente previstas en las leyes que, regulando la libertad de expresión e
informativa, deben interpretarse conforme a los convenios en la materia suscritos por España.

Y, por último,

e) La Sentencia 214/1991 de este Tribunal Constitucional que literalmente dice que “Ni la
libertad ideológica, ni la libertad de expresión comprenden el derecho a efectuar
manifestaciones, expresiones o campañas de carácter racista o xenófo, puesto que tal como
dispone el art. 20.4 CE no existen derechos ilimitados y ello es contrario no solo al derecho al
honor sino a otros bienes constitucionales como el de la dignidad humana ….el odio y el
desprecio a todo un pueblo o una etnia (a cualquier pueblo o cualquier etnia) son incompatibles
con el respeto a la dignidad humana, que sólo se cumple si se atribuye por igual a todo hombre,
a toda etnia, a todos los pueblos”.

3) La explicitación anunciada y referida a la libertad de configuración legal ha de apoyarse
sobre la base de negar que el tipo delictivo cuestionado adolezca de vaguedad o sea “difuso”,
sino que tiene como punto de referencia concreta el Delito de Genocidio, pues –tal como
destaca el Abogado del Estado, en su minucioso y fundado informe, “basta la lectura del art.
607-2 CP, para comprobar que los tipos que de su enunciado resultan, no pueden identificarse
con ese vaporoso “resto” sin explicación y sin contenido como parece sugerir la Sala que plantea
la cuestión de inconstitucionalidad: la justificación y negación de los delitos de asesinato, o de
las agresiones sexuales, o de los traslados forzosos de poblaciones, o las esterilizaciones, o las
pretensiones rehabilitadoras de regímenes que amparen estos delitos, no son leves
perturbaciones de la igualdad jurídica, ni su punición responde al modesto propósito de evitar
discriminaciones ocasionales. Se trata de condenar acciones que el legislador ha valorado como
causas de impulso directísimo a la perpetración de graves delitos que dañan a los intereses más
esenciales de la convivencia humana. Y la apreciación de esta relación causal entre la exposición
divulgadora de ciertas doctrinas o ideas y los crímenes más abyectos, no es un capricho ocasional
o repentino del legislador, ni una presunción irrazonable o excesiva, sino el producto de unas
dolorosas experiencias históricas. Por tanto, el art. 607-2, no carece de contenido”.

Por ello, por más que se esfuerce la Sentencia mayoritaria, no justifica la conclusión segunda
de su parte dispositiva, ya que únicamente aporta –en las únicas dos páginas y media que se
dedican a justificar la decisión de inconstitucionalidad de la que discrepo- matizaciones
dialécticas que, a mi entender, sólo constituyen un puro excurso argumental formalista, dado
que, según se deriva de la misma, aquéllas se incardinan en la teórica y no empírica distinción
entre incitación directa o indirecta a la comisión de Delitos contra el derecho de gentes situando
la negación del genocidio en “el ámbito de las meras opiniones sobre los hechos históricos, es
decir, en la esfera cubierta por el derecho de la libre expresión”, permitiendo el juego de los
artículos 16-1º CE (libertad ideológica) y 20-1º a) CE (libertad de opinión) y, consecuentemente,
la imposibilidad de considerar dicho comportamiento descrito en el inciso tantas veces referido
del art. 607-2 del C. Penal como constitucionalmente correcto.

Tomo aquí nuevamente las palabras del Abogado del Estado: “las ideas y doctrinas
criminalizadas en el art. 607-2º CP son las genocidas. No se trata de propagar doctrinas
simplemente adversas a un grupo nacional, étnico, racial o religioso. Tampoco se trata de la
pura negación de unos hechos, como puede ser el exterminio de unos seis millones de judíos por
el régimen criminal que gobernó el Reich alemán entre 1933 y 1945. El precepto pena la
negación o justificación “de los delitos”, no la pura negación de hechos, abrumadoramente
ciertos, por desgracia para la humanidad, en el caso de la destrucción de los judíos europeos.
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Propiamente, no esté en juego la libertad de información, que no protege las falsedades
deliberadas (“información veraz”, art. 20.1.d] CE). Está en juego la difusión de cierto tipo de
ideas o doctrinas”.

4) En definitiva, estamos en presencia de un Delito de peligro abstracto que –con
especificidad propia se diseña a partir de la polivalente expresión cual es la “difusión” que
abarca tres modalidades comisivas con una concreta referencia a “los Delitos tipificados en el
apartado anterior de esta artículo”. Con ello se cierra el círculo sancionador previsto por el
legislador para las conductas relativas al Delito de Genocidio, que, por ello resulta distinto y
diferenciado de otras figuras criminales como la provocación para delinquir (art. 18 CP), o la
incitación al odio racial (arts. 510, 515-5º, 519 y 615 del mismo CP) supuestos de concurso o
conflicto de leyes para los que el art. 8 del Código Penal ofrece las procedentes soluciones.

En mi opinión, creo que no cabe sino concluir que, ante las razones de sistemática expuestas y
por la propia naturaleza del Delito, la descripción típica referida a “la justificación del
Genocidio” conforma a aquél como una figura penal, de peligro abstracto, en cuanto que, en
correspondencia con mi criterio y con la meridiana objetividad y penoso recordatorio, que el
Abogado del Estado reseña, esa naturaleza se conforma, por contraposición, “al peligro concreto
que representa el tiro en la nuca, el coche bomba o la expulsión del territorio para
determinadas clases de personas. La difusión de ideas y doctrinas racistas o xenófobas han
logrado estimular resortes psicológico-sociales no bien conocidos, y crear una atmósfera social
que, como demuestra el desarrollo de los hechos en la Alemania nazi, comienza con la
discriminación legal en el acceso a cargos públicos y profesionales; sigue con el estimulo de la
emigración de parte de la población; y se extiende e intensifica a todos los campos de la
convivencia hasta los extremos de destrucción y exterminio que conoce la historia”.

Son pues, las precedentes referencias las que permiten llegar a la conclusión que se refleja en
este Voto en cuanto ésta deviene de su “comparación sistemática con otros preceptos penales,
con los que verdaderamente tiene una más estrecha y directa relación, esto es con los delitos de
especialísima gravedad que relaciona el apartado primero del propio artículo y que se agrupan
bajo la rúbrica de “delitos de genocidio”. Dicha vinculación es tanto más intensa cuanto que el
tipo cuya constitucionalidad niega la resolución mayoritariamente adoptada se integra por vía de
remisión con elementos definitorios de los delitos enumerados en los distintos apartados del
párrafo 1º, que no son sino delitos de resultado”.

Si –como destaca el Ministerio Fiscal- a ello se añade que “el núcleo de la acción castigada se
enmarca bajo la común rúbrica de la difusión, que lleva implícito el requisito de la publicidad,
ya que el término que encabeza el tipo implica la utilización de medios de comunicación para la
puesta en conocimiento general de lo que es objeto de opinión o juicio de valor, lo que,
consiguientemente, presupone el conocimiento, al menos potencial, por una pluralidad de
personas de lo opinado o valorado”, habrá de concluirse necesariamente en que ambas
conductas delictivas -negación y justificación-,he incluso la tercera, cual es la de “pretender la
rehabilitación de regimenes o instituciones que amparen prácticas generadoras de los mismos”
(delitos tipificados en el apartado anterior), unidas todas ellas por la conjunción disyuntiva “o”
más no por la copulativa “y”- reflejadas en los incisos del apartado 2º del art. 607 del Código
Penal- han de tener el mismo calificativo, que no puede ser otro que el de acordes con la
Constitución.

5) A partir de las especificaciones anteriores en las que se destaca como, ante concretas
formas delictivas –nuevas en otros tiempos y resurgentes en los actuales, (piénsese en además
del genocidio, en el narcotráfico o en el terrorismo)- el legislador ofrece respuestas en las que el
soporte de los Derechos Fundamentales que entran en conflicto o resultan afectados no se
alteran sino que se limitan, no podemos desautorizar constitucionalmente el Principio de
configuración legal ni el de intervención mínima propio del Derecho Penal con benevolentes,
artificiosas y teóricas prevenciones que, en lugar de consolidar dichos derechos, lo que hacen es
debilitar la salvaguarda de aquéllos, los cuales, por su objetiva primacía y efectiva realidad,
merecen -no con privilegiada preferencia, más sí con empírica y casuística evaluación y sin otra
finalidad que ajustar a términos de razonabilidad y proporcionalidad- otra solución jurídica que
la ofrecida por la Sentencia aprobada por la mayoría de mis compañeros para solventar los
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conflictos que entre ellos puedan suscitarse.

Creo que con dicha exposición queda así justificada mi discrepancia con la sentencia
mayoritaria, cuya parte dispositiva, a mi modesto entender, debió declarar constitucionales los
dos incisos a los que se hace referencia en la misma. Parecer que, con todo el respeto,
manifiesto frente a quienes comparten la decisión aprobada por el Pleno de este Tribunal
Constitucional.

En Madrid, a siete de noviembre de dos mil siete.

VOTO PARTICULAR QUE FORMULA EL MAGISTRADO DON JORGE

RODRÍGUEZ-ZAPATA PÉREZ RESPECTO DE LA SENTENCIA DEL PLENO DE 7 DE

NOVIEMBRE DE 2007, REFERENTE AL DELITO DE DIFUSION DE IDEAS QUE

NIEGUEN O JUSTIFIQUEN DELITOS DE GENOCIDIO.

1. Disiento de la Sentencia aprobada en el día de hoy. La cuestión de

inconstitucionalidad de la que nació este proceso en el año 2000 planteaba, y planteará,

problemas procesales, en los que no me voy a detener. Tampoco voy a entrar en un análisis

jurídico-penal del art. 607. 2 CP. Me basta señalar que no cabe independizar los tipos del art.

607.1 de los del art. 607.2 CP (en contra de lo que se asevera en el FJ 6), ni es convincente

diferenciar penalmente la negación de los delitos del art. 607.1 CP, que se considera inane,

de la justificación de los mismos, que se acepta tras una trabajosa interpretación (FJ 9 de la

Sentencia de la mayoría). Una crítica de esos extremos se encuentra en las consideraciones

que se vierten en los Votos particulares de dos de mis compañeros del Pleno, que comparto.

Voy a exponer mi discrepancia con la Sentencia de la mayoría desde el punto de vista del

Derecho constitucional y del Derecho comunitario futuro, que son los que me preocupan.

2. El artículo 1.1 de la Constitución española declara que tanto la libertad como

el pluralismo político son valores superiores de nuestro ordenamiento jurídico.

Desde la Transición democrática, cuyo aniversario se ha festejado recientemente,

España ha sido el País del pluralismo. En el ámbito social, el económico, el político y en la

vertebración territorial del Estado el pluralismo ha sido el signo que ha marcado estos treinta

años de experiencia democrática. En ese marco, nuestra Constitución de 1978 ha cobijado

con generosidad a todos los españoles, sin acepción de ideología, de credo o de partido.

Se ha afirmado, sin embargo, que “la paradoja de la libertad es también la

paradoja del pluralismo”. La experiencia del constitucionalismo europeo, en el período de

entreguerras del siglo XX, demostró que la aparición de fuerzas antipluralistas en el seno de

una sociedad democrática pone en cuestión, con excesiva facilidad, la libertad y el sistema

pluralista mismo.

Europa vivió entre 1918 y 1945 la época dorada del constitucionalismo clásico,

basada en lo que se llamó, en forma expresiva, “exceso de confianza en la soteriología

jurídica”. Profesar una fe inocente en el Derecho constitucional, considerándolo como realidad

salvadora que, por sí misma, asegura la libertad o el pluralismo fue un camino que se truncó
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por experiencias dramáticas en Países que conocieron las Constituciones técnicamente más

perfectas que ha ideado el genio humano.

Dejando aparte la propia experiencia de nuestra Guerra Civil, pese a la

Constitución de la II República española de 1931, el colapso de la Constitución de Weimar de

1919, pocos meses después de que el mariscal Hindenburg encomendase a una coalición de

partidos que apoyaba a Adolf Hitler la formación de un gobierno nacional socialista en 1933,

o la impotencia de muchas Constituciones de la Europa central u oriental para frenar el

totalitarismo comunista, tras la Segunda Guerra Mundial, llevó en la posguerra inmediata a la

Declaración Universal de Derechos Humanos de 10 de diciembre de 1948, al Convenio de

Roma de de 4 de noviembre de 1950, al Tribunal de Estrasburgo y a la misma Convención

para la prevención y sanción del delito de genocidio de 9 de diciembre de 1948, en cuyo

cumplimiento se dicta el art. 607 CP que nos ocupa.

Al igual que la Ley Fundamental de Bonn (artículo 1) la Constitución española de 1978

proclamó, por ello, que “la dignidad de la persona humana” es el primero de los fundamentos

del orden político y de la paz social (art. 10.1 CE), al considerar que sólo una concepción del

Derecho fundada en dicha dignidad puede fundamentar un Estado social y democrático de

Derecho y que dicho Estado debe contar además, para ser plural, con mecanismos de

garantía frente a la repetición de intentos de perversión del pluralismo.

En este contexto histórico se explican las leyes que incriminan a quienes niegan o

trivializan el holocausto nazi o, como en España, lo hacen respecto de los delitos de genocidio

tipificados en el art. 607.1 CP o de enaltecimiento del terrorismo, en el art. 578 CP. Alemania,

Austria, Bélgica, la República checa, Eslovaquia, Francia, Holanda, Liechtenstein, Lituania,

Polonia. Rumania y Suiza forman, junto a Israel, una lista de honor en la que, desde la

inconstitucionalidad parcial del art. 607.2 CP que declara la Sentencia de la que discrepo, se

difumina el nombre de España.

La Resolución del Parlamento Europeo sobre memoria del Holocausto,

antisemitismo y racismo recuerda que el 27 de enero de 2005 no debe servir sólo para el

recuerdo estremecedor del sexagésimo aniversario de la liberación del campo de exterminio

nazi en “Auschwitz-Birkenau”, donde fueron asesinados un millón y medio de judíos, personas

de etnia romaní, polacos, rusos, prisioneros de varias nacionalidades y homosexuales, sino

también debe servir de lección para alertar de los peligros que derivan del “preocupante

aumento del antisemitismo, especialmente los incidentes antisemitas en Europa” (sic).

En efecto, el riesgo de los grupos antipluralistas no se limita hoy a un mero

antisemitismo. El menosprecio y el vilipendio también amenaza a las minorías africanas,

árabes y asiáticas y a los inmigrantes no europeos que confluyen en forma significativa en el

presente siglo en nuestro Continente. De ahí el acierto de la tipificación de las diferentes

formas de genocidio en el art. 607.1 CP y la consecuente punición de la difusión de ideas o

doctrinas que nieguen o justifiquen tales delitos en el art. 607.2 CP. Este antipluralismo puede
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ser hoy un “peligro presente y claro” en una nueva Unión Europea formada por quinientos

millones de seres humanos. Por eso la propuesta de Decisión Marco relativa a la lucha contra

el racismo y la xenofobia, aprobada por el Consejo de la Unión Europea el 20 de abril de

2007 considera que el racismo y la xenofobia constituyen una amenaza actual para los 27

Estados miembros de la Unión, que debe llevar a definir un nuevo Derecho penal común a los

quinientos millones de seres humanos que integran la Unión Europea, donde se castigue la

“negación” o la “trivialización ofensiva” (“denying or grossly trivialising”) de los crímenes de

genocidio. Se trata de que ningún Estado europeo se pueda convertir en refugio y centro de

propaganda de los nuevos grupos antipluralistas, para no repetir en este siglo los errores del

siglo XX. Dicha propuesta de Decisión Marco que se declara, por supuesto, compatible con las

libertades de expresión y asociación reconocidas en los arts. 10 y 11 del CEDH, tiene un

alcance más amplio de lo que se recoge en el FJ 9 de la Sentencia de la mayoría y, sin duda,

consonante con el elemento tendencial que exigía ya el art. 607.2 CP antes de nuestra

Sentencia, como se razona en el Voto particular del Magistrado don Pascual Sala Sánchez.

3.- En un célebre Voto particular (caso Milk Wagon Drivers Union of Chicago v.

Meadowmoor) el Juez Black, del Tribunal Supremo norteamericano, afirmaba, en 1941, que la

libertad de hablar y escribir sobre asuntos públicos es tan importante para el gobierno en

América como el corazón para el cuerpo humano. La libertad de expresión - decía - es el

corazón mismo del sistema de gobierno norteamericano. Por eso cuando el corazón se

debilita desfallece el sistema y cuando se silencia el resultado es su muerte.

La Sentencia de la que disiento se inspira en esta doctrina al fundar su razón de

decidir (FJ 9 y Fallo) en la libertad de expresión del art. 20 CE y opera sobre el sentido y

alcance del art. 607.2 CP, en aras de esa libertad de expresión (FFJJ 4, 6 y 9).

Tal amplitud de la libertad de expresión representa, sin embargo, un retroceso

inoportuno y grave en las garantías del pluralismo que regían en España y en los Países de la

Europa democrática actual que acabo de citar. En el año 1941, cuando el juez Black escribía

su famoso Voto particular, el viaje a Estados Unidos no era una travesía virtual por Internet.

Cruzaban el Atlántico miles de barcos en los que huían de la Shoá, holocausto, o sacrificio por

fuego, miles de seres portadores de “vidas indignas de ser vividas”. Entretanto la vieja Europa

contemplaba el sacrificio de seis millones de judíos, que no habían podido alejarse de una

realidad monstruosa que desconocía la dignidad que todo ser humano tiene, en su irrepetible

individualidad. Cada Continente genera sus propios monstruos y la frialdad burocrática de un

régimen que practicaba científicamente todas las conductas genocidas que tipifica hoy nuestro

art. 607 CP no se produjo en América, sino en Europa. Por eso la Primera Enmienda de la

Constitución de los Estados Unidos contempla, fiel a la tradición de los pilgrim fathers de la

Unión americana, una “precious freedom of expression”, mientras que – con la excepción del

Reino Unido y los Países escandinavos - los Estados democráticos europeos no encuentran

reparo en adoptar leyes que incriminan a quienes niegan o trivializan los crímenes del
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holocausto nazi o el genocidio. En Europa el puesto de honor en la lista de los derechos

fundamentales lo ostenta la dignidad del ser humano, por lo que nos debemos dejar

deslumbrar por categorías ajenas a la experiencia europea.

4.- El problema constitucional se acrecienta, y ahí se profundiza aún más mi

discrepancia, cuando, con cita de la STC 48/2003, de 12 de marzo, sobre la Ley orgánica

6/2002, de 27 de junio, de partidos políticos, el fallo de la mayoría produce una

modificación de la doctrina vertida en el FJ 7 de aquella Sentencia unánime del Pleno, al no

reparar en que, ante delitos como el de genocidio, se trae a colación siempre la dignidad del

ser humano, que tratamos con cuidado exquisito en el FJ 7 de la referida STC 48/2003. La

Sentencia de la mayoría considera que las ideas u opiniones que han dado origen a esta

cuestión de inconstitucionalidad “resultan repulsivas desde el punto de vista de la dignidad

humana constitucionalmente garantizada” (sic en FJ 4) pero ello no impide concluir que, al

menos en parte, deben encontrar cobijo en una visión de la libertad de expresión del art. 20

CE de la que discrepo.

Esta doctrina se contrapone a lo que declaramos en las SSTC 214/1991, de 11

de noviembre (Caso León Degrelle) y 176/1995, de 12 de enero (caso del cómic Hitler-SS).

En efecto, la STC 214/1991 desarrolló una teoría revolucionaria de la legitimación procesal,

para concedérsela a doña Violeta Friedmann, mujer judía superviviente del campo de

exterminio de Auschwitz-Birkenau que reivindicaba su derecho al honor y el de todos los judíos

frente a una posición negadora de los crímenes del celebérrimo doctor Mengele. Afirmamos en

el FJ 8 de aquella importante Sentencia que el artículo 20.1 CE no garantiza el derecho a

expresar y difundir un determinado entendimiento de la Historia y del mundo tendente a

menospreciar y discriminar a personas o grupos en un discurso antisemita, racista o xenófobo

pues ello viola la dignidad de la persona humana, que es (en el art. 10.1 CE) uno de las

fundamentos del orden político y de la paz social. Más contundente, si cabe, fue la STC

176/1995 cuando, en su FJ 5, apostilló que la libertad de expresión es un valor fundamental

del sistema democrático que proclama nuestra Constitución, pero que un uso de ella que

niegue la dignidad humana, núcleo irreductible del derecho al honor en nuestros días, se sitúa

por sí mismo fuera de la protección constitucional (SSTC 170/94 y 76/95). “Un cómic como

este, que convierte una tragedia histórica en una farsa burlesca, ha de ser calificado como

vilipendio del pueblo judío, con menosprecio de sus cualidades para conseguir así el

desmerecimiento en la consideración ajena, elemento determinante de la infamia o la

deshonra”.

Por ello disiento, en Madrid, a siete de noviembre de dos mil siete.

VOTO PARTICULAR que formula el Magistrado don Ramón Rodríguez



69

Arribas, respecto a la Sentencia del Pleno de 7 de noviembre de 2007, dictada en la

Cuestión de Inconstitucionalidad núm. 5152/2000.

En el ejercicio de la facultad que nos confiere el art. 90.2 de LOTC y con

el pleno respeto a la opinión de la mayoría, expreso mi discrepancia con la Sentencia que

fundo en las siguientes consideraciones:

1.- La Sentencia al final del FJ, 7 sostiene que el precepto que sanciona la

negación del delito de genocidio solo “ resultaría conforme a la Constitución si se pudiera

deducir del mismo que la conducta sancionada implica necesariamente una incitación

directa a la violencia contra determinados grupos o un menosprecio a las víctimas del delito

de genocidio”.

Pues bien, el llamado “negacionismo” es, en si mismo y cuando menos, un claro

menosprecio hacia las víctimas que lo sufrieron y así se presenta en cuantas ocasiones se

produce en la realidad de quienes sostienen, por ejemplo, que el holocausto no existió y

que solo es propaganda sionista; pretender amparar semejantes actitudes en la libertad de

expresión es degradarla; por el contrario, y como sostiene el Ministerio Fiscal, dichas

actitudes van encaminadas a hacer surgir estados de opinión tergiversados sobre este

hecho histórico, ciertamente contrarios a lo que realmente aconteció, tratando así de

fomentar el olvido del mismo, por lo que el precepto no trata de castigar la libre difusión de

ideas u opiniones , por muy reprobables y rechazables moralmente que fueran, sino de

proteger a la sociedad de aquellos comportamientos que, una sistemática preparación

sicológica de la población, a través de medios propagandísticos, generarían un clima de

violencia y hostilidad que, de forma mediata, pudiera concretarse en actos específicos de

discriminación racial, étnica o religiosa; ciertamente este es un peligro que una sociedad

democrática no puede permitirse correr en las actuales circunstancias, en las que no puede

negarse el rebrote de esas actitudes.

No se trata de favorecer la fórmula “ de una democracia militante” pero si de

impedir la conversión de las instituciones que garantizan la libertad en una “democracia

ingenua” que llevara aquel supremo valor de la convivencia hasta el extremo de permitir la

actuación impune de quines pretenden secuestrarla o destruirla.

2.- Tampoco comparto que el precepto, en la parte que es objeto de la declaración

de inconstitucionalidad, pueda ser vulnerador de la libertad científica (art.. 20.1.b) CE)

porque no se trata de castigar el resultado de la investigación de un historiador demenciado

que llegara a la absurda conclusión de la inexistencia de un genocidio universalmente

contrastado, en cuyo caso no habría elemento intencional alguno, y por lo tanto no

resultaría punible, sino de poner coto, mediante la sanción penal, a la profusión de

informaciones directamente encaminadas a minimizar o a explicar hechos monstruosos de

genocidio para romper la barrera de repugnancia social que impide su temible repetición.

Que ese elemento intencional ,que por otra parte no se pone en duda respecto a la
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justificación, es el mismo que tendencialmente afecta a la negación del delito de genocidio,

lo pone de manifiesto la equiparación que entre ambas conductas realiza el legislador

español cuando tipifica en el apartado 2, del art 607 CP, como una misma conducta

punible “ la difusión por cualquier medio de ideas o doctrinas que nieguen o justifiquen los

delitos...”, utilizando, significativamente, la preposición alternativa “o”, lo que debería

haber conducido a entender que tanto una como otra forma de actuación se refiere a los

delitos y por lo tanto no son contrarios a nuestra Constitución, evitando la situación, en

cierta manera paradójica, de que mientras en muchos países se comienza a castigar

penalmente el antes citado “negacionismo” y se postula su general inclusión en los códigos

penales de la Unión Europea, sea España, que se había anticipado a tipificarlo, ahora

precisamente lo despenalice.

En Madrid a siete de noviembre de 2007.

Voto particular que formula el Magistrado Pascual Sala Sánchez a

la Sentencia de este Tribunal recaída en la Cuestión de Inconstitucionalidad

5152/200, planteada por la Sección Tercera de la Audiencia Provincial de

Barcelona respecto del artículo 607.2 del vigente Código Penal.

Con todo respeto hacia la posición mayoritaria, discrepo de la fundamentación

jurídica en que se sustenta y del fallo a que la misma conduce solo en cuanto se refiere a la

declaración de inconstitucionalidad del primer inciso del precitado artículo 607.2 del C.P.

1995, en el extremo en que castiga la difusión de ideas o doctrinas “que nieguen” un delito

de genocidio, sin permitir, por tanto, una interpretación conforme con la Constitución a

diferencia de lo que hace respecto de la conducta consistente en la difusión de ideas o

doctrinas que “justifiquen” un delito de la misma clase.

Baso mi discrepancia, una vez está delimitada en los términos que acaban de

exponerse, en las siguientes razones:

1ª.- La exigencia de un elemento tendencial en el tipo definido en el antecitado

artículo 607.2 CP, que la Sentencia de que discrepo considera comprendido en la conducta

consistente en la difusión de ideas o doctrinas que “justifiquen” un delito de genocidio (FJ.9) y

que sin embargo no admite en aquellas que lo nieguen, elemento este que la Sentencia de la

que disiento (FJ. 8, último párrafo) concreta en que la difusión de ideas o doctrinas -opiniones

las llama- “fuese en verdad idónea para crear una actitud de hostilidad hacia el colectivo

afectado”, resulta -dicho sea con todo respeto- en sí misma contradictoria, habida cuenta que

la figura delictiva las identifica cuando coloca en la misma posición la negación y la

justificación, conductas a las que simplemente separa por la disyuntiva “o”.

Quiere indicarse con esto que si “justificación”, como dice la Sentencia

aprobada, equivale a “incitación indirecta” a la comisión de delitos de genocidio, de tal forma
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que así se produciría, “en primer lugar, cuando la justificación de tan abominable delito

suponga un modo de incitación indirecta a su perpetración” o cuando, en segundo lugar, “con

la conducta consistente en presentar como justo el delito de genocidio se busque alguna suerte

de provocación al odio hacia determinados grupos definidos mediante referencia a su color,

raza, religión u origen nacional o étnico, de tal manera que represente un peligro cierto de

generar un clima de violencia y hostilidad que puede concretarse en actos específicos de

discriminación” (FJ.9), no se comprende bien como esa misma interpretación puede resultar

inadecuada cuando se trata de la conducta consistente en la “negación”.

Y es que lo que el precepto cuestionado castiga en las dos conductas -no se

olvide, legislativamente equiparadas- no es la simple “negación” en abstracto o la

“justificación” consistente en “la proclamación de ideas o posiciones políticas propias o

adhesión a las ajenas” (FJ.9), sino esas mismas “negación” o “justificación” en cuanto

signifiquen, como acaba de decirse, la presentación como justo de un delito de genocidio en

términos tales que suponga una incitación indirecta a su comisión.

2ª.- Aun prescindiendo del mencionado elemento tendencial, que como acaba

de razonarse si se admite para una de las dos conductas contempladas en el artículo 607.2

CP ha de admitirse para las dos, se ha de llegar a la misma conclusión de constitucionalidad

del precepto tan pronto se tenga en cuenta que no solo no constituye una interpretación

irrazonable o errónea del tipo definido en el artículo 607.2 CP, sino que, por el contrario,

resulta ajustado a los parámetros de la lógica entender que el precepto en cuestión define el

delito de genocidio con un presupuesto común a todas las modalidades comisivas que

contempla, a saber: la exigencia del propósito de destruir total o parcialmente a un grupo

nacional, étnico, racial o religioso. Lo que ocurre es que el artículo 607.1, en sus cinco

ordinales, hace referencia a conductas directa y hasta físicamente lesivas de bienes jurídicos

ligados a la vida, integridad física, salud o condiciones de vida y, en cambio, el artículo

607.2 CP hace relación solamente, como se ha repetido, a la difusión de ideas o doctrinas

que nieguen o justifiquen no los hechos sustentadores de las formas comisivas del ap.1, sino

“los delitos tipificados” en dicho apartado, delitos estos que no pueden cometerse sin el

“propósito” previo anteriormente destacado. Al ser así, entender que ese elemento tendencial

está también inmerso en las modalidades comisivas del tan mencionado ap.2 es un

razonamiento perfectamente coherente con la más elemental lógica jurídica.

3ª.- Es cierto que este argumento podría ser tachado de interpretación de

legalidad ordinaria que no incumbe hacer a este Tribunal y sí a los correspondientes órganos

de la jurisdicción ordinaria. Pero no lo es menos que sirve para poner de relieve que se trata

de una interpretación, lo mismo que la argumentada en el ap. 1º de este voto, perfectamente

factible y, por ello, susceptible de ser sustentada por el tribunal a quo que planteó la cuestión

parcialmente acogida en el criterio mayoritario, del mismo modo que, en relación con el caso

concreto que enjuiciaba, podía haber resuelto cualquier problema concursal o de
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compatibilidad que ese caso pudiera presentar respecto de los delitos relativos al ejercicio de

los derechos fundamentales y libertades públicas que citaba el Auto de planteamiento (arts.

510, 515.5 y 519 CP).

4ª.-Tampoco puede decirse que la declaración de inconstitucionalidad de la

difusión por cualquier medio de ideas o doctrinas que “nieguen” los delitos de genocidio sea

conforme con los textos internacionales más recientes o, con una perspectiva constitucional,

con la necesidad de evitar la introducción en el tipo penal de elementos que no figuran

recogidos en su tenor literal.

Lo primero porque, precisamente, el artículo 1º de la Propuesta de Decisión

Marco relativa a la lucha contra el racismo y la xenofobia, probada por el Consejo de la

Unión Europea en su reunión de 20 de Abril de 2007, y a la que alude la Sentencia de que

discrepo en su F:J.9, limita la obligación de los Estados miembros en la adopción de medidas

que garanticen el castigo de la apología pública de los crímenes de genocidio, y también de

la negación o trivialización flagrante de los mismos, a los casos en que “la conducta se ejecute

de tal manera que pueda implicar una incitación a la violencia o al odio” contra el grupo

social afectado. Es decir, la Propuesta mencionada sigue en este punto el mismo criterio que el

del artículo 607.2 del Código Penal Español o, lo que es lo mismo, exige que tanto para el

apología pública de los crímenes de terrorismo (en la Propuesta no se contempla directamente

la justificación) como para su negación o trivialización es necesario el elemento tendencial de

que “la conducta se ejecute de tal manera que pueda implicar una incitación a la violencia o

al odio”. Obsérvese cómo en este instrumento no se plantea duda alguna acerca de que la

negación de los crímenes (calificación jurídica como es igualmente la de delitos que hace el

Código español) entre en la obligación de los Estados de adoptar medidas punitivas o de

castigo en su contra, siempre que, como en los demás casos (apología o trivialización),

concurra el elemento tendencial de referencia.

Lo segundo porque los principios de presunción de constitucionalidad del

legislador democrático y de conservación de la Ley, como también la Sentencia de que

disiento reconoce (FJ.7), conducen al entendimiento de que solo cabe declarar la

inconstitucionalidad de aquellos preceptos cuya incompatibilidad con la Constitución resulte

indudable por ser imposible una interpretación conforme a la misma (SSTC 111/1993, de 25

de Marzo, F:J:8; 24/2004, de 24 de Febrero, FJ.6; 131/2006, de 27 de Abril, FJ 2.).

Aunque los aludidos principios no permiten que el TC reconstruya una norma para concluir su

constitucionalidad ni que la interpretación conforme acabe siendo una interpretación contra

legem, es necesario para ello que el sentido de aquella -de la norma, se entiende- sea

“evidente” y, como tal, contrario a la aludida posibilidad (STC 11/1981, de 8 de Abril, FJ.4)

o que, en vez de una auténtica interpretación conforme, se incurra en una desfiguración o

manipulación de los enunciados legales equivalentes a la creación de una norma nueva y a la

conversión del TC en legislador positivo (SSTC 235/1999, de 20 de Diciembre, FJ.13;
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194/2000, de 19 de julio, FJ.4 y 184/2003, de 23 de Octubre, FJ.7).

Pues bien; basta reiterar las consideraciones hasta ahora hechas para rechazar

que la exigencia en la conducta de difusión de doctrinas que nieguen los delitos de genocidio

del elemento tendencial de incitación indirecta a la violencia o al odio pueda ser calificada de

desfiguración o manipulación del texto legal, cuando es lo cierto que ese elemento tampoco

figura explicitado en la conducta equivalente de justificación y cuando no sería nunca

admisible interpretar que el legislador del Código Penal hubiera querido incriminar solo una

aséptica conducta de negación fáctica desprovista de toda intencionalidad. Esta, con todos los

respetos, sí podría merecer el concepto de interpretación abusiva y sacada de contexto y, al

propio tiempo, el de una innecesaria restricción en la incriminación de conductas

penalizadoras del gráficamente llamado “discurso del odio”, que todas las modalidades de

genocidio y de su defensa implican y que todo Estado democrático está obligado a perseguir.

Téngase presente, además, que es difícilmente comparable el caso examinado

en la STC 43/2004, de 23 de Marzo, con el que se contempla en la presente cuestión de

inconstitucionalidad, como hace el FJ.8 de la Sentencia de que discrepo al invocarla. En la

citada Sentencia se trataba de una supuesta vulneración del derecho al honor a consecuencia

de un reportaje biográfico, en el que se narraba una causa penal ante un consejo de guerra

durante la guerra civil, que este Tribunal consideró protegido por la libertad científica del

historiador para denegar el amparo interesado por los hijos de quien había actuado como

testigo de cargo en el citado proceso. En la presente cuestión se contempla, en cambio, una

conducta de distribución, difusión y venta de todo tipo de materiales en soporte documental y

bibliográfico, en los que “de forma reiterada e inequívocamente vejatoria para el grupo social

integrado en la comunidad judía (sic en el relato de hechos probados de la Sentencia

condenatoria recaída en la primera instancia penal no contradichos, ni cuestionados o

modificados en la apelación) se negaba la persecución y genocidio sufridos por dicho pueblo

durante el periodo histórico de la Segunda Guerra Mundial” y todo ello con el aditamento de

que “la inmensa mayoría de dichas publicaciones contenían textos en los que se incita a la

discriminación y al odio hacia la raza judía, considerándoles seres inferiores a los que se

debe exterminar como las ratas” (sic igualmente en el referido relato de hechos probados).

Resulta clara, pues, la existencia en el caso aquí examinado del elemento tendencial tantas

veces mencionado, que dotaba de sustantividad punitiva tanto a la conducta de difusión de

doctrinas negativas de los delitos de genocidio, como a los necesarios elementos distintivos de

esta forma delictiva en relación con la modalidad de provocación definida con carácter

general en el art. 18 CP o con las específicas de los artículos 615 y 510 del mismo cuerpo

legal, que en último término, y como se ha apuntado antes, podían suponer a lo sumo un

problema concursal para cuya resolución la Sala a quo no precisaba del planteamiento de

cuestión de inconstitucionalidad alguna.

Por todo ello, la modalidad delictiva declarada inconstitucional en la Sentencia no
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podía entenderse desconocedora del derecho a la libre expresión y difusión de pensamientos,

ideas y opiniones que reconoce el art. 20.1 CE y, en consecuencia, la cuestión de

inconstitucionalidad debió ser desestimada

Madrid, 7 de noviembre de 2007.
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i Bernard Lazare in „Antisémitisme, son histoire et ses causes“, Paris 1934, 1. Band, S. 42, hier zitiert nach Jonak
von Freyenwald « Jüdische Bekenntnisse », Nürnberg 1941, Faksimile S. 142


